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In Japan wird gerade die
erste genormte Fertig-Öko-
Stadt der Welt erbaut. Ob
diese Wohnschachtel tat-
sächlich eine sinnvolle Lö-
sung darstellt, scheint dem
Bürgermeister fraglich. Bei
näherer Betrachtung ist er
doch sehr froh, im guten, al-
ten Europa in gewachsenen
Strukturen zu leben. Seite 11
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Pfaffenhofen an der Ilm wurde jüngst in Seoul zur lebenswertesten Stadt der Welt gekürt. Das
australische Mandura und das tschechische Jihlava wurden auf die Plätze zwei und drei verwiesen.
Mehr über den Pfaffenhofener Erfolg auf Seite 11. Foto: Eppasandas

Landräte-Gespräch mit Staatsminister Söder:

Nachhaltigkeit
vor Schnelligkeit

Die Energiewende brennt auf den Nägeln
Das Thema Energiewende stand auf der Tagesord-
nung eines Informationsgesprächs der bayerischen
Landräte im Münchner Franz-Josef-Strauß-Haus mit
dem zu diesem Zeitpunkt noch amtierenden Umwelt-
minister Dr. Markus Söder und leitenden Mitarbei-
tern. Die Tagungsleitung oblag dem Landesvorsitzen-
den der KPV, Landrat Stefan Rößle (Donau-Ries).

Wie Rößle eingangs hervor-
hob, werde die Kommunalpoliti-
sche Vereinigung der CSU die
Energiewende offensiv mittra-
gen. Die Kompetenz der Kom-
munen könne und müsse auf
dem Weg der Umsetzung einge-
fordert werden.

Staatsminister Söder machte
deutlich, dass er sich für eine
„gleichförmige Geschwindig-
keit“ bei der Umsetzung der En-

ergiewende einsetze. Er sei so-
wohl Stimmen nach schnellerem
Vorgehen ausgesetzt, als auch
Bitten um langsames, behutsa-
mes Handeln. Nun gelte es, ei-
nen Zwischenweg zu finden.

Energieagentur

Wie Söder berichtete, habe die
bayerische Energieagentur im
September ihre Arbeit aufge-
nommen. Die Bezirksregierun-
gen sollen künftig die primären
Ansprechpartner in Sachen En-
ergiewende sein. Es bestehe
Sympathie dafür, die Landkreis-

ordnung so anzupassen, dass die
Landkreise mehr Spielraum er-
halten und sich auch wirtschaft-
lich betätigen können. Dies gelte
vor allem für die Energiewirt-
schaft.

Mit Blick auf die regenerative
Energie Wasserkraft plädierte der
Minister für den Einsatz eines
Programms zur ökologischen Er-
neuerung von alten Wasserkraft-
anlagen und der Entwicklung
moderner Kraftwerkstypen (z. B.

Fließgewässerkraftwerk an der
Salzach). Was die Photovoltaik
anbelangt, so könnten möglicher-
weise die Flächen genutzt wer-
den, die wegen der Bundeswehr-
reform frei werden. Auch bei
landwirtschaftlich nicht sehr
hochwertigen Flächen könne ei-
ne verstärkte Photovoltaik-Nut-
zung diskutiert werden. Zudem
werde über Fördermöglichkeiten
bei der Erzeugung von regenera-
tiver Energie aufAltlastenflächen
nachgedacht.

Thema Windkraft

Beim Thema Windkraft wies
Söder darauf hin, dass ein Lärm-
gutachten ab 1.000 Meter Ent-
fernung zur Wohnbebauung (in
Wohngebieten) in Zukunft nicht
mehr vorgeschrieben ist. Der
Entwurf für einen Winderlass
wird für November erwartet. Bei
ökologisch nicht sehr hochwerti-
gen Flächen reicht eine Aus-
gleichszahlung anstelle von Aus-
gleichsmaßnahmen.

In der darauffolgenden Dis-
kussion bemängelten die Land-
räte, dass für den Energiewech-
sel in Bayern zu viele Stellen zu-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Markus Söder.

Deutscher Städtetag:

Bundesmittel für
Kommunen sichern

Präsidium- und Hauptausschuss-Sitzung in Berlin

Der Deutsche Städtetag begrüßt die Entlastung der
Kommunen von den Ausgaben der Grundsicherung
im Alter. Wie die Vizepräsidentin des kommunalen
Spitzenverbandes, Frankfurts Oberbürgermeisterin
Petra Roth nach Sitzungen von Präsidium und
Hauptausschuss in Berlin erläuterte, „ist die Zusage
des Bundes, schrittweise die Ausgaben für die Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu
übernehmen, ein wichtiger Beitrag, um die Kommu-
nen wieder handlungsfähiger zu machen“. Auf Dauer
werde sich die drückende Last der kommunalen So-
zialausgaben dadurch spürbar verringern. Allein in
diesem Jahr werde eine neue Rekordhöhe von fast 45
Milliarden Euro Sozialausgaben erwartet.

Roth betonte, aktuelle Zahlen
des Statistischen Bundesamtes
seien Beleg dafür, wie wichtig die
Entlastung von den Kosten der
Grundsicherung für die Kommu-
nen ist. Die Zahl der Bezieher

von Leistungen der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbs-
minderung ist im Jahr 2010 im
Vergleich zum Vorjahr um 4,3
Prozent gestiegen. Diese Steige-
rung reiht sich ein in die allgemei-
ne Tendenz, dass immer mehr
Bürgerinnen und Bürger in
Deutschland auf Leistungen der
sozialen Mindestsicherung ange-
wiesen sind: „Die Kommunen
sind jedoch keine Rentenversi-
cherung, sondern es geht hier um
eine gesamtgesellschaftlicheAuf-
gabe. Dem trägt der Bund jetzt
Rechnung.“

Grundsicherung

Allerdings appelliert der Deut-
sche Städtetag an die Länder,
noch Verbesserungen des Geset-
zes im Bundesrat vorzunehmen.
Ergänzt werden solle im Gesetz
eine Spitzabrechnung der tat-
sächlichen Ausgaben für die
Grundsicherung, damit der Bund
die volle Höhe der Ausgaben
übernimmt. Bisher knüpfe die
Regelung ausschließlich an den
Ausgaben im Vorvorjahr an, so
dass die Kommunen den erwar-
teten Ausgabenanstieg nicht er-
stattet bekommen. Dieser Me-
chanismus werde der erklärten
Absicht des Bundes nicht ge-
recht, die Kommunen vollständig
von den tatsächlichen Kosten der
Grundsicherung zu entlasten.

Die Städtetags-Vizepräsiden-
tin erwartet außerdem volle
Solidarität der Länder mit ihren
Kommunen: „Es ist Aufgabe der
Länder, die Bundesmittel zur
Entlastung der Kommunen auch
wirklich an die Kommunen wei-
terzuleiten. Die Städte sehen mit
Sorge, dass einige Länder zu-

mindest einen Teil der Mittel of-
fenbar für sich behalten wollen.
Dazu darf es nicht kommen.“

Der Spitzenverband fordert,
dass zudem zügig die von Bund
und Ländern zugesagten weite-
ren Entlastungen im Bereich der
Grundsicherung in den Jahren
2013 und 2014 auf den parla-
mentarischen Weg gebracht wer-
den. Diese Verabredungen zwi-
schen Bund und Ländern, die im
Rahmen eines Vermittlungsver-
fahrens getroffen wurden, stell-
ten einen wichtigen Schritt in der
Umsetzung der Beschlüsse der
Gemeindefinanzkommission dar.

Betreuungsplätze

Was die Betreuungsplätze für
Kinder unter drei Jahren anbe-
langt, so liegt der Bedarf nach
Angaben des Deutschen Städte-
tages in vielen großen Städten
weitaus höher als bislang an-
genommen. Zahlreiche Städ-
te rechnen mit Betreuungsquo-
ten in einer Größenordnung von
50 Prozent. Der kommunale
Spitzenverband fordert deshalb
Bund und Länder auf, gemein-
sam mit den Kommunen zeitnah
zu überprüfen, inwieweit die
notwendige große Zahl von Plät-
zen tatsächlich 2013 zur Verfü-
gung steht. Die Städte appellie-
ren außerdem eindringlich an die
Länder, die noch fehlenden Fi-
nanzmittel für den Ausbau der
Betreuung bereitzustellen.

Wie der Präsident des Deut-
schen Städtetages, Münchens
Oberbürgermeister Christian Ude
bemerkte, „gibt es am Willen und
Engagement der Städte für den

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Tourismustag in Nürnberg:

Menschen machen Tourismus
„Menschen machen Tourismus“ lautete das Motto
des diesjährigen Bayerischen Tourismustages in
Nürnberg. „Dank der Menschen, die die bayerische
Gastfreundschaft und Lebensfreude verkörpern, ist
Bayern das Reiseland Nummer eins in Deutschland“,
betonte Wirtschaftsminister Martin Zeil. Der Bayeri-
sche Tourismustag findet jährlich abwechselnd in
Nürnberg und München statt.

Das Jahr 2010 ging nach Aus-
sage Zeils bereits als Rekordjahr
in die Annalen des Bayerntouris-
mus ein: Nie kamen mehr Rei-
sende als Gäste nach Bayern als
im vergangenen Jahr. Die Zahl
der Übernachtungen dieser Bay-
ernreisenden kletterte auf den
höchsten Stand seit 2001. „Aktu-
ell sieht es so aus, als könnten
wir die Ergebnisse aus diesem
fulminanten Jahr in 2011 noch
einmal toppen“, so der Minister:
So konnte in den ersten acht Mo-
naten mit rund 19,9 Millionen
Ankünften ein Plus von 5,4 %
erzielt werden. Auch die Über-
nachtungen haben in diesem

Zeitraum stark angezogen mit ei-
nem Zuwachs von 3,3 % auf fast
55 Millionen.

Qualitätsanspruch

Zeils Bitte an die Tourismus-
beschäftigten: „Halten Sie den
Servicegedanken und Qualitäts-
anspruch im Bayerntourismus
auch künftig hoch! Denn Service
und Qualität sind dauerhafte
Aufgaben, bei denen es immer
noch Potential nach oben gibt!“
Jedes Unternehmen und jede
touristische Organisation müsse
für ein entsprechendes Umfeld
und Qualifikationsmöglichkei-

ten sorgen und entsprechende In-
itiativen ergreifen. Exemplarisch
nannte Zeil die Qualitätsoffensi-
ve ServiceQ sowie den Gastro-
ManagementPass.

GastromanagementPass

Insgesamt gibt es mittlerweile
über 350 Betriebe in Bayern, die
das Qualitätssiegel ServiceQ als
sichtbaren Beweis für ihre beson-
ders hohe Dienstleistungs- und
Servicequalität dem Kunden ge-
genüber führen. Dabei handelt es
sich nicht nur um Betriebe aus
Hotellerie und Gastronomie, son-
dern ebenso aus Groß- und Ein-
zelhandel, um Tagungs-, Bil-
dungs- und Kultureinrichtungen
ebenso wie um Verbände und Ver-
kehrsunternehmen. Mit Volkach
und Beilngries tragen sogar zwei
Städte das Prädikat „Q-Stadt“.

Der neue eingeführte Gastro-
ManagementPass werde als
Fort- und Weiterbildungsmaß-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Horst Krebes

84513 Töging am Inn
am 18.11.

Bürgermeister Vitus Pichler
83530 Schnaitsee

am 26.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Hügelschäffer

97234 Reichenberg
am 25.11

Bürgermeister Karl Mühlbauer
94377 Steinach

am 30.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Emmert

97779 Geroda
am 27.11.

Bürgermeister Georg Riesch
83676 Jachenau

am 30.11.

Bürgermeister Hans Wittauer
95466 Weidenberg

am 30.11.

Bürgermeister Helmut Taut
91346 Wiesenttal

am 30.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Durst

92275 Hirschbach-Eschenfelden
am 24.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl-Heinz Wagner

96146 Altendorf
am 22.11.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Das Ehrenamt
aufwerten

Mit Hilfe der Kommunen
die Rahmenbedingungen der Zeit anpassen

Das Ehrenamt aufzuwerten und mit ihm ein Netz der Solidarität
und Nächstenliebe zu spannen, ist Ziel der Staatsregierung. Fe-
derführend hat Sozialstaatssekretär Markus Sackmann (CSU)
dazu die Öffentlichkeit und insbesondere die Kommunen aufge-
rufen. Anlässlich der ersten Verleihungen der neuen Bayeri-
schen Ehrenamtskarte erläuterte er im Sozialausschuss des
Landtags das Ziel, die Rahmenbedingungen für die freiwillige,
unentgeltliche Mitarbeit vieler Bürgerinnen und Bürger durch
eine behördliche und wirtschaftliche Infrastruktur zu stärken.
Damit soll dem in Kürze drohenden Mangel an freiwilligen Hel-
fern entgegengewirkt werden.

Die Ehrenamtskarte sei gut
angekommen, berichtete Sack-
mann. Viele Gemeinden hätten
bereits ihre Mitarbeit angemel-
det. Seine Aufforderung das
neue Konzept zu akzeptieren,
galt insbesondere den großen
Städten mit München an der
Spitze. Sie fürchten zusätzliche
finanzielle Belastungen durch
die vorgesehene Einrichtung von
Koordinationszentren und durch
die Ehrenamtskarte. Sie gewährt
dem bzw. der Ehrenamtlichen
für zwei Jahre zahlreiche Ver-
günstigungen bei Einrichtungen
des Freistaats wie Museen oder
Bäder sowie kostenlose Benut-
zung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs. Der Staat fördert
die Karte in Landkreisen und
Städten einmalig mit 5.000 Euro.
Die kommunalen Spitzenver-
bände, voran der Städtetag, ha-
ben hierzu Bedenken angemel-
det und Änderungsvorschläge
gemacht.

Helfermangel

Der ab 2015 drohende Mangel
an freiwilligen Helfern wird
durch eine Studie für die „Pilot-
region Unterfranken“ manife-
stiert. Professorin Doris Rosen-
kranz von der Hochschule für
angewandte Wissenschaften
Würzburg-Schweinfurt stellte
sie nach Sackmanns Bericht dem
Ausschuss vor. Das Ehrenamt
sei heute ganz anders aufgebaut

als vor 15 Jahren. Der demogra-
phische Wandel erfordere eine
neue Infrastruktur. Auch die Mo-
tivation der Helfenden sei anders
und intensiver geworden. Sie zu
erreichen, sei Aufgabe der Sozi-
al-, Sport- und anderen Verbände
bis hin zum Notdienst und zur
Feuerwehr. Stärkere Qualifizie-
rung und Vernetzung der Verant-
wortlichen sei unabdingbar. Den
kleinen Gemeinden brenne das
Problem auf den Nägeln. Derzeit
sind in der Hochrechnung der
Studie in Bayern rund 3,6 Mil-
lionen Menschen ehrenamtlich
aktiv. Weitere vier Millionen
würden sich gerne engagieren.

Neuer Weg

Joachim Unterländer kündigte
in der Aussprache als CSU-Spre-
cher das Bemühen an, gerade die
Städte für den neuen Weg mit

seiner gesellschaftlichen und so-
zialen Komponente zu gewin-
nen. Es gehe nicht darum, das
mit der Wehrpflicht außer Kraft
gesetzte freiwillige soziale Jahr
zu ersetzen.

Angelika Weikert von der
SPD sprach von einem wichtigen
Bestandteil der demokratischen
Gesellschaft. Ehrenamtliches En-
gagement müsse sich auch durch
berufliche Anerkennung bestäti-
gen. Ihr Fraktionskollege Hans-
Ulrich Pfaffmann stimmte dem
zwar zu, warnte aber durch neue
Koordinierungsstellen zwischen
Kommunen, Behörden und Ver-
bänden neue Komplikationen
und Kosten zu verursachen. Dem
stehe die permanente Kürzung
staatlicher Fördermittel gegenü-
ber - was der Staatssekretär de-
mentierte. Hans-Jürgen Fahn
(FW) meinte, der Freistaat solle
ein bisschen stärker in die Förde-
rung des Ehrenamts einsteigen. In
anderen Ländern gebe es mehr
ehrenamtliches Engagement.

Warnung vor
zu viel Bürokratie

Bei grundsätzlichem Ja zu Stär-
kung des Ehrenamtes und zur
Kooperation mit Kommunen
und Verbänden warnten auch die
CSU-Abgeordneten Gudrun Bren-
del-Fischer und Bernhard Seiden-
ath vor zu viel Bürokratie. Die
Ansprechpartner in den Land-
ratsämtern sollten auch Unterneh-
mer sein. Ausschussvorsitzende
Brigitte Meyer (FDP) warnte am
Ende der schwerpunktmäßig dem
Thema Ehrenamt in Bayern ge-
widmeten Sitzung, dies sei ein
schmaler Grat. rm

Auf Fahrenschon
folgt Söder
Wechsel im Finanzministerium

zieht drei Umbesetzungen nach sich
Nach fünf Tagen interner Gespräche in der Staatskanzlei an ei-
nem durch Reformationsfest und Allerheiligen verlängerten
Wochenende hat Ministerpräsident Horst Seehofer die Umbe-
setzungen in seinem Kabinett bekannt gegeben: Der am 30. No-
vember in Berlin als Präsident des Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes kandidierende Finanzminister Georg Fah-
renschon legte sein Amt am 3. November nieder und übergab
Umweltminister Markus Söder das Ministerium. Auch die not-
wendigen weiteren Umbesetzungen im Kabinett wurden durch
Entscheidungen des Regierungschefs sofort vollzogen. Nur ein
neuer Staatssekretär brauchte eine Woche darauf rechtlich die
Zustimmung im Landtag. Politisch war die CSU-Fraktion allein
für das Stühle rücken zuständig und verantwortlich. Koalitions-
partner FDP stimmte zu.

Zu den in den fünf Krisenta-
gen entstandenen Mutmaßungen
über eine hektische Suche versi-
cherte der Ministerpräsident, es
sei ein sehr ruhiges und sachli-
ches Verfahren gewesen. Er hätte
Fahrenschon gerne behalten, aber
er respektiere dessen Entschei-
dung. Fraktionsvorsitzender Ge-
org Schmid schloss sich dem
Dank Seehofers an den Minister
für drei Jahre exzellenter Arbeit
an. Das Angebot, ein so entschei-
dendes Amt in der Finanzwirt-
schaft zu bekommen, sei aber
etwas Besonderes. Fahrenschon
musste seine Bewerbung termin-
gerecht Anfang November einrei-
chen. Wann er die neue Aufgabe
übernimmt, hängt davon ab, zu
welchem Zeitpunkt der amtieren-
de Präsident Dr. Heinrich Haasis
im April oder Mai nächsten Jah-

res ausscheidet. Rechtzeitig
zuvor will Fahrenschon sein
Landtagsmandat zurückgeben.

Huber rückt auf

Das Amt als Umwelt- und Ge-
sundheitsminister übernahm mit
der allen sofort vom Minister-
präsidenten übergebenen Entlas-
sungs- und Ernennungsurkunde
der bisherige Staatskanzleimini-
ster Marcel Huber, der 2007/08

bereits Umweltstaatssekretär
war. In die Staatskanzlei rückte
Staatssekretär Thomas Kreuzer
aus dem Kultusministerium
nach. Seinen Platz übernahm
nach Zustimmung des Landtags
Bernd Sibler, bisher Vorsitzender
des Hochschulausschusses und
in der vorigen Legislaturperiode
für ein Jahr Kultusstaatssekretär.

Seehofers Stellvertreter, Wirt-
schaftsminister Martin Zeil,
wünschte dem neuen Finanzmini-
ster eine glückliche Hand. „Ob Fi-
nanzierung des Energieumbaus,
Sanierung der Bayerischen Lan-
desbank oder ausgeglichener
Haushalt, in der Eurokrise ist die
finanzpolitische Agenda eine
große Herausforderung.“ Die Op-
position kommentierte die Kabi-
nettsumbildung als Zeichen inne-
rer Unsicherheit der CSU.

Erste Bewährungsprobe soll
die Kabinettsklausur am 18./19.
November in Tegernsee sein. Es
geht um den Nachtragsetat 2012.
Angesichts der günstigen Herbst-
steuerschätzung hat der neue Fi-
nanzminister einen relativ guten
Start bei mindestens 500 Millio-
nen Euro Mehranforderungen
der Ministerien. Seehofer hat
Hilfen für Gemeinden und Re-
gionen angekündigt, die von der
Bundeswehrreform stark betrof-
fen sind. rm

Optocraft GmbH erhält Innovationspreis 2011 der
bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken

Traditionell zeichnen die bayerischen Volksbanken und Raiffei-
senbanken auf ihrem Wirtschaftstag „Bayerns Mittelstandsbe-
trieb des Jahres“ aus. Der mit 20.000 Euro dotierte Preis ging
dieses Jahr an die Optocraft GmbH aus Erlangen.
Das Unternehmen hat eine Technologie auf den Markt gebracht,
die Messungen am menschlichen Auge genauer, schneller und
kostengünstiger macht als bisher.
Stephan Götzl, Präsident des Genossenschaftsverbands Bayern,
freute sich mit den Preisträgern: „Wer mitten aus der For-
schungslandschaft Bayern heraus ein Unternehmen gründet
und ein Diagnosegerät zur Marktreife bringt, das die Augen-
heilkunde wirklich voranbringt, verdient große Anerkennung.“
Bei der Preisverleihung überreichten GVB-Präsident Stephan
Götzl (2. v. l.) und Staatsminister Martin Zeil (2. v. r.) den Inno-
vationspreis an Johannes Pfund (Mitte), den Geschäftsführer
der Optocraft GmbH aus Erlangen.

Bayerischer Finanzgipfel 2011 in München:

Zwischen Risikovorsorge
und Wachstum

Top-Veranstaltung für die Finanz- und Versicherungsbranche

Beim 5. Bayerischen Finanzgipfel zum Thema „Finanzierung
und Versicherung der Wirtschaft - Regulierung zwischen Risi-
kovorsorge und Wachstum“ erörterten hochrangige Vertreter
der Finanzwirtschaft in der Landeshauptstadt die Schuldenkri-
se einiger europäischer Staaten, die das Geld- und Finanzsystem
nach der Krise 2009 vor eine erneute harte Belastungsprobe
stellt. Laut Wirtschaftsminister Martin Zeil „steht hier in letzter
Konsequenz nicht nur der Fortbestand des Euro auf dem Spiel,
sondern nichts weniger als das Kernelement unserer freiheitli-
chen Wirtschaftsordnung“.

Zeil plädierte für eine schnelle
und langfristig tragfähige Lö-
sung – „erstens für die schwelen-
de Staatsschuldenkrise und zwei-
tens für die Stabilisierung der Fi-
nanzmärkte“. Wie der Minister
ausführte, dürfe die Schulden-
blase nicht unkontrolliert weiter
aufgebläht werden, indem die
Gemeinschaft die Haftung für ei-
nen weiteren beträchtlichen Teil
der Schulden einzelner Mitglied-
staaten übernimmt.

Finanzhilfen der Gemeinschaft
dürften auf keinen Fall für eine
dauerhafte Alimentierung über-
schuldeter Staaten missbraucht
werden. Alle Rettungsmaßnah-
men seien vorrangig darauf aus-
zurichten, die bestehende Über-
schuldung in den Eurokrisenlän-
dern wirkungsvoll und zügig ab-
zubauen. Gleichzeitig sei durch
geeignete Maßnahmen sicher zu
stellen, dass in Zukunft keine er-
neuten Verschuldungsprobleme
in diesen Staaten eintreten kön-
nen. Dazu gelte es konsequent die
Wachstumskräfte zu stärken.
Zeil: „Wir brauchen eine koordi-
nierte Wachstumsstrategie und ei-
ne mutige Ausweitung der Stabi-
litätskultur in Europa. Die Unab-
hängigkeit der EZB muss unein-
geschränkt gewahrt bleiben.“

Richtig ist es Zeil zufolge, im
Vorgriff auf Basel III die Rege-
lungen für die Eigenkapitalaus-
stattung für systemrelevante Fi-
nanzinstitute zu verschärfen. Vor
allem gelte es, Regulierungs-
lücken im Schattenbankensystem
zu schließen. Das ordoliberale
Staatsverständnis erfordere einen
starken Staat, der eine funktionie-

rende Rahmenordnung durchset-
zen muss. „Wir brauchen keine
politischen Schnellschüsse, son-
dern ordnungspolitisch saubere
Lösungen“, betonte der Minister.

Die Lösungsansätze zur aktuel-
len Finanzkrise stellten makroö-
konomische und regulatorische
Überlegungen in den Mittelpunkt,
was zweifellos richtig sei, so Zeil.
Die Politik müsse hier aber in be-
sonderer Weise auch die Auswir-
kungen auf den Bereich Mittel-
standsfinanzierung im Auge ha-
ben. „Wir sind in Deutschland
und der Eurozone auf eine günsti-
ge Kreditversorgung in besonde-
rer Weise angewiesen: Unsere
Unternehmen wickeln nur 30 Pro-
zent der Fremdfinanzierung über
den Kapitalmarkt ab. Und kleinen
Mittelständlern steht diese Aus-
weichmöglichkeit überhaupt nicht
zur Verfügung. Der Hausbankkre-
dit ist daher für die Leistungsträ-
ger unserer Wirtschaft nach wie
vor das Mittel der Wahl. Wir müs-
sen daher in unseren Regulie-
rungsbemühungen umsichtig han-
deln und den Mittelstand fest im
Blick behalten. Am Ende darf es
nicht heißen: ‚Regulierungsope-
ration gelungen, Patient tot’“,
mahnte der Minister.

Gerade auch in ihrer Wechsel-
wirkung berge die Reform der
Versicherungs- und Bankenregu-
lierung – Stichwort Solvency II
und Basel III – erhebliche Finan-
zierungsrisiken für deutsche Un-
ternehmen, fuhr Zeil fort . Denn
dem durch Basel III ausgelösten
Kapitalbedarf der Banken stün-
den Anreize in Solvency II ge-
genüber, langfristige Bankanlei-

hen zu meiden. Dies könnte laut
einer Studie der Finanzplatz
München Initiative FPMI die Re-
finanzierungskosten nach oben
treiben und die Mittelstandsfi-
nanzierung verteuern. Die Initia-
tive umfasst mit ihren 50 Mitglie-
dern das „who is who“ des
bayerischen Finanzplatzes und
hat damit erhebliches Gewicht.

Der Präsident der Deutschen
Bundesbank, Dr. Jens Weidmann
rief dazu auf, in schwierigen Zei-
ten die Stabilität des Finanzsy-
stems zu bewahren. Die Krise
habe gezeigt, „dass dieses Ziel
nur erreicht werden kann, wenn
die Regulierung der Finanz-
märkte verbessert wird“. Auch
wenn die Reform der Finanz-
marktregulierung noch nicht ab-
geschlossen sei, „sind wir auf
dem Weg zu einem stabilen Fi-
nanzsystem“.

Die Stabilität des Finanzsy-
stems hänge freilich nicht nur
von der Qualität der Regulierung
und Aufsicht ab, fuhr Weidmann
fort. Die Staatsschuldenkrise zei-
ge, dass auch die makroökono-
mische Stabilität eine zentrale
Voraussetzung für ein stabiles
Finanzsystem ist. Dazu leiste die
Geldpolitik mit Geldwertstabi-
lität einen wichtigen Beitrag.
Doch das Vertrauen in die Soli-
dität der Staatshaushalte und die
Wettbewerbsfähigkeit der Volks-
wirtschaften könne nur die Poli-
tik gewährleisten. Es gelte wei-
terhin, einen konsistenten Rah-
men der Währungsunion zu
schaffen, der die Anreize zu soli-
den Staatsfinanzen und wettbe-
werbsfähigen Volkswirtschaften
stärkt. Dann werde auch die Be-
wältigung der Krise gelingen.

Wie Gerd Häusler, Vorstands-
vorsitzender der BayernLB, er-
läuterte, ist Deutschland als Land
mit erheblichen Überschüssen in
der Leistungsbilanz seit Jahrzehn-
ten Nettogläubiger. Mitte 2011
betrugen die Nettoauslandsforde-
rungen 949 Mrd. Euro. Daraus

sollte, so Häusler, eigentlich eine
eindeutige Interessenlage abzulei-
ten sein: „Schutz von Gläubiger-
interessen, wenn man so will un-
serer DNA“.

Staatsschuldenkrise

Tatsächlich erlebe man im Zu-
ge der Staatsschuldenkrise im Eu-
roraum eine sehr hohe Toleranz
für Schuldner, zum Teil in mora-
lischen Kategorien. Deutschland
habe aber die DNA eines Gläubi-
gers, „es geht um unser Volksver-
mögen“. Häusler: „Banken sind
auch Gläubiger, die einen Teil un-
seres Volksvermögens gegenüber
dem Ausland halten. Wir sollten
deshalb vorsichtig sein, unsere
DNAund damit unsere Interessen
zu gefährden.“

Der Gesetzgeber habe das
Recht, Banken zu „utilities“ zu
machen, mit niedrigem Risiko
und geringem Ertrag. Er könne
im Rahmen der demokratischen
Ordnung all dies beschließen.
„Private Kapitalgeber müssen
und werden aber solche rendite-
armen Banken nicht mit Eigen-
kapital ausstatten“, meinte der
BayernLB-Vorstand.

Häusler zufolge „scheint in der
bundesweiten Debatte um das
Bankensystem der Zukunft die
Bedeutung der einzelnen Ban-
kengruppen in der Unterneh-

mensfinanzierung nicht immer
bekannt zu sein“. Ein Blick in die
Bundesbankstatistik zeige, welch
tragende Rolle hier den Landes-
banken zukommt: Auf diese ent-
fielen per Ende Juni 2011 mit 204
Mrd. Euro ein Fünftel der Auslei-
hungen an Unternehmen in
Deutschland, zusammen mit den
Sparkassen über 40 % oder 440
Mrd. Euro – mehr als von jeder
anderen Bankengruppe. Die Lan-
desbanken trügen somit in erheb-
lichem Maße zur Finanzierung
der deutschen Wirtschaft bei, ins-
besondere für Immobilienkun-
den, Großunternehmen und den
Mittelstand, der je nach Unter-
nehmensgröße gemeinsam mit
den Sparkassen betreut wird.

Häusler abschließend: „Die ho-
he Bedeutung der Landesbanken
für die deutsche Wirtschaft wird
durch deren Fehltritte in den letz-
ten Jahren verdeckt. Seit Jahren
stehen die Landesbanken im Zen-
trum der Diskussion um eine Re-
form des deutschen Banksy-
stems. Wer im Zuge dieser Dis-
kussion dieAbschaffung der Lan-
desbanken fordert, muss die Fra-
ge beantworten, wer an deren
Stelle als Unternehmensfinanzie-
rer treten soll. Der Hinweis auf
den Kapitalmarkt mag für große
Unternehmen gelten, nicht aber
für die Mehrzahl der mittelständi-
schen Unternehmen.“ DK
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Die Aussetzung der Wehr-
pflicht, die Herausforderungen
des demographischen Wandels
und die Ausrichtung der Bun-
deswehr auf veränderte Ein-
satzbedingungen haben tief-
greifende Veränderungen not-
wendig gemacht. Unter der Fe-
derführung von Bundesvertei-
digungsminister Dr. Thomas de
Maizière wurde für die Bundes-
wehr ein neues Stationierungs-
konzept ausgearbeitet und am
26. Oktober 2011 vom Bundeskabinett gebilligt.
Von den Veränderungen der Standortentschei-
dung ist auch der Freistaat Bayern in Bezug auf
Schließungen von Kasernen und signifikanter
Reduzierung der Dienstposten direkt betroffen.

Die Standortentscheidung hat aus kommunal-
politischer Sicht Licht- und Schattenseiten.
Einerseits konnte gemäß den Überlegungen
durch „Ausdünnung“ von Dienstposten eine
Reihe von Standorten in Bayern erhalten wer-
den. Des Weiteren bleibt der Freistaat Bayern
ein wichtiger Ausbildungsstandort für die Bun-
deswehr. In über 20 Ausbildungseinrichtungen
werden auch künftig 6.000 Lehrgangsplätze be-
heimatet bleiben. Diese Stellen wurden im vor-
liegenden Konzept nicht mit ausgewiesen.

Gleichzeitig schmerzen der massive Truppen-
abbau an verschiedenen bayerischen Bundes-
wehrstandorten und insbesondere die Standort-
schließungen in Fürstenfeldbruck, Kaufbeuren,
Penzing (eine Alt-Entscheidung von Bundesver-
teidigungsminister Peter Struck) und de facto
auch in Kempten sehr.

Was bedeutet das für unsere Kommunen?

Es ist nicht nur ein schmerz-
licher persönlicher Einschnitt
für die betroffenen Soldaten,
es hat Auswirkungen

auf die zivilen Beschäftigten,
auf die Zulieferbetriebe vor

Ort, angefangen vom Bäcker
und Metzger bis hin zu
Märkten, Handwerksbetrie-
ben und Dienstleistungs-
unternehmen,

auf die kommunale Infra-
struktur, die von den Bun-
deswehrleuten mitgenutzt
wurde, für Arbeitsplätze sorg-
te und einer Abwanderung

im ländlichen Raum entgegenwirkte.
Den Kommunen wird ein großer Arbeitgeber

und eine enorme lokale Wirtschaftskraft entzo-
gen, dafür muss ein gerechter Ausgleich ge-
schaffen werden.

Als ersten Schritt in diese Richtung könnte
der Bund die frei werdenden Liegenschaften
den Kommunen zu einem moderaten Preis an-
bieten, planerische und finanzielle Unterstüt-
zung bei der Konversion der Kasernengebäude,
Hallen und Exerzierplätze leisten und Investo-
ren anwerben.

Als weiterer Schritt könnte in den betroffenen
Regionen die Städtebauförderung erhöht wer-
den, um die strukturellen Anpassungen zu er-
leichtern.

Die KPV hält es für zwingend erforderlich,
dass der Bund die Folgen der Standort-
schließungen mitabfedert.

Für den Freistaat Bayern hat Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer bereits eine konzertierte
Aktion für die betroffenen Kommunen an-
gekündigt. Bis Mitte November will die
Bayerische Staatsregierung Vorschläge für
konkrete und standortgenaue Hilfsmaßnahmen
vorlegen.

Es bleibt zu hoffen, dass sich die betroffenen
Kommunen auf die Unterstützung Bayerns ver-
lassen können!

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Ciao Kaserne -
Und was nun?

Bundeswehrreform:

Schmerzliche Einschnitte
Stimmen und Reaktionen - Konzertierte Aktion für betroffene Kommunen

Nach dem vom Bundesverteidigungsministerium bekannt gege-
benen Stationierungskonzept der neu strukturierten Bundes-
wehr wird es auch im Freistaat Bayern zu erheblichen Auswir-
kungen für betroffene Standortkommunen kommen – knapp
20.000 Stellen fallen weg. Das Bayerische Kabinett hat umge-
hend Strukturhilfen für betroffene Kommunen angekündigt.

Zwar konnte erreicht werden,
dass die Bundeswehr in der
Fläche erhalten bleibt und gera-
de die strukturschwachen Regio-
nen von den Maßnahmen weit-
gehend verschont werden. Zwei
Bundeswehrstandorte in Bayern
werden jedoch in den kommen-
den Jahren sicher geschlossen.
„Jeder Standort, der geschlossen
wird, tut weh. Jede betroffene
Kommune kann sich aber darauf
verlassen, dass der Freistaat sie
in dieser Situation nicht alleine
lassen wird“, betonte Minister-
präsident Horst Seehofer.

Konversionsprogramm

Seehofer sieht in erster Linie
den Bund in der Verantwortung,
ein umfassendes Konversions-
programm aufzulegen. Dennoch
sollen bereits bei der Kabinetts-
klausur am 18. und 19. Novem-
ber Vorschläge für standortge-
naue strukturelle Hilfsmaßnah-
men des Freistaats vorgelegt
werden. Die betroffenen Kom-
munen bräuchten jetzt eine Un-
terstützung, so der CSU-Chef.
Dabei müsse sich auch der Bund
anstrengen. „Zu einem verant-
wortungsvollen Umgang mit den
Folgen der Bundeswehrreform
gehört auch, dass der Bund jetzt
den betroffenen Kommunen zü-
gig die notwendigen Informatio-
nen über die frei werdenden Lie-
genschaften zur Verfügung stellt
und bei Bedarf den Kommunen
die Grundstücke schnell und zu
fairen Bedingungen überlässt.“

Bundesweit werden 31 Stand-
orte in zehn Bundesländern ge-
schlossen. Außerdem wird in
großem Umfang Personal abge-
baut. Die derzeit 50.700 Dienst-
posten in Bayern werden auf ins-
gesamt 31.000 gekürzt.

Drei Standorte in Bayern ma-
chen dicht: Aus Fürstenfeld-
bruck, Kaufbeuren und Penzing
zieht die Bundeswehr ganz ab,
Penzing soll zumindest noch bis
2020 geöffnet bleiben. Auch der
Standort Kempten wird faktisch
aufgelöst, es bleiben nur sechs
Dienstposten übrig. Andere
Standorte werden nach dem neu-
en Standortkonzept von Verteidi-
gungsminister Thomas de Mai-
ziere massiv zusammengestri-
chen Dies trifft besonders Do-
nauwörth, Erding und Roth. In
Kempten, Bamberg, Deggen-
dorf, Regensburg, Traunstein
und Würzburg wird derart gra-
vierend Personal reduziert, dass
die Bezeichnung Standort gleich
ganz wegfällt.

Verlust des
größten Arbeitgebers

Kaufbeurens Oberbürgermei-
ster Stefan Bosse reagierte ent-
setzt auf die Ankündigung des
Verteidigungsministeriums.
„Wir sind schon struktur-
schwach und verlieren jetzt auch
noch den mit Abstand größten
Arbeitgeber. Ich sehe nicht, wie
wir das kompensieren können.“
Penzings Bürgermeister Johan-
nes Erhard gestand, keinen „Plan
B“ in der Tasche zu haben. Der
Ort im Landkreis Landsberg am
Lech hat 3.800 Einwohner, alle
2.350 Dienstposten und zivile
Stellen im ansässigen Flieger-
horst fallen bis spätestens 2020
weg - und damit auch ein essen-
tieller Arbeitgeber und Wirt-
schaftsfaktor.

Der Oberbürgermeister von
Fürstenfeldbruck, Sepp Kellerer,
äußerte „tiefes Bedauern“. Er sei
enttäuscht, dass der Traditions-

standort geschlossen werde.
„Wir hatten zumindest die Hoff-
nung, dass die Offiziersschule
der Luftwaffe gehalten werden
kann“, so der Rathauschef.

Der Rother Landrat Herbert
Eckstein forderte von der Bun-
despolitik einen schnellen Zeit-
plan für die Umsetzung der Bun-
deswehrreform. Im Moment sei
weder klar, wie lange der Flug-
platz der betroffenen Otto-Lili-
enthal-Kaserne noch in Betrieb
sei, noch, welche Flächen der
Bund verkaufen wolle. Von den
geplanten Einschnitten in Roth
sind nach Einschätzung des
Landrats – vorsichtig geschätzt -
mindestens 5.000 Menschen di-
rekt oder indirekt betroffen.

Wie der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Nürn-
bergs Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly, hervorhob, „ brauchen
die Kommunen eine planerische
und finanzielle Unterstützung,
damit sie die ehemaligen Bun-
deswehrstandorte mit neuem Le-
ben erfüllen können“. Leere Ka-
sernengebäude, Garagen, Werk-
stätten, Hallen sowie Exerzier-
plätze, die zum Teil im Zentrum
von Ortschaften liegen, müssten
umgewandelt werden. Maly:
„Wenn schon einzelne Bundes-
wehrstandorte abgebaut werden
sollen, dann muss der Bund die
notwendigen Konversionspro-
gramme für die betroffenen Orte
bezahlen.“ Für die Konversion
von Gebäuden und Flächen
benötigten die Kommunen Un-
terstützung von Bund und Frei-
staat. Maly: „Der Bund muss ins-
besondere aufgegebene Liegen-
schaften zu einem maßvollen
Preis an Kommunen, aber auch
an private Investoren abgeben.
Nur so können die Grundstücke
schnellstmöglich zivilgenutzt
und zukunftssicher in die Stadt-
planung einbezogen werden. Wir
erwarten auch eine Garantie der
Freiheit von Altlasten.“

Zivile Beschäftigte

Maly zufolge ist der Abzug
der Bundeswehr für betroffene
Städte und Gemeinden ein
schmerzlicher Einschnitt. Es
treffe nicht nur die Soldaten
selbst, sondern auch die zivilen
Beschäftigten und die Zuliefer-
betriebe vor Ort - angefangen
vom Bäcker und Metzger bis hin
zu Supermärkten, Handwerksbe-
trieben und Baubetrieben. Die
Kommunen benötigten einen Er-
satz dafür, dass ihnen ein großer
Arbeitgeber und damit eine
enorme lokale Wirtschaftskraft
entzogen wird: „Es muss Bund
und Land gelingen, den betroffe-
nen Kommunen in einer schwie-
rigen Zeit einen Weg zu weisen,
damit sie die Konversion langfri-
stig als Chance für ihre Orte ent-
wickeln können. Die Kommu-
nen brauchen jetzt dringend Hil-
fe zur Selbsthilfe.

Auch der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat Dr.
Jakob Kreidl, Miesbach, verlang-
te von Bund und Freistaat eine
Unterstützung der von den Spar-
plänen betroffenen Regionen.
„Die tiefen Einschnitte der Bun-
deswehrreform haben in den be-
troffenen Gemeinden und Land-
kreisen erhebliche Auswirkun-
gen auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung und dasArbeitsplatzan-
gebot. Der Bund und der Frei-
staat Bayern müssen daher alles
unternehmen, um strukturelle
Anpassungen und Konversions-
prozesse zu erleichtern. Ich for-
dere daher konkret, den Förder-

mitteleinsatz insbesondere im
Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe‚ Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur‘ (GRW)
sowie der Städtebauförderung zu
erhöhen.“ Kreidl geht davon aus,
dass den Kommunen die nicht
mehr notwendigen Militärareale
zeitnah und zu vertretbaren Be-
dingungen überlassen werden.

Strukturschwach und
demografisch problematisch

Bundeswehrstandorte sind
laut Kreidl gerade in struktur-
schwachen und demografisch
problematischen Gebieten eine
wichtige Basis für jede wirt-
schaftliche Entwicklung und
können letztlich die Zukunft ei-
nes Gebietes mit entscheiden.
Ein Bundeswehrstandort im
ländlichen Raum helfe, die Infra-
strukturen auszulasten und der
Abwanderung entgegenzuwir-
ken. „Die Schließung und teil-
weise Streichung von Bundes-
wehrstandorten treffen den länd-
lichen Raum in Bayern empfind-
lich. Ich fordere daher, dass der
nun folgende Anpassungspro-
zess möglichst standort- und
kommunalfreundlich gestaltet
wird“, so Kreidl.

Der Präsident erwartet, dass
die militärischen Liegenschaften
in ländlichen Gegenden auch un-
terhalb des Marktpreises an die
Kommunen abgegeben werden:
„So können Anpassungs- und
Entwicklungsmaßnahmen im
Rahmen der Konversion von Mi-
litärliegenschaften auch zu einem
wirtschaftlichen Erfolg für die
betroffene Region werden. Ich
stelle mir zum Beispiel Investi-
tionen in den Ausbau der wirt-
schaftsnahen Infrastruktur wie
die Erschließung von Gewer-
beparks vor. Auch zusätzliche
Projekte zur Energiegewinnung
und Verbesserung der Verkehrs-

Dr. Florian Herrmann designierter Vorsitzender
des Arbeitskreises für Kommunale Fragen
und Innere Sicherheit der CSU im Landtag

Dr. Florian Herrmann aus Freising wurde in der jüngsten Sitzung
der CSU-Landtagsfraktion zum künftigen Vorsitzenden des Ar-
beitskreises für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit der
CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag gewählt. Die Wahl war
notwendig geworden, weil der aktuelle Arbeitskreisvorsitzende
Christian Meißner zum Landrat im Landkreis Lichtenfels gewählt
worden ist. Am 15. Dezember, dem Tag vor seiner Vereidigung als
Landrat, wird Meißner sein Landtagsmandat und seine Ämter im
Landtag niederlegen. Gleichzeitig tritt Dr. Florian Herrmann dann
seine Funktion als innenpolitischer Sprecher an.

„Ab jetzt zwei starke Innenpolitiker gleichen Namens“

„Aus dem Kreis mehrerer versierter Innenpolitiker in unseren
Reihen hat die Fraktion Florian Herrmann gewählt“, sagte CSU-
Fraktionsvorsitzender Georg Schmid. „Florian Herrmann, der seit
2008 im Landtag ist, hat sich in kurzer Zeit einen Namen als sach-
kundiger und argumentationsstarker Innenexperte gemacht. Der
Jurist arbeitet im Innenausschuss und im Verfassungsausschuss des
Bayerischen Landtags mit. Alle Politikbeobachter müssen ab heu-
te wissen: Mit Innenminister Joachim Herrmann und unserem de-
signierten innenpolitischen Sprecher Dr. Florian Herrmann haben
wir nun zwei starke Innenpolitiker gleichen Namens in unseren
Reihen. Leicht zu merken, aber bitte nicht verwechseln.“

infrastruktur könnten verwirklicht
werden.“ Kreidl appellierte ab-
schließend an Bund und Land,
neben den Förderungen nach
GRW und der Städtebauförde-
rung auch eigene Sonderpro-
gramme zur Konversion aufzule-
gen. DK

Bayerischer Landkreistag warnt:

Explodierende
Abfallgebühren

Anlässlich der Beratung zum neuen Kreislaufwirtschaftsgesetz,
mit dem sich der Bundestag jüngst befasst hat, unterstricht der
Präsident des Bayerischen Landkreistags, Landrat Dr. Jakob
Kreidl, wie wichtig die Funktionsfähigkeit der öffentlich-recht-
lichen Entsorgung ist: „Die Kommunen bieten heute eine ge-
meinwohlorientierte Abfallwirtschaft, die auch den Belangen
der Ökologie, der öffentlichen Sicherheit und Sauberkeit Rech-
nung trägt. Wird die kommunale Steuerungsverantwortung in
Zukunft beschränkt, so müssen die kommunalen Betriebe nicht
nur mit Verlusten kalkulieren, sondern diese auch an die Bürger
weitergeben, die sich auf höhere Gebühren einstellen müssen.“

Dr. Kreidl befürchtet, dass mit
dem neuen Gesetzentwurf die
Stellung der Kommunen zugun-
sten privater „Rosinenpicker“
geschwächt wird: „In günstig zu
entsorgenden Gebieten werden
private Entsorgungsunterneh-
men versuchen, parallel zu den
von den Landkreisen aufgebau-
ten Entsorgungsstrukturen die
werthaltigen Abfälle zu sam-
meln. Die Kommunen müssten
dagegen den Rest sammeln, der
keine Erlöse bringt. Ein fairer
Wettbewerb sieht anders aus!“

„Die Recyclingquoten in
Deutschland sind mit 64 % die
höchsten in Europa. Dieser Er-
folg im Umweltschutz ist vor al-

lem den Kommunen zu verdan-
ken und sollte nicht einer einsei-
tigen Betrachtungsweise geop-
fert werden“, so Dr. Jakob
Kreidl. Er fordert, die europa-
rechtlichen Spielräume für re-
gionale und lokale Selbstverwal-
tungen im Bereich der Daseins-
vorsorge auszufüllen und die
kommunale Steuerungsverant-
wortung im neuen Kreislaufwirt-
schaftsgesetz verbindlich zu ver-
ankern.

Städtetag zur Steuerschätzung:

Kommunen schwimmen nicht im Geld
Die aktuelle Steuerschätzung bietetAnlass zur Erleichterung, aber
eine Lösung der kommunalen Finanznöte bedeutet sie bei weitem
noch nicht, erklärte der stellvertretende Geschäftsführer und Fi-
nanzreferent des Bayerischen Städtetags, Bernd Buckenhofer.

„Die Ergebnisse der Steuer-
schätzung sind zwar erfreulich,
aber sie sind für die Kommunen
kein Grund zum Jubel. Es über-
wiegt die Erleichterung, dass die
Einnahmensituation der öffentli-
chen Kassen sich schneller zu
entspannen scheint als selbst Op-
timisten prognostiziert haben.
Trotz der schnelleren Konsoli-
dierung kommen die Kommu-

nen nicht aus der Talsohle her-
aus, weil die Aufgaben, insbe-
sondere im sozialen Bereich, un-
gebremst weiter steigen. Außer-
dem sind die Defizite der Jahre
2009 und 2010 noch lange nicht
abgebaut. Das Sprachbild von
den ‘sprudelnden Steuerquellen’
erweckt einen falschen Ein-
druck, die Kommunen schwim-
men nicht im Geld wie Dagobert

Duck,“ so Bernd Buckenhofer.

Schlüsselzuweisungen

Buckenhofer weist auf das
Problem der unterschiedlichen
Entwicklung der Steuereinnah-
men in den einzelnen Städten
und Gemeinden hin: „Eine im
Durchschnitt erfreuliche Ent-
wicklung hilft den steuerschwa-
chen Orten wenig. Sie sind auf
zusätzliche Einnahmen durch
staatliche Schlüsselzuweisungen
angewiesen. Die Städte erwarten

daher von der Staatsregierung ei-
nen höheren Anteil am Steuer-
verbund, der über den kommu-
nalen Finanzausgleich dann be-
sonders den steuerschwachen
Kommunen zu Gute kommt.“

Investitionen

Viele Kommunen können
kaum an größere Ausgaben den-
ken, sie müssen zunächst die De-
fizite decken und die Konsoli-
dierung der gebeutelten Haus-
halte in Angriff nehmen. Es dau-
ert unverändert an, bis alle Kom-
munen wieder handlungsfähig
werden und Luft für dringend
nötige Investitionen bekommen.
Buckenhofer: „Die Ausgaben-
spirale, vor allem im Sozialen,
dreht sich unverändert nach
oben. Es bleibt vielfach bei der
strukturellen Unterfinanzierung
der Kommunen. Die Spielräume
bleiben eng.“
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(Fortsetzung von Seite 1)
ständig sind. Es gebe Zuständig-
keiten in Bund und Land und zu-
sätzlich dazu im Freistaat fünf
fachlich zuständige Ministerien.
Die Energieagentur solle für eine
Verbesserung der Situation sor-
gen. Dass diese freilich nur staat-
lich besetzt ist, stieß ebenso auf
Kritik. Eine Einbindung der
Kommunen vor allem im Len-
kungsausschuss wurde als wün-
schenswert angesehen. In die-
sem Zusammenhang wurde auch
die Frage gestellt, weshalb die
bereits in Bayern vorhandenen
vier Energieagenturen keine
Rolle spielen.

Planungsverbände

An die Lenkungsstelle Bezirks-
regierung soll nun die Bitte heran-
getragen werden, dass regionale
Planungsverbände eingebunden
werden. Zudem sollen die Land-
ratsämter mehr Zuständigkeiten
bekommen. Das Plädoyer der
Landkreischefs lautete: „Nachhal-
tigkeit vor Schnelligkeit“. Der Ruf
nach einem Förderprogramm für
die Gebäudesanierung im öffentli-
chen Bereich wurde ebenso laut
wie die Bitte, die Energiepreise
nicht in die Kategorien ländlicher
Raum/städtischer Bereich zu
splitten.

(Fortsetzung von Seite 1)
nahme zur Erhaltung und Steige-
rung von Qualität und Service
im Gastgewerbe beitragen, zeig-
te sich der Minister überzeugt.
Unternehmer und ihre Mitarbei-
ter hätten damit die Möglichkeit,
in den Bereichen Hygiene,
Recht, Unternehmensführung
und Service-Qualität zusätzliche
Qualifikationen zu erwerben.

Hohes Niveau

„Der Mitarbeiter ist der
Schlüssel zum Erfolg. Die Be-
reitschaft zu Dienstleistung und
Service am Gast auf hohem
Qualitätsniveau erfordert von je-
dem einzelnen ein ausgeprägtes
Maß an Verantwortungsbewusst-
sein, Engagement und Motivati-
on“, bilanzierte Zeil. Stellvertre-
tend für die vielen Mitarbeiter im
bayerischen Tourismus zeichne-
te der Minister im Rahmen der
Veranstaltung ehrenamtlich Täti-
ge mit der „Medaille für beson-
dere Verdienste um die bayeri-
sche Gastlichkeit“ aus.

„Gäste für Bayern zu begei-
stern, ist unsere Hauptaufgabe,
aber dafür müssen wir erst die
bayerischen Tourismuspartner
und die Multiplikatoren der Me-
dien und des Vertriebs für uns
gewinnen“, stellte Sybille Wie-
denmann, Geschäftsführerin der
Bayern Tourismus Marketing

GmbH (by.TM) heraus. „Nur ge-
meinsam mit den bayerischen
Tourismuspartnern können wir
neue spannende Angebote ent-
wickeln und erfolgreich im
Markt platzieren.“ Über 1.000
Partner aus ganz Bayern arbeite-
ten intensiv mit der Marketing-
gesellschaft zusammen, um im
In- und Ausland neue Akzente zu
setzen und die Gäste zu inspirie-
ren, nach Bayern zu kommen.
Bei themenspezifischen Netz-
werktreffen und Workshops so-
wie Innovationstagen und -semi-
naren werde gemeinsam an den
Konzepten von morgen gearbei-
tet, um die Wünsche und Erwar-
tungen der Gäste im Idealfall
noch zu übertreffen.

Kampagne
Filmkulisse Bayern

Aktuelles Beispiel hierfür sei
die Kampagne Filmkulisse Bay-
ern, die Urlauber die Drehorte
von Kultkrimis und Hollywood-
Blockbustern im Freistaat haut-
nah erleben lasse. Eine Broschü-
re und eine Website stellen die
Drehorte von „Der Bulle von
Tölz“ bis „Die drei Musketiere“
und dazu passende Urlaubsange-
bote vor. Mit dem Bayerischen
Gartennetzwerk lädt die by.TM
dazu ein, die vielfältige Garten-
kultur in Bayern mit allen Sin-
nen zu erleben. Zum Auftakt der

(Fortsetzung von Seite 1)
Ausbau keinen Zweifel, aber die
Herausforderung ist trotz großer
Fortschritte gewaltig. Wenn der
Rechtsanspruch nicht pünktlich
eingelöst werden kann, müssen
die Eltern rechtzeitig Bescheid
wissen. Deshalb müssen Bund,
Länder und Kommunen gemein-
sam zügig Klarheit schaffen, ob
die Realisierung des Rechtsan-
spruchs zum Sommer 2013 ge-
fährdet ist.“

Rechtsanspruch

Wenn sich herausstelle, dass
der Rechtsanspruch gefährdet
ist, müssten umgehend geeigne-
te Maßnahmen ergriffen werden,
machte Ude deutlich. „Es muss
verhindert werden, dass die
Städte mit Klagen und Schaden-
ersatzforderungen überzogen
werden, falls der Rechtsan-
spruch am 1. August 2013 nicht
erfüllt werden kann.“

Die von der Bundesregierung
im Bundesdurchschnitt ange-
nommene Versorgung von 39
Prozent der Kinder unter drei
Jahren reiche in vielen Städten
nicht aus. In München, Frankfurt
am Main, Nürnberg und Heidel-
berg werde zum Beispiel für das
Jahr 2013 ein Bedarf von minde-
stens 50 Prozent erwartet. In
Stuttgart sehe die jetzige Aus-
bauplanung 47 Prozent vor, er-
wartet werde aber ein Bedarf
von rund 60 Prozent. Sehr viele
Städte rechnen bereits fest mit
Betreuungsquoten deutlich über
40 Prozent, darunter Hamburg,
Bielefeld, Augsburg und Neuss.
Auch ostdeutsche Städte wie Ro-
stock und Dessau-Roßlau, die
derzeit eine Versorgung von 45
bzw. 56 Prozent realisiert haben,
fragen sich angesichts des
Rechtsanspruchs, ob die Betreu-
ungsangebote nicht noch weiter
ausgebaut werden müssen.

Erhöhter Bedarf

Doch nicht nur der erhöhte
Bedarf müsse bei der Prüfung
bedacht werden, ob der Rechts-
anspruch bis Sommer 2013 rea-
lisierbar ist, betonte Ude: „Die
Finanzierung durch die Länder
stellt ein großes Problem dar.
Bisher hat nur ein Land aufgrund
eines Gerichtsurteils anerkannt,
dass es den Kommunen die Ko-
sten für den Ausbau ausgleichen
muss. Die Länder müssen end-
lich alle handeln und zusätzlich

regierung und der Regierungs-
fraktionen zum Kreislaufwirt-
schaftsgesetz. „Nach langen Ver-
handlungen sind die Bundesre-
gierung und die sie tragenden
Fraktionen den Kommunen ent-
gegenkommen. Den geänderten
Gesetzentwurf können wir mit-
tragen, auch wenn er in wesentli-
chen Punkten hinter unseren
Forderungen zurückbleibt“, be-
tonte Christian Ude.

Liberalisierung

Die Regierung hatte lange an
Plänen für eine starke Liberali-
sierung der Abfallwirtschaft fest-
gehalten. Der ursprüngliche Ge-
setzentwurf sah vor, dass private
Entsorger im Rahmen einer so
genannten gewerblichen Samm-
lung die Wertstoffe aus den
Haushaltsabfällen bei den Bür-
gern hätten abholen können,
während die teure Restmüllent-
sorgung an den Kommunen hän-
gen geblieben wäre – auch wenn
dies Gebührenerhöhungen zur
Folge gehabt hätte. Darauf hat-
ten die Kommunen und ihre Ver-
bände immer wieder hingewie-
sen.

„Die Bundesregierung und die
Regierungsfraktionen sind mit
den Korrekturen am Gesetzent-
wurf einen Schritt in die richtige
Richtung gegangen. Wir haben in
den vergangenen Monaten im-
mer wieder vor dem Rosinen-
picken privater Firmen zu Lasten
der öffentlich-rechtlichen Entsor-
ger und letztlich der Gebühren
zahlenden Bürger gewarnt. Die-
ses Rosinenpicken wird jetzt
deutlich erschwert“, so Ude.
Denn private Entsorger dürften
sich nicht wirtschaftlich lukrative
Stoffe zur Wiederverwertung
heraussuchen können und den
Kommunen den wertlosen Rest-
müll überlassen, den diese dann
auf Kosten der Gebührenzahler
zu beseitigen haben.

Es müsse sichergestellt wer-
den, dass die derzeit bestehenden
hochwertigen, den lokalen Ver-
hältnissen angepassten Bringsy-
steme zur Abfallentsorgung –
zum Beispiel Wertstoffhöfe –
uneingeschränkt erhalten bleiben
können. Außerdem werde erwar-
tet, dass die Aussage des Bun-
desfinanzministeriums eingehal-
ten und durch die Gesetzesno-
velle die Befreiung der kommu-
nal verantworteten Entsor-
gungstätigkeit von der Umsatz-
steuer nicht tangiert wird. DK

zu den 4 Milliarden Euro des
Bundes das noch fehlende Geld
bereitstellen. Die Länder haben
im Bundesrat den Ausbau der
Betreuung mitbeschlossen und
können sich jetzt nicht heimlich
davonstehlen und die Eltern im
Regen stehen lassen.“ Ohne hin-
reichende Finanzmittel aus den
Ländern könne der Rechtsan-
spruch zum 1. August 2013 nicht
umgesetzt werden.

Vizepräsidentin Roth meinte
zur Größenordnung der noch zu
schaffenden Plätze: „Die Kom-
munen und freien Träger haben
schon viel geleistet, zwischen
2006 und 2010 sind 185.000
Plätze geschaffen worden. Wir
brauchen aber bundesweit im-
mer noch deutlich mehr als
200.000 zusätzliche Plätze.
Selbst bei günstigen Annahmen
fehlen noch mindestens 200.000
Plätze, um 750.000 Plätze zu er-
reichen. Damit wird aber erst ei-
ne Versorgung von 39 Prozent
der unter Dreijährigen sicherge-
stellt.“ Wenn ein Rechtsanspruch
dagegen zum Beispiel bedeute,
dass die Eltern in den westlichen
Ländern so viel Betreuung nach-
fragen wie in Ostdeutschland –
rund 46 Prozent –, dann würden
noch deutlich mehr als 300.000
Plätze benötigt.

Geeignete Grundstücke

Roth verwies darauf, dass es
außerdem vor Ort häufig an ge-
eigneten Grundstücken für ge-
plante und oft schon beschlosse-
ne Baumaßnahmen fehle und
zum Teil auch Fachkräftemangel
herrsche: „In einigen Städten be-
steht die große Sorge, dass der
Bedarf an Erzieherinnen und Er-
ziehern nicht gedeckt werden
kann.“

In den vergangenen Jahren
seien bereits erhebliche Anstren-
gungen unternommen worden,
um die Mobilität geeigneter
Fachkräfte zu fördern und zum
Beispiel arbeitslose Erzieherin-
nen und Erzieher in den neuen
Ländern für andere Regionen an-
zuwerben. Das Deutsche Jugend-
institut habe kürzlich Modell-
rechnungen vorgelegt, die zwar
nicht von einem flächendecken-
den Personalnotstand ausgeben,
dies aber für einzelne Regionen
nicht ausschließen können.

Für einen Fortschritt gegenü-
ber den ursprünglichen Gesetzes-
plänen hält der Deutsche Städte-
tag die Korrekturen der Bundes-

Bundesmittel für...

Zusammenarbeit hätten sich
zwölf ganz unterschiedliche
Gärten zu einem Netzwerk zu-
sammengeschlossen – restau-
rierte Kurparks, duftende Kräu-
tergärten, herrschaftliche Schloss-
anlagen und private Kleinode.

Im kommenden Jahr würden
sich bereits rund 20 Gärten am
Netzwerk beteiligen. Und mit
der Kinderland-Hauptstadt habe
die by.TM 2011 eine neue Fami-
lienurlaubs-Kampagne gestartet.
Kinder hätten deutschlandweit
zum ersten Mal einen ganzen Ort
regiert und als Kinderland-Rat
ihre Forderungen für einen
glücklichen Urlaub formuliert.
Mit mehr als 5.000 Besuchern
sei der Kinderland-Hauptstadt-
tag in Bad Hindelang ein Erfolg
gewesen. Ermöglicht wurde er
nur durch über 50 beteiligte Or-
ganisationen vor Ort mit Hun-
derten von Helfern. Im nächsten
Jahr suche das Kinderland Bay-
ern wieder seine Hauptstadt.

„Unser Leitmotiv bei der An-
gebotsentwicklung- und Ver-
marktung ist: Gemeinsame Ziele
und Wege bringen Erfolge“, fas-
ste Sybille Wiedenmann zusam-
men. „Denn diese neuen Projekte
bedeuten für alle Beteiligten viel
kreativen Einsatz und einen ho-
hen Arbeitsaufwand sowie den
Mut, neue Wege zu gehen. Das
gelingt nur, wenn alle gemeinsam
hinter den Ideen stehen.“ DK

Menschen machen...

wie Art und Umfang der Hinder-
nisse und anderer Widerstände in
die Erstellung der Flächenkulis-
se ein. Den Kommunen wurden
seitens des Umweltministeriums
frühzeitige Informationen zuge-
sichert, sobald die Ermittlung
der Windflächen belastbar vor-
liegt. Es wurde zugesagt, die Re-
gionalplanung einzubinden.

Zonierung

Christina Kreitmayer (St-
MUGV) machte ihrerseits deut-
lich, dass die von ihrem Ministe-
rium vorgeschlagene „Zonie-
rung“ bei Naturparkschutzzonen
und Landschaftsschutzgebieten
lediglich einen Vorschlag zur
Lösung von eventuellen Proble-
men darstelle und keine Vor-
schrift sei.

Standleitung

Markus Söder sagte zu, die
„Standleitung“ zwischen den
kommunalen Spitzenverbänden
und seinem Ministerium zu opti-
mieren. Auch lud er die Landräte
ein, sich bei fachlichen Unklar-
heiten jederzeit an die Behörde
zu wenden. Die Fachleute seien
gerne bereit, vor Ort über den
Sachstand und das weitere Vor-
gehen zu informieren. DK

Allgemeine Erleichterung
herrschte darüber, dass Land-
schaftsschutzgebiete in der Ver-
antwortung der Kommune (d. h.
vor allem der Landkreise) blei-
ben. Die Landräte rieten dazu,
bei der Erstellung der „Positivli-
ste“ des Landesamtes für Um-
welt auf Parallelplanungen der
Kommunen zu achten. Darüber
hinaus solle bei allen Überlegun-
gen die Regionalplanung einbe-
zogen werden.

Irritationen

Irritationen bestehen hinsicht-
lich der bayerischen Staatsfor-
sten: So wurden über mehrere
Jahre Standortsicherungsverträ-
ge mit privaten Investoren abge-
schlossen. Diese Flächen können
jetzt nicht verplant werden. Zu-
dem werde eine hohe Pacht ver-
langt, die die Kommunen kaum
bezahlen können.

Windflächenkulisse

Prof. Albert Göttle vom Lan-
desamt für Umwelt erläuterte
das Vorgehen der Behörde bei
der Erstellung der Wind-
Flächenkulisse. Hier flössen ne-
ben der Windhöffigkeit noch
weitere Faktoren wie die Mög-
lichkeit zur Netzeinspeisung so-

Nachhaltigkeit vor...Städtetag zur Einführung der Ehrenamtskarte:

Ruf nach
Kostenbeteiligung

Das Bayerische Sozialministerium hat eine Ehrenamtskarte ein-
geführt. Der Bayerische Städtetag begrüßte zwar grundsätzlich
das Anliegen, ehrenamtliches Engagement auszuzeichnen, kriti-
sierte aber die mangelnde Finanzierung durch den Freistaat. Die
Anerkennungskultur für das Ehrenamt von Städten und Ge-
meinden lasse sich nicht auf die Einführung einer Ehrenamts-
karte reduzieren.

Die Städte beschäftigen sich
seit längerem mit Möglichkei-
ten, bürgerschaftliches Engage-
ment anzuerkennen. So führen
die Kommunen Festveranstal-
tungen durch, bei denen verdien-
te Ehrenamtliche ausgezeichnet
werden. Auf kommunaler Ebene
gibt es teilweise jetzt schon
Möglichkeiten, vergünstigte Ein-
tritte für kommunale Schwimm-
bäder, Konzerte oder Theater zu
bekommen. Neben der Förde-
rung der Anerkennungskultur
spielt die finanzielle Förderung
des Ehrenamts bei den Kommu-
nen eine Rolle: Bürgerschaftli-
ches Engagement wird in Verei-
nen, der Feuerwehr oder karitati-
ven Einrichtungen unterstützt.
Die Kommunen setzen haupt-
amtliches Personal für die Orga-
nisation und Vermittlung unter-
schiedlicher Formen ehrenamtli-
cher Betätigung ein, zum Bei-
spiel Freiwilligenagenturen oder
Mehrgenerationenhäuser.

Mit einer Ehrenamtskarte will
nun das Sozialministerium die
kommunalen Vorarbeiten auf eine
landesweite Ebene heben. Zu-
gangsvoraussetzung für die Eh-
renamtskarte ist nach der Aus-
schreibung des Sozialministeri-
ums ein jährliches bürgerschaftli-
ches Engagement von mindestens
250 Stunden. Die Ehrenamtskarte
kann dann für eine Laufzeit von 3
Jahren ausgestellt werden.

Vergünstigungen

Die Karteninhaber können
Vergünstigungen bei staatlichen,
kommunalen und privaten Ein-
richtungen erhalten. Der Städte-
tag hat sich von Anfang an posi-
tiv zum Projekt geäußert. Aller-
dings müsste eine landesweit
gültige Ehrenamtskarte von Frei-
staat und Kommunen partner-
schaftlich je zur Hälfte finanziert
werden. Immerhin entstehen
nicht nur laufende Kosten für

Ausstellung und Verwaltung von
Ehrenamtskarten. Der Freistaat
bietet den Kommunen lediglich
die Plastikkarten unentgeltlich
an. Den größten Kostenblock bil-
den jedoch Personalkosten für
die Verwaltung, die ausschließ-
lich bei den Kommunen anfallen.
Vor allem aber müssen Kommu-
nen kommunale und private Ver-
günstigungen einwerben und
dauerhaft finanzieren. Die Betei-
ligung des Freistaats beträgt ein-
malig pro Landkreis oder kreis-
freier Stadt 5.000 Euro.

Kompromissvorschlag

Die Städte hatten einen Kom-
promiss vorgeschlagen: Landes-
weite Vergünstigungen, die vom
Sozialministerium finanziert
werden, gelten für alle Kartenin-
haber. Örtlich eingebrachte Ver-
günstigungen werden nur an ver-
diente Bürger in der jeweiligen
Heimatgemeinde gewährt. Die-
sen Vorschlag hat das Sozialmi-
nisterium abgelehnt. Für den
Großteil der kreisfreien Städte ist
nicht akzeptabel, dass wieder
einmal Wohltaten auf Kosten der
Kommunen vom Freistaat ver-
kündet werden. Ein Drittel der
Landkreise hat sich bereit erklärt,
die Ehrenamtskarte einzuführen;
es bleibt zu hoffen, dass diese
Landkreise ihre kreisangehörigen
Städte und Gemeinden bei der
Frage der zusätzlichen Kostenbe-
lastung in die Entscheidung ein-
gebunden haben.

Bayerns Mittelstand
investiert in seine Stärken

Herbstbilanz: LfA Förderbank versorgt 4.700 Firmen mit 1,4 Milliarden Euro

Kleine und mittlere Unternehmen investieren trotz EU-Schul-
denkrise kräftig in ihre Wettbewerbsfähigkeit und nutzen dabei
zinsgünstige Förderkredite. Von Januar bis September 2011 hat
die LfA Förderbank Bayern gut 1,4 Milliarden Euro zugesagt –
noch einmal 200 Millionen Euro mehr als im Rekord- Vorjah-
reszeitraum. Die Gelder fließen an rund 4.700 Firmen in allen
Branchen, vom Handwerk über Handel und Industrie bis zum
Dienstleistungsgewerbe und den Freien Berufen.

„Der Mittelstand ist selbstbe-
wusst und investiert in seine Stär-
ken. Mit den zinsgünstigen Kre-
diten der LfA können die Unter-
nehmen Investitionen in Höhe
von nahezu 2,2 Milliarden Euro
finanzieren. Die Firmen nehmen
das Geld vor allem für Betriebser-
weiterungen und Modernisierun-
gen in die Hand, um Effizienz-
und Technologievorsprünge aus-

zubauen. Das zeigt, dass sich
kleine und mittlere Unternehmen
von der Verunsicherung an den
Finanzmärkten aufgrund der EU-
Schuldenkrise nicht anstecken
lassen“, erläuterte Bayerns Wirt-
schaftsminister Martin Zeil.

Zuversicht

LfA-Chef Michael Schneider

ergänzte: „Ein weiteres gutes Zei-
chen ist die Investitionsbereitschaft
der Existenzgründer: Für den
Sprung in die Selbständigkeit ha-
ben über 1.000 Jungunternehmer
Startkredite in Höhe von rund 200
Millionen Euro nachgefragt, ein
Plus von 6 Prozent auf bereits ho-
hem Niveau. Der Mittelstand inve-
stiert also mit Zuversicht in eine
guteAusgangsposition für das Jahr
2012. Für das laufende Jahr rechne
ich deshalb mit einem Gesamtkre-
ditvolumen noch über dem bishe-
rigen Rekordwert von 1,7 Milliar-
den Euro aus dem Vorjahr.“

Die LfA ist die staatliche Spe-
zialbank zur Förderung des Mit-
telstands in Bayern.
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In der öffentlichen
Verwaltung braucht

man echte SPEZIALISTEN für kommunale Software
und Dienstleistungen
finden Sie bei DATEV.

DATEV unterstützt Sie mit einem umfas-
senden kommunalen Softwareangebot
zu günstigen Konditionen. Für zuverlässige
Abläufe in der Verwaltung und höchste
Datenschutzstandards. Denn Sicherheit
ist unsere Stärke. Auch was die Sicherung
Ihrer wertvollen Investitionen betrifft.
Schließlich können Sie sich beim genos-
senschaftlichen IT-Dienstleister auf eins
in jedem Fall verlassen – eine beständige
Partnerschaft. Informieren Sie sich unter
der Telefonnummer 0800 0114348.
www.datev.de/kommunal

Aschaffenburg:

Chance auf Internet
in Lichtgeschwindigkeit

Telekom strebt Glasfaserausbau bis in die Häuser an / Der Bürger entscheidet

Aschaffenburg hat die Chance, als eine der ersten Städte in
Deutschland an das neue Hochleistungsnetz der Telekom ange-
schlossen zu werden. Ein Netz ganz aus Glasfaser – vom heimi-
schen Computer bis ins Internet. Glasfaser ist das schnellste Lei-
termedium der Welt. Daten, Filme und Musik können auf einer
Glasfaser in Lichtgeschwindigkeit übertragen werden. Damit
die Telekom Glasfaser ausbauen kann, muss Aschaffenburg mit-
ziehen. „Den Glasfaser-Ausbau können wir nur gemeinsam
stemmen“, sagte Bernd Hahn, regionaler Projektleiter bei der
Deutschen Telekom für den Glasfaser-Ausbau, bei der Vorstel-
lung des Mammutprojekts. „Nur wenn die Stadt, die Immobili-
enbesitzer und die Bürger uns unterstützen, können wirAschaf-
fenburg mit der neuen Technik versorgen.“

Der erste Schritt wurde heute
getan: Die Stadt Aschaffenburg
hat beim offiziellen Startschuss
signalisiert, dass sie den Glasfa-
ser-Ausbau unterstützt und ei-
nen entsprechenden Kooperati-

onsvertrag unterschrieben: „Wir
freuen uns sehr, dass die Tele-
kom in Aschaffenburg Glasfaser
ausbauen möchte. Das ist ein
weiterer Beleg für die Attrakti-
vität von Aschaffenburg als

Wohn- und Wirtschaftsstand-
ort“, sagte Oberbürgermeister
Klaus Herzog. „Ich kann alle
Grundstücks- und Wohnungs-
besitzer im Ausbaugebiet nur
herzlich dazu einladen, an die-
sem Projekt teilzunehmen. Das
ist eine Riesenchance für unsere
Stadt.“

Im nächsten Schritt wird die
Telekom Gespräche mit den
Immobilienbesitzern, Woh-
nungswirtschaften, Eigentü-
mergemeinschaften sowie den
Mehrfamilienhausbesitzern
führen. Denn ein Haus kann nur
angeschlossen werden, wenn
ein so genannter Nutzungsver-
trag für lichtwellenbasierte
Grundstücks- und Gebäude-
netze (NVGG) vorliegt. „Nur
wenn wir eine sehr hohe Zahl
an Gebäuden in dem Ausbauge-
biet anschließen dürfen, können
wir den nächsten Schritt gehen
und unsere neuen Produkte für
die Glasfaserleitung anbieten“,
sagte Bernd Hahn.

Wie das Glasfasernetz
nachAschaffenburg kommt

Aus den rund 8000 Vorwahl-
bereichen bundesweit hat die
Telekom einige Anschlussberei-
che ausgewählt, die optimal für
den Glasfaser-Ausbau geeignet
sind. Dabei wurden eine große
Zahl an Parametern zu Rate ge-
zogen: wirtschaftliches Potenzi-
al des Ausbaugebiets, die Ge-
bäudestruktur und die vorhan-
dene technische Infrastruktur.

Mit dem neuen Hochgeschwin-
digkeitsnetz sollen in Aschaffen-
burg weite Teile der Innenstadt
und von Schweinheim, Leider,
Damm und Nilkheim versorgt
werden. Über 23.000 Haushalte
in über 7000 Gebäuden könnten
vom Ausbau profitieren.

Ausbau-Entscheidung 2012

In Kürze informieren Tele-
kom-Mitarbeiter die Anwohner
in den Ausbaugebieten persön-
lich und stellen ihnen den neuen
Glasfaser-Anschluss vor. Nur
wenn sich viele Bürger beteili-
gen, wird die Telekom das neue
Netz aufbauen. Die Ausbau-
Entscheidung fällt voraussicht-
lich Anfang 2012. Für die Verle-
gung des hochmodernen Glas-
fasernetzes wären aufwändige
Tiefbauarbeiten notwendig. Der
Glasfaser-Ausbau würde in
Aschaffenburg in die Millionen
gehen. Die Kosten trägt allein
die Deutsche Telekom. Deshalb
kann die Technik nur dort aufge-
baut werden, wo es genügend In-
teresse seitens der Bürger gibt.

Ein Netz ganz aus Glas

Bisher wurden die Telefon-
und Internetsignale auf dem
letzten Stück zwischen dem
Verteilerkasten auf der Straße
und dem Wohnungsanschluss
auf einer Kupferleitung übertra-
gen. Im Kupferkabel nimmt die
Übertragungsgeschwindigkeit
aber Meter für Meter ab. Beim
Glasfaser-Ausbau wird die
Glasfaser-Leitung bis nach Hau-
se verlegt und endet erst dort,
wo sich die Telefonbuchse be-
findet. Die Technik wird als „Fib-
re to the Home“ (FTTH) bezeich-
net – auf Deutsch: „Glasfaser bis
nach Hause“.

Kupferkabel gibt es in diesem
Telefonnetz nicht mehr, die Sig-
nale werden nur noch optisch

Erfolgreiche IT-Fachmesse it-sa in Nürnberg:

Passgenaue Information
Ganz im Zeichen der IT-Sicherheit stand für drei Tage der
Messeplatz Nürnberg: Mit über 5.800 Fachbesuchern, 322
Ausstellern und einem Flächenwachstum von über 25 Prozent
hat sich die it-sa als der wichtigste IT-Security-Branchentreff
Europas etabliert. Über 250 Vorträge auf den offenen Foren
sowie begleitende Workshops, Fachtagungen und Kongresse
griffen aktuelle Themen auf.

Die Schwerpunkte der it-sa
2011 lagen in den Bereichen Si-
cherheit für mobileAnwendungen
und Endgeräte, Cloud Computing,
Datenschutz, WebApplication Se-
curity,Authentifizierung und Soci-
al Media. Darüber hinaus adres-
sierte die Messe alle Aspekte der
Informationssicherheit von A wie
Abhörschutz und Applikationssi-
cherheit bis Z wie Zertifizierung
und Zugriffsschutz.

Gezielte Informationen zu
einzelnen Themengebieten der
IT-Sicherheit fanden die Fachbe-

sucher auf fünf Sonderflächen.
„Das perfekte Rechenzentrum –
Planung, Bau und Technik“ stellte
die einzelnen Komponenten der
Sicherheitsarchitektur für Re-
chenzentren vor. Auf der „Con-
vergence Area“ demonstrierten
Unternehmen den Mehrwert der
Konvergenz physischer und logi-
scher Sicherheit.

Chance für
junge Unternehmen

Ein Novum auf der it-sa 2011

war das Programm „startup@it-
sa“, eine Möglichkeit für junge
Unternehmen, sich, ihre Pro-
dukte sowie Leistungen neu auf
dem IT-Sicherheitsmarkt zu
präsentieren und Kontakte zur
Branche aufzubauen. Als Brü-
ckenschlag zur akademischen
Welt fungierte die Sonderfläche
„campus@it-sa“. Sie eröffnete
Hochschulen die Möglichkeit,
entwickelte Produkte und For-
schungsergebnisse vorzustellen.

Cybercrime-Fälle

Bundesinnenminister Dr. Hans-
Peter Friedrich hielt die Eröff-
nungsrede auf dem diesjährigen
MesseCampus; eine Veranstal-
tung von Deutschland sicher im
Netz und it-sa Benefiz für Stu-
dierende, Professoren und Ver-
treter der IT-Wirtschaft. Laut In-
nenminister Friedrich werden
täglich geschätzt 21.000 Web-
sites weltweit mit Schadpro-

Komplexes Thema:

Reisekostenabrechnung
im öffentlichen Dienst

Reisekosten entstehen bei beruflich bedingten Reisen und
umfassen Fahrtkosten, Übernachtungskosten, Verpfle-
gungsmehraufwand und Nebenkosten. Verpflegungs-
mehraufwendungen werden nur in Höhe bestimmter Pau-
schalen als nicht steuerpflichtiger Arbeitslohn anerkannt,
während die anderen Kosten ohne Begrenzung vom Ar-
beitgeber lohnsteuerfrei ersetzt werden können.

Diese steuerlichen Regelungen gelten auch für den öffentli-
chen Dienst. Anders als in der Privatwirtschaft gibt es für die
Berechnung der Reisekosten eine Fülle zusätzlicher Rechts-
vorschriften. Es ist zu beachten, dass das Reisekostenrecht für
den öffentlichen Dienst in Bund und Ländern nicht einheitlich
geregelt ist. In Berlin gilt das Bundesreisekostengesetz, Län-
der wie Bayern haben eigene Landesreisekostengesetze. Ge-
setzlich geregelt sind auch die Erstattungen von Auslagen aus
Anlass der Einstellung, einer Versetzung, Abordnung oder
Aufhebung einer Abordnung. Außerdem Auslagen für Aus-
und Fortbildungsreisen sowie die Fahrkosten für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Dienststätte aus besonderem dienstlichen
Anlass.

Gute Rechtskenntnisse erforderlich

Es erfordert gute Rechtskenntnisse, dieses komplexe Geset-
zeswerk in der Abrechnungspraxis immer korrekt umzuset-
zen. Neben der korrekten Ermittlung des Auszahlungsbetrages
muss der zusätzlich zu versteuernde Sachbezug errechnet und
an die Lohn- und Gehaltsabrechnung geliefert werden. Kom-
men Sonderfälle wie Auslandsdienstreisen, Zwischendienst-
reisen oder eine Kürzung des Tagegeldes bei längerem Auf-
enthalt am Geschäftsort hinzu, wird die manuelle Berechnung
der Reisekosten schnell zu einer tagfüllenden Aufgabe.

Hier setzt das neue Verfahren Reisekostenabrechnung der
Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) an.
Eine Software, die Rechtssicherheit schafft und die Sachbear-
beitung von zeitraubenden manuellen Berechnungen entlastet.
Der zu versteuernde Sachbezug wird über eine Schnittstelle
direkt in die Lohn- und Gehaltsabrechnung, der Auszahlungs-
betrag in die Finanzverfahren der AKDB geliefert. Umfang-
reiche Berichte zu Kosten, Dauer und Anzahl der Dienstreisen
bilden die Basis für ein effektives Reisekostencontrolling. Die
Kommunen können sich zu diesem Thema von den Speziali-
sten der AKDB beraten lassen.

Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich bei seiner Rede.
Bild: Messe Nürnberg/Thomas Geiger

grammen infiziert, bundes-
weit sind die Cybercrime-Fälle
um 19 Prozent gestiegen. Er be-
tonte jedoch, dass die Dunkel-
ziffer erheblich höher ist. Fried-
rich rief dazu auf, ein stärkeres
Bewusstsein für die Notwendig-
keit von IT-Sicherheitsmaßnah-
men zu schaffen.

Erfolgreiche Beteiligung

Insgesamt rund 90 Prozent
der ausstellenden Unternehmen
haben ihre Beteiligung an der
Messe als Erfolg gewertet. Über
90 Prozent der ausstellenden
Unternehmen knüpften auf der
it-sa neue Geschäftskontakte.
Ein erfolgreiches Nachmesse-
geschäft erwarten mehr als 86
Prozent der Aussteller. Noch
während der Messelaufzeit ga-
ben sieben von zehn Unterneh-
men an, dass sie sich auch
2012 an der it-sa beteiligen
werden. DK

übertragen. Zunächst werden Ge-
schwindigkeiten von bis zu 200
Megabit pro Sekunde beim Her-
unterladen und 100 Megabit pro
Sekunde beim Heraufladen ange-
boten. Später sind auch höhere
Geschwindigkeiten möglich. Die
Zeiten sind vorbei, in denen die
Menschen im Internet nur nach
Informationen gesucht haben.
Heute werden über das Internet
Text, Fotos und Videos geteilt –
geschäftlich und privat. Die Ge-
schwindigkeit beim Heraufla-
den nimmt deshalb an Bedeu-
tung immer mehr zu.

Warum ein Glasfaser-
Anschluss den Wert
der Immobilien steigert

Mit dem Glasfaser-Anschluss
bekommt ein Privathaushalt den
schnellsten Zugriff auf das In-
ternet über eine einzige Leitung.
Damit kann man unter anderem
das TVAngebot „Entertain“
nutzen mit dreidimensiona-

lem Fernsehen (3D), hochauf-
lösenden Filmen sowie einer
Online Videothek und zeitver-
setztem Fernsehen.

Für die Zukunft gerüstet

Glasfaser bietet die ideale Basis
für zukünftige Dienste und An-
wendungen wie Telemedizin, On-
line-Fortbildungen (e-Learning)
und die elektronische Übermitt-
lung des Stromverbrauchs (Smart
Metering). Außerdem sind Glas-
fasern im Vergleich zu Kupferka-
beln resistenter gegen Störungen
und altern nicht. Eine Immobilie
mit Glasfaser ist für die Zukunft
bestens gerüstet. Sie lässt sich
einfacher vermieten oder verkau-
fen. Der Glasfaser-Anschluss ist
eine Infrastrukturentscheidung
für die nächsten 40 bis 50 Jahre.
Weitere Informationen über
den Glasfaserausbau gibt es
unter der kostenlosen Telefon-
nummer (0800) 77 33 888 oder
auf www.telekom.de/glasfaser.



Slyrs, Schliersee!

Jim Beam, Kentucky?

Neu gesehen:
Ganz Bayern in einer Stunde – sonntags um 17.45 Uhr auf RTL .
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NABU und E-Plus Gruppe:

Handy-Ranking
hilft Verbrauchern

Maßnahmenpaket für grünen Mobilfunk

Das moderne Leben ist ohne Handy kaum noch vorstellbar.
Doch hat auch diese Medaille zwei Seiten: Für die Herstellung
von Handys werden wertvolle Rohstoffe benötigt und der Be-
trieb des Mobilfunknetzes braucht reichlich Strom. Dieses Di-
lemma für umweltbewusste Bürger und erst recht für aktive
Naturschützer haben die E-Plus Gruppe und NABU (Natur-
schutzbund Deutschland e. V.) erkannt und nun den bundes-
weit einzigen grünen Mobilfunktarif entwickelt, mit dem mo-
biles Telefonieren umweltfreundlicher wird.

„Grüner telefonieren“ heißt
konkret, dass beim Umwelt-Ta-
rif auf ein neues Mobilfunk-
gerät bewusst verzichtet wird
und man sich für einen „SIM-
only“-Tarif entscheidet. E-Plus
stellt dem NABU 15 Prozent
des monatlichen Netto-Rech-
nungsbetrags für ausgewählte
Natur- und Umweltschutzpro-
jekte zur Verfügung. Wenn ir-
gendwann doch ein neues End-
gerät benötigt wird, bietet das
neue NABU-Handy-Ranking
für Verbraucher eine hervorra-
gende Orientierungshilfe.

Unabhängige Studien

Das NABU-Handy-Ranking
bewertet Mobiltelefone auf der
Grundlage von Herstelleranga-
ben und unabhängigen Studien
nach ökologischen, gesundheit-
lichen und sozialen Maßstäben.
Es setzt sich aus einer Bewer-
tung des Endgeräts und der Her-
steller zusammen. Bei jedem
Kriterium kann eine Maximal-
punktzahl von 10 Punkten er-
reicht werden, die unterschied-
lich gewichtet in die Gesamtbe-
wertung eingehen.

Die Liste der Kriterien für die
Bewertung von Mobiltelefonen
ist äußerst umfangreich. Als Ka-
tegorien dienen die Begriffe En-
ergie, Gesundheit, Ressourcen-
schonung, Bewertung des Zu-
behörs und Bewertung des Her-
stellungsprozesses. In der Kate-
gorie Gesundheit beispielsweise
wird die Frage gestellt, welche
umwelt- und/oder gesundheits-
schädlichen Stoffe im Endgerät
verbaut sind. Die Begründung
hierzu liefert Dr. Benjamin
Bongardt, NABU-Referent für
Umweltpolitik: „Viele der in Mo-
biltelefonen und Akkus enthal-
tenen Stoffe sind stark gesund-
heits- und umweltschädigend.

Dies betrifft vor allem die Her-
stellung/Gewinnung und die
Entsorgung bzw. Wiederverwer-
tung, da die Substanzen während
dieser Prozesse freigesetzt wer-
den und giftige Abfallprodukte
entstehen.“

Schadstoffcheck

„In Zusammenhang mit nied-
rigen Umwelt- und Arbeitssi-
cherheitsauflagen bzw. Be-
schäftigung im informellen
Sektor insbesondere in Ent-
wicklungsländern ist dieser
Aspekt von hoher Bedeutung“,
so Bongardt weiter. Zudem
könnten sich die Substanzen
auch während der Nutzung des
Endgeräts negativ auf die Ge-
sundheit der Menschen auswir-
ken, etwa über dauerhaften
Kontakt mit der Haut.

Für jeden der besonders in der
Kritik stehenden, hier aufge-
führten Schadstoffe wird ein
Punkt abgezogen. Führt der
Hersteller lediglich auf, welche
Stoffe nicht im Endgerät enthal-
ten sind, geht das Ranking da-
von aus, dass alle anderen auf-
geführten Problemstoffe enthal-
ten sind, weshalb es zu einem
Punktabzug kommt.

Rohstoffverbrauch

Das Kriterium „Wie lange ist
die Betriebszeit des Akkus im
Standby-Modus?“ wird bei-
spielsweise wie folgt begründet:
„Unabhängig davon, wie viel
Energie ein Telefon tatsächlich
verbraucht, hilft ein leistungs-
fähiger Akku, die Aufladevor-
gänge zu minimieren. Das re-
sultiert in einer längeren Le-
bensdauer des Akkus und damit
geringerem Rohstoffverbrauch,
weil der Akku seltener ausge-
tauscht werden muss.“

Bei der Bewertung des Her-
stellungsprozesses in Bezug auf
ökologische und soziale Kriteri-
en zieht das Handy-Ranking
zwei verschiedene Studien hin-
zu: den Greenpeace Guide to
Greener Electronics (Oktober
2010) und die Studie zu Kon-
fliktmineralien „Getting to Con-
flict Free“ im Rahmen des
Enough-Projekts (Dezember
2010). Bei dem „Enough Pro-
ject“ handelt es sich um eine der
Nichtregierungsorganisationen
in Washington, die versuchen,
die Öffentlichkeit darüber zu in-
formieren, dass mit dem Ver-
kauf von Rohstoffen, wie sie in
Handys, anderen elektronischen
Geräten, Autos oder Schmuck
zu finden sind, oft Mord und
Vergewaltigung im Kongo fi-
nanziert werden.

Herstellungsprozess

Laut NABU „ist die Einbe-
ziehung des Herstellungspro-
zesses in die Bewertung neben
der Bewertung individueller
Endgeräte deshalb so wichtig,
um Maßnahmen zu würdigen,
die insgesamt die Auswirkun-
gen der Herstellung aller Mobil-
telefone minimieren“.

Der aktuelle Greenpeace Gui-
de umfasst die 18 größten Elek-
tronikhersteller und deckt damit
den Handy-Markt nahezu kom-
plett ab. Die Hersteller werden
in Bezug auf ihren Umgang mit
Chemikalien, Elektroschrott
(Entsorgung) und mit Energie in
insgesamt 15 Subkategorien be-
wertet. So kann die ökologische
Komponente des Herstellungs-
prozesses abgedeckt werden.

Die Studie zu Konfliktmine-
ralien „Getting to Conflict
Free“ bezieht sich auf die für
die Mobiltelefonindustrie un-
verzichtbaren Materialien Tan-
tal, Wolfram, Zinn und Gold.
Aufgrund ihrer Seltenheit und
ihres hohen ökonomischen Wer-
tes sind diese Metalle vor allem
in Zentralafrika ursächlich für
verschiedene kriegerische Aus-
einandersetzungen und werden
häufig unter unzumutbaren Ar-
beitsbedingungen abgebaut.

Teilweise werden die Konflikte
wiederum aus den Erlösen der
Mineralien finanziert, wodurch
ein schwer zu durchbrechender
Teufelskreis entsteht.

Die Getting to Conflict Free-
Studie bewertet qualitativ, ob
Unternehmen Ansätze ausarbei-
ten und Prozesse unterstützen,
die in dieser Branche zu Verän-
derungen führen können. Als
Vorbild dienen die Textil-, Dia-
manten und Forstindustrie, in
denen bereits Fortschritte erzielt
wurden. Die Initiatoren der Stu-
die zielen vor allem auf die
Marktmacht der international
agierenden Unternehmen ab.
Sie sind als die entscheidenden
Akteure in der Lage, Druck auf
die gesamte Lieferkette auszuü-
ben und Sozialverträglichkeit in
Bezug auf die Rohstoffgewin-
nung und den Herstellungspro-
zess zu gewährleisten.

Transparenz

Zu der Bewertung zählen die
Bemühungen der Unternehmen,
Transparenz zu schaffen, the-
menfokussiert über Nachhaltig-
keit zu kommunizieren bzw.
Gesetzgebungsverfahren in Be-
zug auf die Konfliktmineralien
zu unterstützen.

Die Enough-Studie ist im
Handy-Ranking zunächst die
einzige Datenquelle im Bereich
der Sozialstandards bei der Pro-
duktion und Rohstoffgewin-
nung. Ab 2012 soll diese Kate-
gorie allerdings um eine Bewer-
tung der oftmals prekären Ar-
beitssituation in den Produkti-
onsstätten und Lieferantenlän-
der der Rohstoffe ausgeweitet
werden.

Datenlage

Aufgrund der Vielzahl von
Zulieferern, Produktionsstätten
und Herstellern sowie der spär-
lichen Verfügbarkeit von Daten
ist dies zum gegenwärtigen
Zeitpunkt noch nicht möglich.
Die Einbeziehung der Getting
to Conflict Free-Studie in das
gesamte Ranking ermöglicht je-
doch nach Angaben des Natur-
schutzbundes Deutschland „zu-
mindest eine Einschätzung, in-
wiefern Unternehmen über-
haupt bereit sind, an bestehen-
den Strukturen in der Lieferket-
te etwas zu ändern bzw. sie
transparenter zu gestalten“. Da-
her sei es vertretbar, zumindest
in der ersten Phase des Handy-
Rankings ausschließlich die
Studie des Enough-Projekts in
der Kategorie Sozialstandards
zu nutzen. DK

Neue Finanzsoftware für Kommunen:

DATEV Rechnungswesen
kommunal pro ist jetzt verfügbar

Die seit Kurzem in den neuen Versionen aus der Softwareli-
nie DATEV pro verfügbare Software für das Management der
Finanzen in Kommunen und kommunalen Unternehmen stand
im Mittelpunkt des Auftritts der Nürnberger DATEV eG auf
der Messe Moderner Staat in Berlin. Darüber hinaus präsen-
tierte der IT-Dienstleister auf seinem Stand im Messegelände
Berlin sein komplettes Produkt- und Leistungsspektrum für
den Public Sector. Kern des Angebots war das durchgängige,
zertifizierte Softwarepaket rund um das kommunale Rech-
nungswesen.

Hohe funktionale Integration

Mit den neuen Versionen profitiert auch der Public Sector
von den Fortschritten der Software-Generation DATEV pro.
Diese zeichnet sich insbesondere durch Übersichtlichkeit, eine
hohe funktionale Integration, einen neu gestalteten, einheitli-
chen Stammdatendienst sowie moderne Such- und Gruppie-
rungsmöglichkeiten aus, die mit den bewährten Funktionen
der DATEV-Software nahtlos ineinander greifen. Das Soft-
ware-Paket ermöglicht eine unkomplizierte Budgetierung,
Mittelbewirtschaftung und Haushaltssteuerung. Ergänzt wer-
den die Funktionen durch die Kosten- und Leistungsrechnung,
die Anlagenbuchführung und die Veranlagung kommunaler
Abgaben wie Steuern, Gebühren und Beiträge. Darüber hinaus
lässt sich das Finanzwesen-System durch ein Lohn- und Ge-
haltsprogramm erweitern, das auch die Besoldung von Beam-
ten abdeckt.

Anforderungen der Zukunft

In einem Fachvortrag gab DATEV darüber hinaus Hinwei-
se, wie den anstehenden Herausforderungen im Finanzwesen
zu begegnen ist. Der Referent, Bernd Eckstein, Leiter Vertrieb
Public Sector bei der DATEV eG, lieferte darin Lösungsansät-
ze zum Themenkomplex Jahresabschluss, Gesamtabschluss
und E-Bilanz im Public Sector. Dabei wurden unter anderem
vorausschauend die neuen Anforderungen thematisiert, die in
absehbarer Zukunft mit der beschlossenen E-Bilanz auch im
öffentlichen Bereich für den Jahresabschluss gelten werden.
Der Vortrag fand am Messe-Dienstag im Rahmen des Best
Practice Forum II statt.

Neues Projekt „Bildungsportal Bayern“:

Keimzelle
Landkreis Ostallgäu
Im Freistaat wird ein neues Bildungsportal aufgebaut. Der In-
ternet-Auftritt soll Angebote der Weiterbildung und der Er-
wachsenen-Bildung in ganz Bayern bündeln. Ein Vorläufer be-
steht bereits im Ostallgäu. Das Portal wird von den Volkshoch-
schulen betrieben.

Kultusstaatssekretär Thomas
Kreuzer, der im Rahmen einer
Pressekonferenz den offiziellen
Startschuss für das Projekt gab,
zitierte den französischen Autor
Rabelais: „Es ist weise, aus je-
der Quelle zu lernen. Die Er-
wachsenenbildung hat zum
Glück solide Antworten auf das
Bildungsbedürfnis der Men-
schen parat. Der Bayerische
Volkshochschulverband (bvv)
hat einen zeitgemäßen und ver-
lässlichen Bildungs-Wegweiser
entwickelt: Das Bildungsportal
Bayern!“

Regionale
Bildungsangebote

Keimzelle des Bildungspor-
tals ist der Landkreis Ostallgäu.
Seit Anfang 2010 ist das Bil-
dungsportal Ostallgäu online,
zunächst für den Landkreis
Ostallgäu und die kreisfreie
Stadt Kaufbeuren. Seit April
2011 ist das ganze Allgäu einge-
bunden. Lernende finden dort
zum Beispiel regionale Bil-
dungsanbieter – Ämter, Akade-
mien und Arbeitsgemeinschaf-
ten. Die Angebote sind auch
nach Branchen aufgelistet. Kur-
se und Veranstaltungen sind in
chronologischer Form zusam-
mengetragen.

Johann Fleschhut, Landrat
des Landkreises Ostallgäu und
stellvertretender Aufsichtsrats-
vorsitzender der Allgäu GmbH,
rief alle Bildungsanbieter im
Landkreis auf, sich zu vernet-
zen. In kurzer Zeit stieg das An-
gebot von anfangs 30 Bildungs-
anbietern und 1.200 Kursen auf
61 Anbieter und 2.000 Kurse
und weitete sich vom Landkreis

Ostallgäu auf das gesamte All-
gäu aus. Die große Nachfrage
machen auch die 195.000 Auf-
rufe von www.bildung-allga-
eu.de im Monat September
2011 deutlich.

„Wir wollen das Bildungspor-
tal auf ganz Bayern ausweiten
und allen lernbedürftigen und
lernwilligen Bürgern die regio-
nalen Bildungsangebote verfüg-
bar machen!“, hob Karl Heinz
Eisfeld, Erster Vorsitzender des
bvv hervor. Eisfeld erläuterte,
dass neben der technischen Lö-
sung, alle trägerübergreifen-
den Angebote zu bündeln, der
Mensch im Vordergrund steht,
für den lebensbegleitend auf
Wunsch eine qualifizierte Bil-
dungsberatung verlässlich er-
möglicht wird.

Das Portal wird Anfang No-
vember 2011 in 14 bayerischen
Regionen weiter ausgebaut. Bis
zum Jahr 2013 werden 60 Kom-
munen über das datengestützte
bayernweite Portal mit regio-
nalspezifischer Steuerung ver-
fügen. Der Bayerische Volks-
hochschulverband soll die Sei-
ten einrichten und unterhalten.

Kulturfonds Bayern

Ermöglicht wird dieses Ge-
meinschaftswerk des Freistaates
Bayern, der Allgäu GmbH und
des Bayerischen Volkshoch-
schulverbandes erst durch die
finanzielle Unterstützung des
Freistaates Bayern. 145.000 Eu-
ro fließen aus den Mitteln des
Kulturfonds Bayern in das
zweijährige Projekt und ermög-
lichen ein wirkungsvolles Zu-
sammenspiel von Staat, Kom-
mune und Bildungsträgern. DK

http://www.tvbayern.de/
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Software, die dem Menschen dient!

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

www.akdb.de

Auskunftsstelle
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Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Auskunftsstelle

Mehr Transparenz. Mehr Effizienz.
Vertrauen Sie der Kompetenz der AKDB, wenn es um Ihre moderne Verwaltung geht.
OK.PWS erhöht die Transparenz und verbessert die Abläufe in der Personalwirtschaft.

Denn mit OK.PWS organisieren Sie Ihre gesamte Personalwirtschaft in einem System.
Die modular aufgebaute Lösung bietet Ihnen Softwareunterstützung bei Personala-
brechnung, Personaladministration, Stellenbewirtschaftung, Organisation, Fehlzei-
tenverwaltung, Personalkosten-Controlling, Personalentwicklung und der Verwaltung
von Bewerbern.

Damit schaffen Sie die Basis für ein vorgangsbezogenes Personalwesen.
Auch in Ihrer Verwaltung. Sprechen Sie mit uns: Telefon +49 89·5903-0

Markus Hofmann
Leiter des Geschäftsfelds
Personalwirtschaft der AKDB
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16. Fortbildungsseminar in München:

Blickpunkt
Geoinformationssysteme

Veranstalter: Runder Tisch GIS e.V. und TU München
Bereits zum 16. Mal luden Runder Tisch GIS e.V. und die Tech-
nische Universität München zum Münchner Fortbildungsse-
minar Geoinformationssysteme ein. Im Netzwerk Runder
Tisch GIS e.V. engagieren sich über 200 Mitglieder aus Wirt-
schaft, Verwaltung und Wissenschaft mit dem Ziel, den Dialog
und die Kooperation im Geoinformations-Markt zu fördern.
Das viertägige Fortbildungsseminar war mit annähernd 400
Teilnehmern für die Veranstalter ein voller Erfolg.

Die Diskussionen um Google
Street View zeigen: Der Begriff
Geoinformation ist bei der brei-
ten Masse angekommen. Nicht
zuletzt tragen hierzu aber auch
Initiativen wie OpenStreet-Map
oder die verbreitete Nutzung von
Geoinformation mittels mobiler
Geräte wie dem iPhone bei.
Auch das hochaktuelle Thema
Cloud Computing hat die GIS-
Welt erreicht. Diese aktuellen
Trends und die neuesten Ent-
wicklungen in den Bereichen
Spatial Data Mining, 3D, Geo-
visualisierung sowie Trends
bei Energie- und Umweltfachan-
wendungen standen heuer im
Mittelpunkt.

Schulungen und Workshops

Das Programm umfasste ein-
bis zweitägige Intensivschulun-
gen und Workshops, gefolgt von
einer zweitägigen Vortragsveran-
staltung mit 30 Vorträgen, die
dieses Jahr erstmals in parallelen
Sessions statt fanden. Auf einer
Firmenausstellung konnten sich
die Besucher über die neuen Ent-
wicklungen von GIS-Herstel-
lern, Dienstleistern und den öf-
fentlichen Verwaltungen infor-
mieren.

Energiesystemanalyse

Wie Thomas Hamacher von
der TU München erläuterte, wa-
ren, sind und bleiben Städte Zen-
tren der kulturellen und wirt-
schaftlichen Entwicklung. Me-
thoden und Werkzeuge müssten
entwickelt werden, um die wei-

tere Entwicklung auch und gera-
de unter den Aspekten des Ener-
gieverbrauches und der Energie-
versorgung zu gestalten. Die
klassischen Disziplinen der Stadt-
und Raumplanung, die in der
Geographie und der Architektur
beheimatet sind, müssten um
weitere Disziplinen ergänzt wer-
den. Die Energiesystemanalyse
werde dabei ein neuer wichtiger
Bestandteil. Ob dann diese Me-
thoden auch in anderen Weltre-
gionen eingesetzt werden kön-
nen, müsse sich dann in Feldstu-
dien erweisen. Ohne Zweifel las-
se sich aber festhalten: „Energe-
tische Stadtplanung ist eine
Schlüsseltechnologie des 21.
Jahrhunderts.“

Datenschutz

Karl Rehrl von der Salzburg
Research Forschungsgesellschaft
wies darauf hin, dass eine wesent-
liche Herausforderung ortsbezo-
gener Dienste jene des Daten-
schutzes bzw. der Privatsphäre
der Nutzer ist. Die wiederkehren-
de Bestimmung des Aufenthalts-
ortes von Personen führe unwei-
gerlich zu einer Verletzung der
Privatsphäre. Wichtig im Zusam-
menhang mit der Frage des Da-
tenschutzes sei, wie Anwendun-
gen mit den technischen Mög-
lichkeiten der Lokalisierung und
der Verknüpfung der Lokalisie-
rungsdaten mit anderen perso-
nenbezogenen Daten umgehen.
Probleme mit dem Datenschutz
von Lokalisierungsdaten ergäben
sich meist dann, wenn eine Ver-
knüpfung der Daten mit den Iden-

titäten von Personen oder Objek-
ten hergestellt wird.

Eine Strategie zur Sicherung
der Privatsphäre sei es, die Nut-
zer jedes Mal um Erlaubnis zu
fragen, bevor eine Lokalisierung
durchgeführt wird. Dadurch
könne sichergestellt werden,
dass eine Lokalisierung nur dann
stattfindet, wenn Nutzer auch zu-
stimmen. Bei wieder kehrenden
Lokalisierungen sei diese Vorge-
hensweise allerdings nicht ziel-
führend.

Ortsbezogene Dienste

Die zukünftigen Herausforde-
rungen von ortsbezogenen Dien-
sten ergeben sich laut Rehrl vor
allem durch die Speicherung und
Sicherung von Lokalisierungs-
daten. Nutzer hätten in der Regel
keinen Einblick, „ob Lokalisie-
rungsdaten von einem Dienst ge-
speichert werden und wenn sie
gespeichert werden, wo und wie
lange sie gespeichert werden“.

Auch sei meist nicht ersicht-
lich, ob diese Daten an Dritte wei-
tergegeben werden und sie sicher
verwahrt werden. Inder Vergan-
genheit hätten immer wieder Fäl-
le gezeigt, „dass die Datensicher-
heit im WWW als Schwachpunkt
zu bezeichnen ist“.

Energie-Atlas Bayern

Marion Lautenbacher und Dr.
Anita Wolf vom bayerischen
Umweltministerium stellten den
Energie-Atlas Bayern vor. Nach
ihren Worten handelt es sich da-
bei um ein neu entwickeltes In-
ternet-Portal der Bayerischen
Staatsregierung, das vielfältigste
Informationen rund um das The-
ma Energie zusammenführt, ein-
heitlich aufbereitet und für alle
einschlägigen Zielgruppen kom-
fortabel und schnell zugänglich
macht. Der Energie-Atlas Bay-
ern stelle eine Fülle interaktiver
Karten bereit, beispielsweise zu
Potentialen sowie bestehenden
Anlagen zur Nutzung erneuerba-
rer Energien. Diese kartographi-
schen Daten werden umfassend
durch textliche Informationen
wie zum Beispiel Schritt-für-
Schritt-Anleitungen, Finanzie-
rungs- und Fördermöglichkeiten
oder Praxisbeispiele ergänzt und
vervollständigt.

Alleinstellungsmerkmal

Bereits in seiner ersten Aus-
baustufe sei der Energie-Atlas
Bayern in dieser Form einzigar-
tig in ganz Deutschland. Mit sei-
ner fortlaufenden Pflege und der
zweiten Ausbaustufe, deren Fer-
tigstellung für Ende 2011 vorge-
sehen ist, werde sich seine Posi-
tion als Alleinstellungsmerkmal
der bayerischen Energiepolitik
und der e-Government-Aktivitä-
ten weiter festigen, so die beiden
Referentinnen. „Bayern beweist
damit erneut seine Vorreiterrolle
beim Klimaschutz und zeigt
gleichzeitig die Wege auf, wie
Energie auch in Zukunft sicher
und bezahlbar bleiben kann.

Laut Günther Gleixner, Grin-
tec GmbH (Graz) gehört GIS
mittlerweile zu den zentralen lT-
Systemen bei Netzbetreibern
und ist wie auch Billing-, Kun-
deninformations-, Asset-Mana-
gement und Netzleitsysteme
nicht mehr wegzudenken. „Ohne
GIS geht nichts mehr“ sei ein ge-
flügeltes Wort geworden, wes-
halb GIS heute genauso ausfall-
sicher betrieben werden müssen
wie die anderen genannten Sy-
steme.

Die Schwerpunkte von GIS-
Anwendungen liegen Gleixner

zufolge heute in der Dokumenta-
tion und Auskunft des Netzes so-
wie in der Planung des Netzaus-
baus und Unterstützung der
(strategischen) Netzerneuerung.
Mit der Einführung von Smart
Grid werde sich der Anwen-
dungsbereich freilich ver-
größern: Zum einen werden
neue Komponenten hinzukom-
men, die auch im GIS ihre
Repräsentation finden werden.
Smart Meter, neue Arten von
Energie-Einspeisern, Stromspei-
chersysteme etc. fänden bereits
Einzug in das Datenmodell eines
Utility-GIS. Fragen nach der Be-
lastbarkeit des Netzes durch
Hinzufügen alternativer Strom-
erzeuger würden bereits mit Hil-
fe von Analysen im GIS be-
antwortet. Genehmigungen zum
Bau dieser Anlagen würden eben
aufgrund dieser Auswertungen
genehmigt.

Gemeinsame Visualisierung

„Neben dem Energienetz wer-
den für Netzbetreiber die Ver-
waltung und das Management
des Kommunikationsnetzes im-
mer bedeutender“, fuhr Gleixner
fort. Alle Messungen werden
zukünftig über das Kommunika-
tions- bzw. Steuerungsnetz über-
tragen werden. Das GIS erlaube
natürlich die gemeinsame Visua-
lisierung der beiden Netze,
ebenso wie deren Darstellung
von Beziehungen und Interak-
tionen. Das gemeinsame Mana-
gement der beiden Netze gehe
aber über die bloße Visualisie-
rung hinaus. Fragen wie „zeige
mir alle Messgeräte, die in der
letzten Stunde nicht in der Lage
waren, Messergebnisse zu lie-
fern“, werden im Smart Grid zu
Standardabfragen werden, er-
klärte der Referent. „GIS kann
in Echtzeit zeigen, wo das Sy-
stem Probleme hat.“ DK

AKDB auf der Kommunale 2011:

Starker Messeauftritt
Die Bilanz der Kommunale 2011, einer der wichtigsten Fach-
messen für die öffentliche Verwaltung, fällt aus Sicht der AKDB
sehr positiv aus. Am Messestand der AKDB herrschte über die
beiden Tage starker Besucherandrang. Die Mitarbeiter aus den
Kommunalverwaltungen nutzten die Gelegenheit, persönliche
Kontakte zu knüpfen und wertvolle Fachgespräche zu führen.
Auf zahlreichen Präsentationsplätzen am Messestand sowie auf
dem IT-Vortragsforum informierte die AKDB über ihre umfas-
senden Software-Lösungen für Kommunen sowie über neue
Trends beim mobilen Government.

Erfolgreiche Erfahrungen mitAKDB-Verfahren

Referenzkunden aus allen Teilen Bayerns vermittelten den Besu-
chern ihre erfolgreichen Erfahrungen mit den AKDB-Verfahren.
Auch der IT-Beauftragte der Bayerischen Staatsregierung, Finanz-
staatssekretärFranz Josef Pschierersowie derPräsident des Bayeri-
schen Gemeindetages, Dr. Uwe Brandl, informierten sich im Rah-
men des Messerundgangs persönlich über die innovativen AKDB-
Lösungen Bürgerservice-Portal und mobiles Government.
Unser Bild zeigt die Prominenz am AKDB-Messestand. Von links:
Uwe Brandl, Präsident des Bayerischen Gemeindetages, Jürgen
Busse, Geschäftsführendes Präsidialmitglied, Ulrich Maly, Nürn-
bergs Oberbürgermeister, Staatssekretär Franz Josef Pschierer und
Rudolf Schleyer, Vorstandsmitglied derAKDB (vorne).

smartKITA –
Kinderleichte IT-Anmeldung

Profi AG hilft Eltern und Landkreisen
bei der Kindergartenplatz-Vergabe

Mit der Software smartKITA finden Eltern und Träger freie
Kindergartenplätze ganz leicht über die IT-Portale von Stadt
und Kommune. Dabei besticht die neue IT-Lösung von der
Profi Engineering Systems AG durch benutzerfreundliche An-
wendung und Datenaktualität.

Auf Beschluss der Bundesre-
gierung muss bis 2013 eine Be-
treuungsgarantie für (Klein-)
Kinder umgesetzt werden. Da in
Städten die Anzahl an Kindergär-
ten und entsprechenden Plätzen
begrenzt sind, ist eine Bedarfspla-
nung sehr aufwändig. Oft sind
notwendige Informationen zu
einzelnen Einrichtungen nicht
zentral und gebündelt abrufbar.
Behörden haben Probleme, reale
Statusangaben über freie Plätze
zu machen. Grund: In vielen Fäl-
len melden Eltern ihre Kinder
gleich bei mehreren Kindergärten
an. Wird ihnen ein Platz zugeteilt,
informieren sie weder die ande-
ren Kindergärten noch die zustän-
digen Ämter. Somit stehen theo-
retisch freie Plätze weiter als be-
legt in den Listen.

Unnötig lange Wartezeiten

Überholte Anmeldungen füh-
ren zu unnötig langen Wartezei-
ten bei anderen Familien und zu
Chaos in der Bedarfsplanung.
Damit zuständige Behörden den
Überblick über tatsächliche Res-
sourcen einzelner Kindergärten
behalten und effizient organisie-
ren, hat die Profi AG eine neue
Software entwickelt.

Die smartKITA-Lösung sorgt
jederzeit für aktuelle Datenbe-
reitstellung, optimiert Suchvor-
gänge und hilft, die Kindergarten-
platz-Vergabe zu organisieren. El-
tern informieren sich im Internet
über Kindergärten und Platzange-
bote und melden ihre Kinder on-
line an, wobei eine Priorisierung
gekennzeichnet werden darf. Die
Vergabe obliegt den Trägern. Die-
se profitieren dank der Datenbank
von Auswertungen und Berich-
ten, die Übersichten über aktuelle
Stände bereitstellen. Sobald Trä-
ger einen Kita-Platz vergeben
und Eltern diesen annehmen,
löscht smartKITA automatisch
Mehrfachanmeldungen. Diese
Plätze stehen fortan wieder zur
Verfügung und Wartezeiten ver-
kürzen sich.

Geordneter Ablauf

„Die Lösung smartKITA sorgt
für einen geordneten Ablauf der
Kita-Platzvergabe. Sie koordi-
niert ein reibungsloses Zusam-
menspiel zwischen Eltern, Be-
treibern und verantwortlichen
Behörden“, fasst Matthias Kohl-
hardt, Geschäftsbereichslei-
ter Öffentlicher Dienst bei der
Profi AG zusammen.
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Vorteile für Kommunen durch ein Flächenmanagement
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Kooperation

Die Baader Konzept GmbH bietet dazu u.a. folgende Leistungen

Baader Konzept GmbH, Gunzenhausen
www.baaderkonzept.de
Dipl.-Ing. (FH) Aline Baader
a.baader@baaderkonzept.de
09831-61 93-27 UMWELT - LANDSCHAFT - PROJEKTE

BAADER KONZEPT

40 Jahre Städtebauförderung in Bayern:

Erfolgsgeschichte mit Zukunft
Festveranstaltung und Fachtagung in Regensburg

Der Freistaat Bayern ist eine Keimzelle der Städtebauförde-
rung und der städtebaulichen Erneuerung. Erste Maßnahmen
der Stadtsanierung wurden bereits Mitte der 50er Jahre in Re-
gensburg und Bamberg begonnen. Inzwischen haben mehr als
die Hälfte aller Städte, Märkte und Gemeinden in Bayern von
den Finanzhilfen der Städtebauförderung profitiert. Mit einer
Festveranstaltung und Fachtagung in Regensburg, an der
rund 400 Bürgermeister, Kommunalvertreter, Planer und lo-
kale Akteure aus den Fördergebieten teilnahmen, wurde auf 40
Jahre erfolgreiche Projekte zurückgeblickt, aber vor allem
auch ein Ausblick auf Handlungsschwerpunkte und Aufgaben
gegeben, mit denen sich die Kommunen mit Unterstützung der
Städtebauförderung in Zukunft auseinander setzen müssen.

Wie der Leiter der Obersten
Baubehörde Josef Poxleitner in
Vertretung von Innenminister Jo-
achim Herrmann hervorhob, ist
die Städtebauförderung eine ein-
zigartige Erfolgsgeschichte. Als
Gemeinschaftsaufgabe von Bund,
Ländern und Kommunen unter-
stütze sie seit 1971 die bayeri-
schen Städte, Märkte und Ge-
meinden bei ihren Projekten der
Stadterneuerung. Durch ihre An-
stoßwirkung für Investitionen,
die häufig ein Mehrfaches der
Finanzhilfen betragen, sei sie in
dieser Zeit zu einem wichtigen,
strukturell äußerst erfolgreichen
Förderinstrument geworden.

Poxleitner: „Auch in Zukunft
werden wir die bayerischen
Kommunen bei der städtebauli-
chen Erneuerung nach Kräften
unterstützen. Aktuelle Aufgaben
sind zum Beispiel der Umgang
mit dem demografischen Wan-
del, neue Energiekonzepte oder
die Konversion von Brach-
flächen.“

Acht Programme

Freistaat, Bund und Europäi-
sche Union haben seit 1971 rund
vier Milliarden Euro für Städte-
bauförderungsprojekte der baye-
rischen Kommunen bereitge-
stellt. Mehr als 1.000 Städte,
Märkte und Gemeinden haben
davon profitiert. Aktuell stehen
den Kommunen acht Städte-
bauförderungsprogramme mit
unterschiedlichen inhaltlichen
Schwerpunkten zur Förderung
ihrer Maßnahmen zur Verfü-
gung. In diesem Jahr werden 556
Programmkommunen mit För-
dermitteln in Höhe von insge-
samt rund 124 Millionen Euro
unterstützt.

Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger machte deutlich, dass
man in Regensburg Mitte der
50er Jahre als eine der ersten
Städte in Deutschland gezielt da-
mit begonnen habe, die Altstadt
zu erneuern. Ein Rahmenplan
für ein erstes „Erneuerungsge-
biet“ sei erarbeitet, ein Gutach-
ten der Deutschen Akademie für
Städtebau und Landesplanung
in Auftrag gegeben worden.
Währenddessen stellte die Stadt

die ersten Förderanträge und
1957 bewilligte das Bundesbau-
ministerium die ersten 600.000
DM für die Altstadtsanierung,
weitere 192.000 DM für Ersatz-
wohnungen, damals als Darle-
hen mit Zins und Tilgung und
der Auflage, dass Stadt und Land
Mittel in jeweils der gleichen
Höhe bereitstellen. Für Regens-
burg war dies die Geburtsstunde
der Städtebauförderung, „ein Er-
folgsmodell“, wie Schaidin-
ger betonte.

Investitionen
in der Oberpfalz

Seit 1971 haben die Oberpfälzer
Städte und Gemeinden rund 400
Mio. Euro Städtebauförderungs-
mittel erhalten. Das Geld wurde
investiert für die Erneuerung von
Innenstädten und Ortszentren, die
Konversion von Brachflächen, die
Soziale Stadt und die ökologische
Erneuerung. Wegen des hohen
Anstoßeffektes der Städtebauför-
derung konnte ein enormes Inve-
stitionsvolumen in der Oberpfalz
umgesetzt werden. In Regensburg
wiederum wurden in den vergan-
genen 40 Jahren über 80 Millionen
Euro Städtebauförderungsmit-
tel eingesetzt – „eine stattli-
che Summe, die im gesamtstädti-
schen Zusammenhang große Wir-
kung gezeigt hat“, so der OB.

Schlüsselrolle

Nach Schaidingers Worten ist
die Kommune „der Schlüssel für
eine gelungene Stadtentwick-
lungspolitik“. Der Erfolg der ge-
förderten Maßnahme sei nur
dann gesichert, wenn sie im
Kontext einer abgestimmten
kommunalen Gesamtentwick-
lungsstrategie steht. Dafür arbei-
teten die Städte, Märkte und Ge-
meinden unter Wahrnehmung ih-
rer Planungshoheit. „In Regens-
burg haben wir bereits im Jahr
1977 unseren ersten Stadtent-
wicklungsplan beschlossen, den
wir dann im Jahr 2005 nach ei-
nem sehr intensiven Bürgerbe-
teiligungsverfahren aktualisiert
und fortgeschrieben haben“, be-
merkte der Rathauschef.

Bund und Land als Zuwen-

dungsgeber dürfen sich der Ge-
meinschaftsaufgabe nicht entzie-
hen. Die Städte seien mehr denn je
auf ihre Unterstützung angewie-
sen. Die Städtebauförderung kön-
ne ihre Aufgaben aber nur bewäl-
tigen, wenn sie auch mit genügend
Mitteln ausgestattet wird. In die-
sem Zusammenhang forderte
Schaidinger den Bund auf, die
Städtebauförderung wieder anzu-
heben. Ergänzend müsse der Frei-
staat Bayern das Defizit in den
Kassen der Städtebauförderung
mit eigenen Mitteln kompensieren.

Die Sparpläne der Bundesre-
gierung führten zu einer weite-
ren Schwächung des ländlichen
Raumes, indem einige zentrale
Orte ihrer Versorgungs- und Vor-
haltefunktion nicht mehr gerecht
werden können und außerdem
an Standortattraktivität ein-
büßen. Das Bekenntnis des Frei-
staates zum Leitziel der gleich-
wertigen und gesunden Lebens-
und Arbeitsverhältnisse würde
zur blutlosen Absichtserklärung
verkommen. Schaidinger: „Oh-
ne Städtebauförderung kann das,
was im Landesplanungsgesetz
stehen soll, nicht mit Leben er-
füllt werden.“ Städtebauförde-
rung sei ein wichtiges Steuer-
rad für kommunale Politik. „Wir
brauchen sie auch in Zukunft,
vielleicht mehr denn je.“ DK

Leader-Projekt „Mitten im Ort - mitten im Leben“:

„25 Kommunen
ziehen an einem Strang“

Flächenmanagement und Ortskernentwicklung
im Landkreis Bad Kissingen

Im Landkreis Bad Kissingen wurde von 2009 bis 2011 ein Mo-
dellprojekt zur Ortskernentwicklung durchgeführt. Beteiligt
waren 25 Städte, Märkte und Gemeinden, das Landratsamt
Bad Kissingen sowie die Baader Konzept GmbH aus Gunzen-
hausen. Ziel des Projekts war es zum einen, bei den örtlichen
Entscheidern das gemeinsame Problem- und Handlungsbewusst-
sein zu stärken und die Notwendigkeit zum Flächensparen be-
wusst zu machen. Zum anderen war die Aufgabe, durch eine
umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit die Vorteile des Wohnens
im Bestand aufzuzeigen und die Bevölkerung für die Thematik
zu sensibilisieren.

Bayerische
Flächenmanagement-
datenbank

Bei der Bearbeitung des Pro-
jekts wurde erstmals die vom
bayerischen Umweltministerium
für alle Kommunen in Bayern
kostenlos zur Verfügung gestellte
Flächenmanagementdatenbank
(Entwicklung: Baader Konzept
GmbH) landkreisweit genutzt.
Mit Hilfe der Datenbank haben
die Kommunen ihre Baulücken,
Althofstellen und Brachflächen
jeweils eigenständig ermittelt.
Die landkreisweite Auswertung
zeigte ein erhebliches Potenzial
an innerörtlichen Nutzungsmög-
lichkeiten mit Schwerpunkt bei
umnutzungsgeeigneten Gebäu-
den bzw. Hofstellen im Ortskern
und bei bereits erschlossenen
Baulücken.

Eigentümerinteressen

Im Anschluss an die Erhe-
bung erfolgt in den Kommunen
eine Befragung der Eigentümer
von Baulücken und Leerstand-
immobilien. Auf diese Weise
soll herausgefunden werden,
was die Eigentümer mit ihrem
Grundstück bzw. ihrer Immobi-
lie zukünftig geplant haben, ob
sie sich einen Verkauf vorstellen
und ob sie Beratungsbedarf zu
Nutzungs- oder Umbaumög-
lichkeiten oder Fördermaßnah-
men haben. Auf Grundlage der
bisher erfreulich hohen Rück-
laufquote werden dann pass-
genaue Beratungs- und Service-
angebote (zum Beispiel Aufbau
Baulücken- und Gebäudebörse)
entwickelt.

Handreichung
Innenentwicklung

Aktive Innenentwicklung ist
in den Dörfern und Städten ei-
ne Gemeinschaftsaufgabe mit
vielen Beteiligten und Interes-
sengruppen. Für die unter-
schiedlichen Zielgruppen wie
Bauwillige, Eigentümer, Bür-
gerschaft, Wirtschaft, Verwal-
tungen und kommunale Ent-
scheidungsgremien wurden
deshalb attraktive Informati-
onsmedien erarbeitet. Für die
Kommunen wurde eine Hand-

reichung zum Thema Innenent-
wicklung und Aktivierung er-
stellt, zudem wurden die Vor-

Wesentliche Projektinfos
Träger: Landkreis Bad Kissingen
Förderung: Leader-Projekt, ELER-Fonds EU, Bayeri-
sches Landesamt für Umwelt
Bearbeitung: Baader Konzept GmbH, Gunzenhausen mit
3f-Design, Darmstadt
Modellkommunen: 25 Städte und Gemeinden im Landkreis
Bad Kissingen*
Maßnahmen: Erhebung von Innenentwicklungspotenzialen,
systematische Eigentümerbefragungen, umfangreiche Öffent-
lichkeitsarbeit durch Handreichung für Kommunen, Image-
broschüre sowie Wanderausstellung zum Bauen im Bestand
für Kommunen, Bauwillige und Bürger sowie landkreisweite
Veranstaltungen.

*Kommunen: Aura a.d. Saale, Bad Bocklet, Bad Brückenau, Bad
Kissingen, Burkardroth, Elfershausen, Euerdorf, Fuchsstadt, Ge-
roda, Hammelburg, Maßbach, Motten, Münnerstadt, Nüdlingen,
Oberleichtersbach, Oberthulba, Oerlenbach, Ramsthal, Rannun-
gen, Schondra, Sulzthal, Thundorf i. Ufr., Wartmannsroth, Wild-
flecken, Zeitlofs.

teile aktiver Ortskernentwicklung
und die Aktivierungsinstrumente
anhand von Beispielen aus dem
Landkreis sowie Fördermöglich-
keiten benannt.

Gute Beispiele
für Bauen im Bestand
aus dem Landkreis

Eine weitere kompakte Info-
broschüre dient dazu, das The-
ma Innenentwicklung Bürgern
und Bauwilligen näher zu brin-
gen und zeigt gelungene Bei-
spiele für Bauen, Wohnen und
Arbeiten im Ort. Die Präsenta-
tion der guten Beispiele aus
dem Landkreis wird mit den
persönlichen Stellungnahmen
der Familien und Geschäftsin-
haber, die im Altort gebaut
bzw. umgebaut haben, abge-
rundet. „Ein völlig neues Le-
bensgefühl“, so das Motto der
Familie, die auf dem Gewölbe-
keller einer alten Schule mo-
dern gebaut hat. Eine Wan-
derausstellung stellt die Aspekte
und Umbaubeispiele nochmals in
„Lebensgröße“ vor und wird an
wechselnden Orten im Landkreis
präsentiert.

Begehrter Produkt
DesignAward ...

... für Nusser Systembank Figura

Eine gute Figur in jeder Hinsicht macht Figura, die kommunale
Systembank von Nusser, schon in so manchem Stadtbild. Die An-
erkennung dafür folgte dazu aus berufenem Expertenkreis. Die
Bankserie der Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG erhielt den
begehrten Produkt Design Award des „iF International Forum
Design“. Die Auszeichnung sehen die Nusser-Geschäftsführer
Jörg W. Nusser und Ulrich Träger auch als Bestätigung: „Es ist
ein erfreulicher Beweis für die Innovationsstärke und Ideenviel-
falt der Nusser Gruppe.“

Die Elementbank Figura bietet
Landschaftsarchitekten und Städte-
planern nahezu grenzenlose Viel-
falt in der Anordnung und eröffnet
viele individuelle Lösungen. Der
gestalterische Spielraum basiert
auf einem nierenförmigen Grund-
element, wahlweise mit Lehnbügel
aus Edelstahl ausgestattet, sowie
freikombinierbarenAnbauelemen-
ten. Die unterschiedlichenAufstell-
winkel ermöglichen weitere fanta-
siereiche Kreationen. So kann da-
mit im Park ein Sitzkleeblatt er-
wachsen oder sich eine Sitzgruppe
durch den Spielplatz schlängeln.

Markenzeichen: Kreativität
und Nachhaltigkeit

Die feuerverzinkten Rundrohr-

füße der Bankmodule werden ein-
betoniert und sorgen für die nötige
Stabilität. Die Sitzflächen sind aus
Kambala Holz oder auf Wunsch
aus FSC Hartholz gefertigt. Welt-
weit hat sich der Standard des „Fo-
rest Stewardship Council“ (FSC)
als führend in der nachhaltigen
Holzwirtschaft etabliert. Bereits
im Jahr 2009 ließ sich die Firma
Nusser nach den Richtlinien des
FSC zertifizieren und unterstützt
auf diese Weise den Erhalt der
wertvollen Tropenwälder.

Schöpferisches Credo

MaßgeblichenAnteil am Erfolg
dieser neuen Elementbank besitzt
der in Ludwigsburg wohnhafte
Designer Ewald Winkelbauer.
Auf ihn gehen die Entwürfe für die
Figura Module zurück. Das schöp-
ferische Credo des unprätentiösen
Wahlschwaben, der ursprünglich
aus dem Niederbayrischen stammt,
ist so einfach wie gut. Er mag nicht
„mit ausgeflippten Dingen brillie-
ren, die hinterher niemand ver-
wenden kann“, wie er sagt.

Winkelbauer versteht sich eher
als Mittler und Übersetzer zwi-
schen der Sprache der Ästhetik
und der des alltäglichen Ge-
brauchs. Seine Inspirationen holt
er sich aus der Natur – Grundla-
ge für seine organischen Entwür-
fe, für die er bereits mehrfach
preisgekrönt wurde.

Erfolgreiche Partner

Mit Winkelbauer und der Nus-
ser Gruppe kooperieren so zwei
erfolgreiche Partner, die Nut-
zen und Nachhaltigkeit mit schö-
nen Formen verbinden. Bester Be-
leg ist nicht nur der jüngst verlie-
hene Produkt Design Award. Die
Stadt Winnenden sicherte sich
flugs weitere Figura Exemplare
für ihre öffentlichen Parks.

Die Elementbank Figura eröffnet viele individuelle Lösungen.

Familie, die auf dem Gewölbe-
keller eines alten Schulhauses
neu gebaut hat.
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Wann ist ein Geldinstitut
gut für Deutschland?

Wenn es Investitionen
finanziert, von denen auch
die Umwelt profitiert.

Sparkassen fördern nachhaltiges Wirtschaften. Mit
gezielten Finanzierungsangeboten und fachlicher Bera-
tung leisten Sparkassen einen wichtigen Beitrag zur Stei-
gerung der Energieeffizienz und Wettbewerbsfähigkeit von
Unternehmen. Das ist gut für den Mittelstand und gut für
die Umwelt. www.gut-fuer-deutschland.de

Sparkassen-Finanzgruppe



Sparkassen. Gut für Deutschland.

Hilfestellung für Gemeinden
2. Kommunalgipfel in Landshut findet positive Resonanz

Eggenfelden/Landshut: Ob beim Flächenmanagement, der Schul-
planung, der Sanierung öffentlicher Bauten oder beimAusbau er-
neuerbarer Energien – die bayerischen Kommunen stehen vor
massiven Herausforderungen. Anregungen für die Bewältigung
dieser drängenden Aufgaben bot der Kommunalgipfel 2011 in
Landshut. Die von der PCG GmbH ausgerichtete Veranstaltung
stieß im zweiten Jahr ihrer Durchführung auf großen Zuspruch
bei Verantwortlichen und Entscheidern im Kommunalwesen.

Das breite Themenspektrum
war ein wesentliches Kriterium
für den Erfolg des diesjährigen
Kommunalgipfels. „Wir hatten
diesmal ein sehr breites Publi-
kum, und jeder hat etwas gefun-
den, das ihm bei seiner Arbeit
hilft“, fasste PCG-Geschäftsfüh-
rer Dipl.-Ing. (FH) Marcus Hartl
das ausnahmslos positive Feed-
back zur Veranstaltung zusam-
men. Für die Fachbeiträge konnte
die PCG GmbH wieder eine Rei-
he namhafter Experten gewinnen.

Konkrete Unterstützung

Als Schulträger bewegen sich
die Kommunen derzeit in einem

besonderen Spannungsfeld: Sin-
kende Schülerzahlen, neue Schul-
typen und geänderte Ansprüche
an Erziehung und Unterricht wir-
ken sich nachhaltig aus. Trotz
knapper Mittel müssen Schulen
heute Ganztagesbetreuung und
Mittagsverpflegung ebenso be-
reitstellen wie zusätzliche Förder-
angebote. Hinzu kommt, dass
durch die Umsetzung der Inklusi-
on in der Regelschule weitereAn-
forderungen zu erfüllen sind.

Baumaßnahmen für
Ganztagesschulen

Konkrete Hilfestellungen dazu
erhielten die Teilnehmer mit dem

Vortrag von Regierungsschulrat
Franz Schneider (Regierung von
Niederbayern). Er legte dar, wie
sich Baumaßnahmen für beste-
hende oder neu eingerichtete
Ganztagesschulen mit staatlicher
Förderung umsetzen lassen. Sei-
ne Erläuterungen zu Förder-
grundlagen und den Abläufen
von der Projektentwicklung bis
zur Antragstellung stießen auf
großen Beifall. „Das war im Prin-
zip ein intensiver Beratungster-
min“, so das Fazit eines Zuhörers.

Gebäudeschadstoffe

Bei der Sanierung und Moder-
nisierung im Bestand stellen Ge-
bäudeschadstoffe ein nicht zu un-
terschätzendes Risiko dar. Dipl.-
Ing.Alfred Kratochwil (IGUTEC
GmbH) zeigte anhand zahlreicher
Beispiele, wo PCB, Asbest, Teer
& Co. in Gebäuden lauern. Bau-
technische Mängel und veraltete
Konstruktionen können die Ko-
sten bei Sanierungen öffentlicher
Bauten in schwindelerregende
Höhen treiben. Zudem werden
Schadstoffmengen unterschätzt,
weil belastete Materialien bei
früheren Untersuchungen nicht
erfasst oder bei vorangehenden
Sanierungen nur abgedeckt statt
entfernt wurden.

Dreistufiges Vorgehen

Für Planungs- und Kostensi-
cherheit riet der Umweltingenieur
zu einem dreistufigen Vorgehen,
bei dem eine exakte Untersu-
chung auf Gebäudeschadstoffe an
erster Stelle steht. Hier können
die Bauherren bei der Erfassung
aktiv mitarbeiten. Anschließend
müssen die arbeitsschutzrechtli-
chen Anforderungen in der Aus-
führungsplanung festgelegt wer-
den. Den dritten Schritt bilden
dann Sachverständigenleistung
und baubegleitende Überwa-
chung in der Ausführungsphase.

Mitwirkung
als Erfolgsrezept

Die positive Entwicklung Bay-
erns hat eine Schattenseite: Stei-
gende Einwohnerzahlen lassen
den Bedarf an Siedlungs-, Ge-
werbe- und Verkehrsflächen
wachsen – der tägliche Flächen-
verbrauch im Freistaat liegt heute
bei rund 21 Hektar. Ansätze für
ein intelligentes Flächenmanage-
ment stellte Ministerialrat Anton
Dippold vor. Der Referatsleiter
am Bayerischen Staatsministe-
rium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten plädierte für
eine übergreifende Reduktion des
Flächenverbrauchs durch Maß-
nahmen wie die Umnutzung von
Industriebrachen, eine aktive Ver-
marktung über Leerstandskata-
ster, gemeindeübergreifende Ge-

werbepools und Schulverbünde.
Hier existieren bereits Pilotpro-
jekte für ein interkommunales
Flächenmanagement.

Energiewende
und Wutbürger

Unter dem Titel „Scheitert die
Energiewende am Wutbürger?“
zeigte Prof. Dr. Manfred Miosga
(KlimaKom Kommunalbera-
tung) Strategien für den Umgang
mit einem Problem auf, mit dem
sich Kommunen beimAusbau er-
neuerbarer Energien zunehmend
auseinandersetzen müssen: Bür-
ger sind grundsätzlich für den
Bau von Solarparks oder Wind-
kraftanlagen – aber nicht vor der
eigenen Haustür.

Plädoyer für
lokale Bündnisse

Um die durch unzureichende
Informationen und diffuse Be-
fürchtungen ausgelösten Proteste
zu kontern, empfahl Miosga die
aktive Einbindung der Bürger in
Strategieentwicklung und Pla-
nungsprozesse. Als erfolgver-
sprechenden Weg sah er hier lo-
kale Bündnisse für regionale
Wertschöpfung an, wobei ent-
sprechende Konzepte auch för-
derfähig sind.

Baurecht

Die VOB/B als „Paradebeispiel
für AGB“ – so fasste Dr. Andreas
P. Dingler die Wurzel vieler juri-
stischen Probleme für Auftrag-
geber zusammen. Die Gültigkeit
von Vereinbarungen nach VOB/B
lässt sich auf vielen Wegen – oft
unbeabsichtigt – aushebeln. Der
Münchner Spezialist für Bau-
recht zeigte anhand verdächtiger
Klauseln und typischer Fußan-
geln wie Fristverkürzungen oder
Haftungsbeschränkungen auf,

Per Spezialgerät wird die Zement-Sand-Mischung in den Bo-
den injiziert, dem sie Feuchte entzieht und zu Betonsäulen ab-
bindet. Das erforderliche Säulenraster ist abhängig von den
Gegebenheiten des Bodens und der zu erwartenden Belastung
und wird von darauf spezialisierten Ingenieuren im Vorfeld er-
mittelt.

DieAlternative zu Bodenaustausch und Pfahlgründung:

Bodenstabilisierung nach
dem CSV-Verfahren

Immer dann, wenn eine Flachgründung auf dem anstehenden
Untergrund nicht mehr möglich und eine Pfahlgründung noch
unwirtschaftlich ist, ist ein Verfahren von besonderem Interes-
se, das seit den 90er Jahren erfolgreich angewendet wird: das
CSV-Verfahren.

Aufbauend auf Erfahrungen
bei der Untergrundverbesserung
im Straßenbau und mit dem Ziel,
das Verformungsverhalten von
bindigen, ungenügend tragfähi-
gen Böden den Anforderungen
einer konventionellen Flachgrün-
dung anzupassen, wurde es von
Prof. Dr.-Ing. Reitmeier (Fach-
hochschule Konstanz) entwickelt.

Dabei wird mit Hilfe eines
Schneckengestänges Stabilisie-
rungsmaterial im Vollverdrän-
gungsverfahren in den Boden
eingebracht. Die stabilisierende

Wirkung ergibt sich aus mehre-
ren Faktoren. Beim Eindringen
in den Boden verdrängt die
CSV-Schnecke den anstehen-
den Boden und verdichtet ihn.
Gleichzeitig wird eine Zement-
Sand-Mischung eingebracht,
die sich unter dem Einfluss der
Bodenfeuchtigkeit oder des
Grundwassers zu Beton verfe-
stigt. Eine einzige so entstande-
ne Säule kann, abhängig von
der Bodenbeschaffenheit und
der Herstellungsweise 30 bis 60
kN bei sehr geringen Verfor-

mungen aufnehmen. Als Grup-
pe sind sie geeignet, Bauwerks-
lasten in tragfähige Schichten
einzuleiten.

Als Alternative zu Bodenaus-
tausch und Pfahlgründung ist
das CSV-Verfahren nicht nur
kostengünstig, sondern hat dar-
über hinaus auch verfahrens-
mäßig einiges an Vorteilen zu
bieten: Im Unterschied zu ande-
ren Verfahren ist sie erschütte-
rungsfrei, es fällt keinerlei Bohr-
gut an und es ist keine Grund-
wasserabsenkung erforderlich.
Im Anschluss an die Stabilisie-
rungsmaßnahme kann sofort die
Sauberkeitsschicht aufgebracht
werden.

Angewendet wird das Verfah-
ren sowohl bei der Stabilisie-
rung von Bodenplatten als auch
Einzelstützen, zur Vermeidung
von Mitnahmesetzungen bei
Anbauten, zur Sicherung von
Böschungen und zur Setzungs-
sicherung von Straßen-, Bahn-
und Hochwasserdämmen.

Polarfuxx von Ziegler-Erden:

Salzlos streuen
Nicht nur Hausbesitzer, auch Kommunen können beim Streu-
en jetzt den Weg, weg vom Salz unbedenklich gehen. Mit „Po-
larfuxx“ bringt das Unternehmen Ziegler-Erden dazu ein um-
weltfreundliches und absolut salzfreies Streumittel neu für die
bevorstehende Wintersaison.

Engpässe, wie sie bei der Salz-
lieferung fast jährlich auftreten
und bei Mitarbeitern von Kom-
munen, aber auch bei Hausbesit-
zern, die Zahl der grauen Haare
vermehren, gehören damit der
Vergangenheit an. Denn: „Das
Basismaterial – der leichte, mi-
neralische Blähton steht gren-
zenlos zur Verfügung“, weiß Ge-
schäftsführer Matthias Ziegler
von Ziegler-Erden.

Griffigkeit,
Langzeitwirkung
und Wirtschaftlichkeit

Beim neuen Produkt sind aller
guten Dinge gleich drei: Seine
besonders hohe Griffigkeit, seine
Langzeitwirkung und seine Wirt-
schaftlichkeit. Schon 16 Liter –

nur etwa zehn Kilogramm leicht
und transportabel – reichen zum
Abstreuen einer Fläche von etwa
200 Quadratmetern.

Polarfuxx-Granulat sorgt für
umweltfreundliche Streuung.

Zusätzlicher Vorteil für Kom-
munen: Streukörner, die durch
die Schneeschmelze in die Ka-
nalisation gelangen, schwimmen
als Leichtgewichte oben auf und
verstopfen keine Abflüsse. Plus-
punkt für den cleveren Hausbe-
sitzer: Selbst das, was am Ende
des Winters an Streumaterial lie-
gen bleibt, findet Verwendung.
Es lässt sich bis zum letzten Krü-
mel im Garten oder auf Grün-
flächen für eine verbesserte Bo-
denstruktur nutzen.

Schäden wie sie Streusalz an
Gebäuden, der Infrastruktur und
der Umwelt verursacht, lassen
sich in Zukunft von vornherein
durch eine umweltfreundliche
Streuung vermeiden. Und auch
bei unseren Haustieren sollte
das neue, pfotenfreundliche Pro-
dukt Anklang finden.

warum auch öffentliche Auftrag-
geber gut daran tun, auf der
VOB/B basierende Vertragstexte
sorgfältig zu prüfen.

Im Gespräch mit den Teilneh-
mern wurden die Sorgen und Nö-
te der Kommunen überall spür-
bar. Für Marcus Hartl besteht an-
gesichts neuer Gesetze, klammer
Kassen und aktueller Trends auch
weiter erheblicher Diskussions-
bedarf: „Da hat die Politik noch
viel zu tun.“ Die positive Reso-
nanz ist für den PCG-Geschäfts-
führer einAnsporn, den Kommu-
nalgipfel auch im kommenden
Jahr weiterzuführen.
Weitere Infos und Vorträge un-
ter www.kommunalgipfel.de.

http://www.laumer.de
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Bundeskongress Nationale Stadtentwicklungspolitik in Kassel:

Impulse für neue Strategien
Gemeinsam mit der Bauministerkonferenz der Länder, dem
Deutschen Städtetag und dem Deutschen Städte- und Gemein-
debund lud das Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung zum 5. Bundeskongress Nationale Stadtent-
wicklungspolitik nach Kassel ein. Rund 850 Vertreter von Poli-
tik, Verwaltungen, von Wissenschaft und Zivilgesellschaft,
Wirtschaft und planenden Berufen nahmen an diesem „Run-
den Tisch der Städte und Gemeinden“ teil, um aktuelle Fra-
gestellungen der Stadtentwicklung zu diskutieren.

Für die Stadtentwicklungspoli-
tik gibt es aktuell keinen Mangel
an Herausforderungen: Die de-
mografische Entwicklung, der
wirtschaftliche Strukturwandel,
der Klimawandel und der ökolo-
gische Stadtumbau, die soziale
Stabilität und Integration, die Si-
cherung von Gestaltqualität und
Baukultur und nicht zuletzt das
Verhältnis von Stadt und Region
sind zu bewältigen. Die Städte-
bauförderung ist der wichtigste
Baustein der Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik und bildete des-
halb den Schwerpunkt am ersten
Kongresstag.

Filmische Collage

Eine filmische Collage ließ 40
Jahre Städtebauförderung Revue
passieren, ehe der Parlamenta-
rische Staatssekretär im Bun-
desbauministerium Dr. And-
reas Scheuer die Erfolge der
Städtebauförderung würdigte. In
zwei Foren berichteten Praktiker
aus Politik und Verwaltung über
ihre Erfahrungen und gaben
Impulse für neue Strategien in
der Stadterneuerung. In der an-
schließenden Podiumsdiskussion
erörterten die stadtentwicklungs-
politischen Sprecher der Bundes-
tagsfraktionen sowie Vertreter

von Ländern und kommuna-
len Spitzenverbänden politi-
sche Schlussfolgerungen zur
Zukunft der Städtebauförderung.

Die Stadt Kassel lud zum En-
de des ersten Kongresstages zu
acht städtebaulichen Exkursio-
nen ein. Am Abend wurde im
Rathaus der Stadt beispielhaftes
Engagement mit dem Bürgerstif-
tungspreis 2011 der Nationalen
Stadtentwicklungspolitik ausge-
zeichnet.

Erfolgsmodell

Bundesbauminister Dr. Peter
Ramsauer eröffnete den zweiten
Tag des Bundeskongresses. Nach
seinen Worten „war ist und bleibt
die Städtebauförderung ein Er-
folgsmodell“. Die Bundesregie-
rung bekenne sich ausdrücklich
dazu und werde auch in Zukunft
die Städte und Gemeinden bei
notwendigen Investitionen in ihre
Stadtentwicklung unterstützen.
„Der Entwurf unseres Bundes-
haushaltes für 2012 sieht 410
Millionen Euro für die Städte-
bauförderung vor. Damit werden
alle Programme fortgesetzt. Das
Programm ‚Energetische Stadtsa-
nierung’kommt mit 92 Millionen
Euro ergänzend hinzu“, so Ram-
sauer.

Fast 10.000 Maßnahmen
in rund 6.600 Kommunen

Ramsauer zufolge hat der Bund
den Städten und Gemeinden seit
Beginn der Förderung rund 14
Milliarden Euro für die Bewälti-
gung des wirtschaftlichen, demo-
graphischen, sozialen und ökolo-
gischen Wandels zur Verfügung
gestellt. Fast 10.000 Maßnahmen
in rund 6.600 Kommunen konn-
ten durch die Städtebauförderung
unterstützt werden.

Bundesminister a. D. Prof. Dr.
Klaus Töpfer, Gründungsdirektor
des Institute for Advanced Su-
stainability Studies (IASS), und
Prof. Dr. Raphael Bostic, Assi-

stant Secretary für Policy Deve-
lopment and Research im U.S.
Department of Housing and Ur-
ban Development, gingen in ihren
weiteren Vorträgen auf gegenwär-
tige und zukünftige Fragestellun-
gen der Energiedebatte und die
daraus resultierenden Aufgaben
für die Stadtentwicklung ein.

Forum der Diskussion

Fünf Arenen boten ein offenes
Forum für die Diskussion aktu-
eller Themen der Städte und
Kommunen. Schwerpunkte wa-
ren die Stadtentwicklung, die Be-
teiligung in der Planung und die
Zukunft des ländlichen Raumes.
Wie weitere Partner für die Ent-
wicklung von Städten und Ge-
meinden gewonnen werden kön-
nen, diskutierten schließlich Ex-
perten mit Staatssekretär Rainer
Bomba. DK

„365 Orte im Land der Ideen“:

Publikumssieger 2011:
Richard Jahre GmbH

Der Publikumssieger 2011 steht fest: „Richard Jahre – Sensor-
warnsystem für Hallendächer“ hat bei der Wahl zum beliebtesten
„Ausgewählten Ort 2011“ im renommierten Wettbewerb „365
Orte im Land der Ideen“ die meisten Stimmen erhalten. Die
Richard Jahre GmbH hat ein System entwickelt, das mittels
Alarmsignalen und E-Mail-Benachrichtigungen vor dem Ein-
sturz von Dachkonstruktionen warnt. Damit werden beispiels-
weise Menschen geschützt, die sich in schneebedeckten Sport-
hallen aufhalten.

Die Öffentlichkeit hatte in die-
sem Jahr erstmals die Gelegen-
heit, ihren Favoriten aus den
Preisträgern des Wettbewerbs
„365 Orte im Land der Ideen“ zu
wählen. An der Online-Abstim-
mung konnte sich ganz Deutsch-
land beteiligen. Die Wahl fand in
zwei Phasen statt. Bereits im Au-
gust 2011 haben die Teilnehmer
unter www.land-der-ideen.de aus
den 365 „Ausgewählten Orten
2011“ zunächst zehn Finalisten
ermittelt. Aus diesen wurde unter
www.welt.de der Publikumssie-
ger 2011 gewählt. Die Ehrung des
Gewinners erfolgt Ende des Jah-
res im Rahmen einer festlichen
Veranstaltung in Berlin.

„Wir gratulieren der Richard
Jahre GmbH ganz herzlich und
bedanken uns beim Publikum für
die rege Beteiligung an der Ab-
stimmung“, so Ariane Derks, Ge-
schäftsführerin der Standortini-
tiative „Deutschland – Land der
Ideen“.

Motivierender Sieg

Corinna Egerer, Leiterin der
Kooperation „Deutschland – Land
der Ideen“ bei der Deutschen
Bank: „‚Richard Jahre - Sensor-
warnsystem für Hallendächer‘
macht nicht nur das Innovations-
potenzial und die Zukunftsfähig-
keit des Standorts Deutschland
erlebbar. Sein Sieg motiviert hof-
fentlich auch viele andere, sich
mit Engagement und Leiden-
schaft für die Umsetzung ihrer
Projekte einzusetzen.“

Der Wettbewerb „365 Orte im
Land der Ideen“ wird seit 2006
gemeinsam von der Standorti-
nitiative „Deutschland – Land der
Ideen“ und der Deutschen Bank
realisiert. Die Initiative unter der
Schirmherrschaft des Bundesprä-
sidenten und die Deutsche Bank

prämieren jährlich 365 herausra-
gende Projekte und Ideen, die ei-
nen nachhaltigen Beitrag zur Zu-
kunftsfähigkeit Deutschlands lei-
sten. Neben dem Publikumssie-
ger wird in diesem Jahr erstmals
auch je ein Bundessieger in den
sechs Wettbewerbskategorien
Wirtschaft, Wissenschaft, Um-
welt, Kultur, Bildung und Gesell-
schaft gekürt. Die Bundessieger
werden Ende des Jahres im Rah-
men der festlichen Veranstaltung
in Berlin bekannt gegeben und
gemeinsam mit dem Publikums-
sieger geehrt.
Informationen zu allen „Ausge-
wählten Orten“ können unter
www.land-der-ideen.de oder
www.deutsche-bank.de/ideen
abgerufen werden.

Ostbayern trotzt
der Weltwirtschaft

Konjunkturmotor läuft auf Hochtouren

Regensburg/Passau (obx) – Ostbayerns Wirtschaft brummt –
rund die Hälfte der Unternehmen in der Region beurteilt ihre
derzeitige Geschäftslage als „gut“. Das ist ein Ergebnis der ak-
tuellen Konjunktur-Umfragen der Industrie- und Handels-
kammern für Oberpfalz/Kelheim und Niederbayern. Auch im
Handwerk war das Geschäftsklima im dritten Quartal so gut
wie seit 20 Jahren nicht mehr.

„Die regionale Wirtschaft ist in
einer sehr guten Verfassung“, sagt
Dr. Josef Dachs, Präsident der
IHK Passau. Allerdings: „Nach
der rasanten wirtschaftlichen Er-
holung werden die Spielräume
nach oben enger“, betont Josef
Beimler, stellvertretender Haupt-
geschäftsführer der IHK Regens-
burg. In den kommenden Mo-
naten rechnet die IHK mit ei-
ner leichten Dämpfung des Auf-
schwungs in Ostbayern. Im Hand-
werk blicken lediglich zwölf Pro-
zent der Betriebe eher skeptisch
in die Zukunft.

Geplante Investitionen

Ostbayerns Wirtschaft ist gut
aufgestellt, und das trotz Eintrü-
bung der Weltkonjunktur. „Mo-
mentan sieht es noch gut aus“, be-
stätigt Vertriebsleiter Christian
Brandmüller von der Spangler
GmbH, einem Automatisierungs-
technik-Anbieter in Töging im
Oberpfälzischen Landkreis Neu-
markt. Das Unternehmen plant In-
vestitionen, „allerdings können
wir in unserer Branche nur zwei
bis drei Monate vorausschauen“,
und was das nächste Jahr bringt,
das sei ungewiss.

Leicht über Niveau

Mit einem Konjunkturklima-
Indikator von 125,6 Punkten liegt
der IHK-Bezirk Oberpfalz/Kel-
heim leicht über dem bayerischen
Niveau und auf dem Vorjahres-
wert vom Herbst 2010. Außerge-
wöhnlich viele Unternehmen be-
werten ihre jetzige Geschäftslage
als gut, lediglich kleine Firmen

unter 20 Mitarbeitern sind nicht
mehr ganz zufrieden.

Starke Binnennachfrage

Im IHK-Bezirk Niederbayern
liegt der Konjunkturklima-Indi-
kator mit 126,9 Zählern weiterhin
deutlich über seinem langjährigen
Mittelwert. Trotz einer gedämpf-
ten Weltkonjunktur und hoher
Rohstoffpreise punkten Ostbay-
erns Betriebe mit Zuwächsen im
Exportgeschäft und profitieren -
dank der niedrigen Arbeitslosig-
keit - von einer starken Binnen-
nachfrage. Für die kommenden
Monate rechnet die IHK aller-
dings mit einer abgeschwäch-
ten Konjunkturentwicklung.
Als größte Risiken geben die Fir-
men durch die Branchen hin-
durch eine nachlassende Inlands-
nachfrage sowie den wachsenden
Fachkräftemangel an.

Gute Betriebsauslastung

Unter Ostbayerns Handwerkern
verzeichnen vor allem die Betrie-
be im Bauhauptgewerbe, Ausbau-
gewerbe und in den Handwerken
für den gewerblichen Bedarf eine
positive Konjunkturentwicklung.
Weit über 80 Prozent der knapp
36.000 Handwerksbetriebe in Ost-
bayern berichten von gestiegenen
oder gleichbleibenden Auftrags-
eingängen. Über 60 Prozent der
Handwerksunternehmen melden
eine sehr gute Betriebsauslastung.
Fast jeder dritte Betrieb hat im
letzten Quartal Investitionen
getätigt und nahezu jedes fünfte
Unternehmen zusätzliche Mitar-
beiter eingestellt.

Sowohl Glasschaumplatten als
auch –schotter finden als Schüt-
tung über Gewölben oder zur In-
nendämmung der Wand bei denk-
malgeschützten Gebäuden Ver-
wendung. Wie diese Beispiele zei-
gen, ist der Einsatzbereich von
Glasschaum in der Dämmung
ebenso vielfältig wie auch nach-
haltig:Aus 100 % recyceltem Glas
wird ein wertvoller Rohstoff und
aus diesem ein hochwertiges und
umweltfreundliches High-Tech-
Produkt, das in jeder Hinsicht den
technischen Anforderungen am
Bau entspricht. Von der Herstel-
lung bis zum Einbau stehen die
Glasschaumplatten bzw. der Glas-
schaumschotter für eine konse-
quent ökologische und ökonomi-
sche Ausrichtung. „Schonung der
Ressourcen und Klimaschutz ste-
hen bei uns an erster Stelle“, betont
Walter Frank. „Unsere Produkte
sparen in zweierlei Hinsicht CO2 -
beim Herstellungsprozess ebenso
wie bei dem wärmedämmenden
Einsatz an Bauwerken.“

Zur Umwelt gehört für die Ver-
antwortlichen bei Glapor auch der
Mensch. Dazu Walter Frank: „Wir
lassen unsere Produkte vierteljähr-
lichvonexternenExpertenhinsicht-
lich der Qualität und Nachhaltigkeit
prüfen.“ Die unabhängigen Institute
bestätigen: Geruchlos, frei von
schädlichen Ausgasungen und resi-
stentgegenPilzebzw.Schimmel, ist
eine Glasschaum-Dämmung nicht
nur für die Umwelt, sondern auch
für den Menschen ein Gewinn.
Informationen und technische
Daten unter www.glapor.de

Ökologisches
Multitalent

Hochwertige Glasschaumprodukte
als universeller Dämmstoff

Glasschaum ist ein äußerst vielseitig einsetzbares Baumaterial aus
nachhaltiger Produktion. Umweltfreundlich und Ressourcen scho-
nend hergestellt, erfüllen Glasschaumprodukte als Dämmstoff die
gestiegenen Anforderungen sowohl an den Umweltschutz als auch
an die Energetik von Gebäuden und Anlagen. Das 2004 gegründe-
te Unternehmen Glapor hat sich auf die Herstellung von Glas-
schaumprodukten spezialisiert. Der innovative Anbieter gilt inzwi-
schen als Technologiemarktführer auf diesem Gebiet.

AmAnfang war das Glas … mit
seinen vielseitigen Anwendungs-
gebieten und Formen sowie seiner
Umweltverträglichkeit. Als Spe-
zialist für Glasanlagen-Technolo-
gie sammelte Walter Frank, Ge-
schäftsführer von Glapor, über
viele Jahre hinweg Erfahrungen
im Umgang mit diesem Material.
Auf der Suche nach neuen Ge-
schäftschancen beschäftigte er
sich mit einer noch wenig bekann-
ten Verwendung von Glas: Glas-
schaum als Dämmstoff.

Um die Idee eines kontinuierli-
chen Produktionsverfahrens zu
verwirklichen, entwickelte er mit
einem Team aus erfahrenen Ma-
schinenbauern, Glasschaumspe-
zialisten und Experten der Bau-
branche eine optimierte Ferti-
gungsanlage. Die vollautomatisch
betriebenen Produktionslinien ga-
rantieren auch heute, bei niedri-
gem Energieverbrauch, eine gleich
bleibende Produktqualität. Auf
dieser Basis wird kontinuierlich an
den Produktionsverfahren sowie
der Entwicklung von neuen inno-
vativen Produkten gearbeitet.

Schonung
natürlicher Ressourcen

DerAusgangsstoff Glas und der
Produktionsprozess bestimmen
die herausragenden Eigenschaften
von Glapor Glasschaum. Im Bau-
bereich als Leicht- und Dämm-
baustoff universell einsetzbar,
überzeugen Glasschaumprodukte
durch hohe Druckfestigkeit, gute
Wärmedämmung und Nicht-
brennbarkeit. Im Zuge erhöhter
Anforderungen auf dem Dämm-
stoffmarkt und unter dem immer
wichtiger werdenden Aspekt der
Schonung natürlicher Ressourcen,
erfährt dieses Produkt gerade in
den letzten Jahren eine stark wach-
sende Akzeptanz. Denn Glas-
schaum ist, neben vielen anderen
interessanten Produkteigenschaf-
ten, dauerhaft, recyclefähig, inert
und geruchlos.

Glapor Glasschaumprodukte
werden zu hundert Prozent aus
Altglas gewonnen. Flaschen, Fen-
sterscheiben und andere, sonst
kaum wieder verwertbare Glastei-
le bilden fein gemahlen den Roh-
stoff. Mit mineralischen und damit
ökologisch unbedenklichen Akti-
vatoren vermischt und in einem
Durchlaufofen aufgeschäumt, ent-
steht eine luftige Masse, die als
Strang den Ofen verlässt. Der sich
anschließendeAbkühlungsprozess
erfolgt differenziert und ermög-

licht die Herstellung von unter-
schiedlichen Produktlinien.

Glasschaumschotter:
Verarbeitungsfreundliches
Leichtgewicht

Für die Herstellung von Glapor
Glasschaumschotter wird der
Strang unmittelbar nach Verlassen
des Durchlaufofens schockge-
kühlt wird. Der große Temperatur-
unterschied verursacht starke ther-
mische Spannungen und der Glas-
schaum zerbirst. Die gewünschte
Korngröße wird durch gezielte
Temperatursteuerung erreicht. Je
nach Bedarf wird der Glasschaum-
schotteralsSchüttgut loseperLKW
oder in Big Bags zum Einsatz-
ort transportiert. Diese hohe Bau-
stellentauglichkeit ermöglicht den
problemlosen Einsatz sowohl
im Hoch- als auch im Ingenieur-
bau. Dazu zählen bodenentla-
stende Leichtschüttungen, drai-
nierende Hinterfüllung von Stütz-
bauwerken oder frostfreie Grün-
dung von Verkehrswegen. Glas-
schaumschotter dient der Gelände-
modellierung im Landschaftsbau,
bei Freisportanlagen oder Einhau-
sungen.

Schaumbett
für die Bodenplatte

Besonderer Bedeutung kommt
Glasschaumschotter als Dämmung
unter der Bodenplatte von Wohn-
häusern zu. Im Zeichen der Ener-
giedebatte beziehen Bauherren
und Planer zunehmend die Däm-
mung der Unterseite des Hauses in
ihr Energie-Konzept ein. Eine
Dämmschicht aus Glasschaum-
schotter vermeidet Wärmeverlust
in den Boden und verhindert, dass
unangenehme Kälte eindringt. Das
Verfahren ist einfach: In der mit
Geotextilvlies ausgelegten Bau-
grube wird der Glasschaumschot-
ter gleichmäßig verteilt und mit
einer leichten Rüttelplatte ver-
dichtet bis die gewünschte End-
stärke erreicht ist. Zum Schluss
wird das seitlich überstehende
Vlies über die Schüttung einge-
schlagen und die ganze Fläche
noch einmal abgedeckt. Die Bo-
denplatte wird direkt auf diesem
Schaumbett gefertigt.

Nachhaltige Sanierung
im Denkmalschutz

Ein breites Einsatzfeld für Glas-
schaumprodukte bietet sich bei der
Sanierung historischer Gebäude:
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„Sapperlot, wenn wir Men-
schen nicht aufpassen, sagt
uns bald eine Maschine, wann
wir zu Bett gehen sollen, ein
Schaltkreis bestimmt, wie hell
wir’s in der Wohnung haben
und ein Algorithmus rechnet
uns die energetisch optimale
Badewassertemperatur aus.“
Mein Chef las interessiert
einen Artikel über die erste
genormte Fertig-Öko-Stadt
der Welt.

Diese Stadt wird gerade in Japan, dem Para-
dies des freiwilligen Kollektivismus erbaut und
ab 2013 als Muster- und Vorzeigeobjekt für In-
teressenten zu besichtigen sein - inklusive Be-
wohner als real-life-demonstration. Das Ganze
basiert auf dem Gedanken des Fertighauses. Al-
le Elemente in der Stadt, von den Häusern, Ge-
meinschaftsanlagen bis zu den Außenbereichen
werden in der Fabrik vorgefertigt und können
schlüsselfertig bestellt werden (die Bewohner

werden allerdings nicht mitgeliefert). Die Stadt
ist so ausgerichtet, dass sie klimafreundlich ist
und nur so viel Energie verbraucht, wie sie auch
selbst erzeugt. Deshalb sind die Gebäude auch
„smart“, nehmen dem Menschen also im Na-
men der CO2-Neutralität das Denken ab – die
Rollos werden der Sonneneinstrahlung ange-
passt, die LED-Beleuchtung reguliert sich ab-
hängig vom Umgebungslicht selbst, Klimaanla-
gen, Kühlschränke oder Computer sind vernetzt
und werden zentral durch das Energiemanage-
ment der Stadt aufeinander abgestimmt und ge-
steuert. Sogar ein E-Bike steht serienmäßig in
der Garage.

Unser Rathaus hier steht in der Mitte einer
ganz normalen, gewachsenen europäischen
Stadt. Die Straßen der Altstadt sind eng, ver-
winkelt und man sieht ihnen noch an, wo der
sprichwörtliche Ochse entlanggelaufen ist und
so die Wege markiert hat. Dank eines Vorgän-
gers vom Chef haben wir auch unsere Bausün-
den und noch immer diskutieren wir, ob wir die
vor 40 Jahren eingemeindeten Dörfer stärker
ans Zentrum anbinden oder ihren ländlichen
Charakter eher bewahren sollen. Es geht viel-
leicht etwas unökologisch zu, aber menschlich.

Damit will ich nichts gegen am Reißbrett gut
geplante Städte sagen. In Mannheim sind die

Straßen so rechtwinklig ange-
legt wie in Valletta auf Malta,
weil dies in der Gründungszeit
als praktisch erkannt wurde.
Planstädte wie es viele in
Deutschland und Europa gibt
und die je für sich einen cha-
rakteristischen Reiz haben.
Daneben gibt es auch Städte,
die aus dem Nichts gegründet
wurden. Brasilia etwa oder
Canberra. Auch wenn nicht
alle dieser Kunststädte Touri-

stenmagneten wurden wie etwa St. Petersburg
oder Washington D.C. – allen gleich ist die
individuelle, ja geradezu ambitionierte Städ-
teplanung.

Und jetzt soll die Zukunft des Urbanismus
darin bestehen, in einem Fertighauskatalog
Siedlungsstrukturen anzukreuzen und sich die
daraus zusammenkomponierte Stadt mit Over-
night-Express liefern zu lassen? Eine Stadt zu
allem Überfluss, die schon von der Grundan-
lage nicht mehr dem Menschen dienen will, son-
dern einen Zweck erfüllen, nämlich eine defi-
nierte Anzahl von Personen so unterzubringen,
dass sie möglichst keine oder nur geringe Res-
sourcen verbrauchen.

Natürlich müssen wir der Tatsache Tribut zol-
len, dass vor wenigen Tagen der siebenmilliard-
ste Mensch das Licht dieses schönen und le-
benswerten Planeten erblickt hat und wir auch
ihm und seinen Nachkommen eine Chance
schulden, in Würde zu leben. Länder mit hoher
Bevölkerung wie China oder Indien werden rei-
cher und die Ansprüche der Menschen betref-
fend Qualität und Güte von Wohnen und Leben
steigen. Aber ist die normierte Wohnschachtel
mit ökologisch korrekter Fremdsteuerung wirk-
lich eine Lösung? Es muss doch auch noch
menschlich, also eben nicht perfekt zugehen.
Der Mensch hat ja neben seinem einsichtsvollen
Intellekt auch jede Menge Emotionen, die sich
beim Wohnen auch ausleben lassen müssen.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist mal wieder
froh im guten, alten Europa in gewachsenen
Strukturen zu leben. Ansonsten bleibt nur zu
hoffen, dass George Bernhard Shaw mit dem
Satz auf dem heutigen Kalenderblatt Recht hat:
„Wir werden nicht durch Erinnerung an unsere
Vergangenheit weise, sondern durch die Verant-
wortung für unsere Zukunft.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Für ambitionierte
Stadtplanung

10 Jahre eGovernment-Strategie Erlangen:

Chefsache Bürgerservice
Die Stadt Erlangen fühlt sich als moderne Großstadt den Bürge-
rinnen und Bürgern verpflichtet, ihre Dienstleistungen mit einem
umfassenden Internet-Angebot online zugänglich zu machen. Die
Bürger sollen möglichst viele Informationen, Formulare und in-
teraktive Angebote per Internet erhalten, um sich den Weg ins
Rathaus zu sparen.

Vor 10 Jahren hat die Stadt Er-
langen mit der Vergabe eines
Auftrags an das Beratungsunter-
nehmen Accenture zur gemein-
samen Entwicklung einer eGo-
vernment-Strategie einen muti-
gen Schritt gewagt, der von vie-
len Kommunen auch kritisch be-
achtet wurde.

Heute, 10 Jahre später, wird in
einer ausführlichen Dokumen-
tation analysiert, was aus dieser
eGovernment-Strategie gewor-
den ist, und ob sich dieser
Schritt für die Stadt Erlangen
und deren Bürgerinnen und Bür-
ger gelohnt hat.

Chefsache

In einer intensiven Zusammen-
arbeit mit allen Ämtern der Stadt-
verwaltung und Accenture wurde
damals eine eGovernment-Strate-
gie entwickelt, die im Erlanger
Stadtrat diskutiert und beschlos-
sen wurde. Zu deren Umsetzung
wurde ein Amt für eGovernment
gegründet und direkt dem Ober-
bürgermeister unterstellt. „eGo-
vernment ist Chefsache“- mit die-
ser Haltung des Erlanger Ober-
bürgermeisters Dr. Siegfried Bal-
leis wurde dem Thema eine hohe
Priorität innerhalb der Verwal-
tung gegeben. Die Realisierung
der eGovernment-Strategie sollte
einen Beitrag zur Modernisierung

der Verwaltung hin zu einem
innovativen, serviceorientier-
ten und wirtschaftlichen Dienst-
leister für die Bürgerinnen und
Bürger leisten.

Strategiepapier

Das Strategiepapier, das im
Kern die Umsetzung von etwa
60 Online-Angeboten vorsah,
wurde vom eGovernment-Cen-
ter konsequent abgearbeitet. Die
Priorisierung der Themen orien-
tierte sich dabei an einem mit Po-
litik, Verwaltung und Personalrat
abgestimmten Zielsystem. Ein
Abschlussbericht im Erlanger
Stadtrat stellt 2006 fest, dass das
Programm früher und kostengün-
stiger als geplant umgesetzt wer-
den konnte. Heute sind über 100
Lösungen in Betrieb, die sowohl
nach außen für den Bürger, als
auch nach innen in Richtung Mit-
arbeiter wirken.

PragmatischerAnsatz

In manchen Fällen wurde das
Strategiepapier angepasst und
weiterentwickelt, weil neue Tech-
nologien und Rahmenbedingun-
gen oder veränderte strategische
Ansätze dies erforderlich mach-
ten. Dabei wurde häufig ein prag-
matischerAnsatz verfolgt, der bei
der Umsetzung von neuen An-

wendungen immer nach dem re-
levanten Nutzen für die Bürgerin-
nen und Bürger fragt und zu-
gleich an den vorhandenen perso-
nellen und finanziellen Ressour-
cen ausgerichtet ist. Von Beginn
an war allen Beteiligten klar, dass
diese Herausforderungen am be-
sten gemeinsam organisiert wer-
den müssen. Im Rahmen der in-
terkommunalen Zusammenarbeit
mit Fürth und Schwabach über
den gemeinsamen IT-Dienstlei-
ster KommunalBIT ist inzwi-
schen eine stabile und erfolgrei-
che Grundlage dafür geschaffen
worden.

Nennenswerte
Einsparpotenziale

Die Wirtschaftlichkeit des eGo-
vernment-Programms wurde wis-
senschaftlich von der Friedrich
Alexander Universität Erlan-
gen/Nürnberg untersucht und im
Rahmen einer Diplomarbeit be-
stätigt. Damit wurde nachgewie-
sen, dass eGovernment keine
Spielwiese für „Technikfreaks“
ist, sondern unter Berücksichti-
gung von Kosten- / Nutzenaspek-
ten durchaus nennenswerte Ein-
sparpotentiale bietet.

Wie geht es weiter?

Aktuelle neue Themen wie
Mobile Computing, Social Me-
dia, die vor 10 Jahren noch keine
Bedeutung hatten, werden in der
Fortschreibung der Erlanger eGo-
vernment-Strategie aufgegriffen
und in Abstimmung mit den Ent-
scheidungsgremien der Stadt um-
gesetzt.Aktuelle Beispiele hierfür
sind Facebook- und Twitterauf-
tritte sowie eine Erlangen-App
für Smartphones.

Konsequenter Weg

Die Stadt Erlangen geht mit ih-
rer eGovernment-Strategie einen
konsequenten, zielgerichteten
Weg zur Umsetzung von Online-
Angeboten nach außen und in-
nen. Durch diese sehr pragmati-
sche Herangehensweise ist es ge-
lungen, ein umfassendesAngebot
an Online-Diensten mit einem
wirtschaftlich sinnvollen Einsatz
von Haushaltsmitteln anzubieten.
Die Verankerung der Aufgabe
eGovernment in einem eigenen
Amt unterstreicht deren Bedeu-
tung im Rahmen der Verwal-
tungsmodernisierung.

Landräte-Treffen im Landkreis Lindau:

Enge Kooperationen
Bei einem Arbeitstreffen auf Einladung des Lindauer Landrats
Elmar Stegmann trafen sich Landräte vom Bodensee und aus
Oberschwaben in Nonnenhorn zu einem Gedankenaustausch.
Auf der Tagesordnung standen unter anderem die Angleichung
der Tarifsysteme im Öffentlichen Personennahverkehr sowie
Kooperationsprojekte im Rahmen der Marke „Vier Länder
Region Bodensee“.

Das Treffen stand ganz im
Zeichen einer noch stärkeren
Vernetzung. In vielen Bereichen
wird bereits landkreis- und bun-
deslandübergreifend kooperiert,
in anderen gibt es noch Hand-
lungsbedarf. So wäre es, so der
Tenor, für Gäste und Einheimi-
sche gleichermaßen wichtig, in
der Region mit nur einer Karte
den Öffentlichen Personennah-
verkehr nutzen zu können. In
diesem Jahr fanden bereits zwei
Workshops mit allen beteiligten
Verkehrsunternehmen, angren-
zenden Verbünden und Aufga-
benträgern statt.

Integration in den
Verkehrsverbund

Dort sollten Lösungen erar-
beitetet werden, wie der Öffent-
liche Personennahverkehr des
Landkreises Lindau beispiels-
weise in den bodo – bodensee-
oberschwaben verkehrsverbund
– integriert werden könnte. Die
Verhandlungen laufen noch.
Der Landkreis Lindau erstellt
derzeit parallel dazu ein Nah-
verkehrsgutachten, das im Aus-
schuss für Wirtschaft und Re-
gionalentwicklung am 21. No-
vember vorgestellt werden soll.
Die Landräte Kurt Widmaier
(Ravensburg) und Lothar Wöl-
fle (Bodenseekreis) bekräftig-
ten, dass der Landkreis Lindau
mit seinen Bestrebungen beim
Verkehrsverbund bodo auf offe-
ne Türen stößt.

Regionenmarke

Ein weiteres Thema war die
Vermarktung der „Vier-Länder-
Region Bodensee“, einer ge-

meinsamen Marke, die erst
jüngst der Öffentlichkeit vorge-
stellt wurde. Drei Millionen
Menschen, vier Länder, ein See
- das ist die Kernaussage der
Marke Bodensee, die der Vier-
länderregion künftig ein ein-
heitliches Erscheinungsbild ge-
ben soll. Mit 300 Ballons in
den Farben orange, rot und vio-
lett enthüllten Vertreter aus
Deutschland, Österreich, Schweiz
und Liechtenstein das neue
Markendesign in Konstanz. Bei
einer anschließenden Schiff-
fahrt über den See wurden ein
Imagefilm und ein großes Bo-
densee-Panoramabild auf der
Fähre „Tabor“ präsentiert.

Wie Landrat Wölfle betonte,
„wurde mit der neuen Regio-
nenmarke endlich ein sichtbares
Zeichen für eine ganz spezielle
Besonderheit unserer Boden-
seeregion geschaffen, nämlich
die schon traditionelle grenz-
überschreitende Zusammenar-
beit über bestehende Landes-
grenzen hinweg“.

14 Partner

Für das Projekt unter Feder-
führung der Bodensee Stand-
ort Marketing GmbH in Kon-
stanz schlossen sich 14 Partner
zusammen, darunter die Land-
kreise Konstanz, Ravensburg,
Sigmaringen, Bodenseekreis,
Lindau sowie Regional- und
Wirtschaftsförderungsverbän-
de. Auch Behörden aus dem
Schweizer Kanton Thurgau und
dem österreichischen Vorarl-
berg sowie aus Liechtenstein
sind mit im Boot.

Ein eingängiges Layout, Slo-
gans sowie Farb- und Schriftco-

des sollen die Region als Wirt-
schaftsstandort und touristische
Destination auf Messen, Pro-
spekten und in Imagekam-
pagnen präsentieren. Wie eine
Sprecherin der Bodensee Stand-
ort Marketing GmbH mitteilte,
werden für das Corporate De-
sign in den nächsten Monaten
Nutzungslizenzen an Kommu-
nen, Firmen, für Produkte und
an internationale Organisatio-
nen der Region vergeben. Das
Projekt wurde Anfang 2010 ge-
startet und soll bis 2014 laufen.
Gefördert wird es vom EU-Pro-
gramm Interreg IV mit bis zu
272.000 Euro.

Forcierte Projekte

„Nun gilt es, diese Marke mit
Leben zu füllen“, hob Landrat
Elmar Stegmann hervor. Die
Region biete nicht nur traum-
hafte Urlaubsziele, sondern sei
auch wirtschaftlich stark. Ko-
operationsprojekte würden des-
halb nicht nur im Tourismus,
sondern auch in den Bereichen
Standort-Marketing und Wirt-
schaftsförderung forciert. Alle
fünf Landräte bekannten sich zu
der Marke – auch wenn der
Landkreis Lindau hier mit der
zusätzlichen Zugehörigkeit zum
Allgäu eine Sonderstellung ein-
nimmt. DK

Glückwunsch
Pfaffenhofen an der Ilm!

In Seoul zur lebenswertesten Stadt der Welt gekürt
Pfaffenhofen ist Weltmeister der Kleinstädte: Bei der Verleihung
der „InternationalAwards for Liveable Communities“ (kurz Liv-
com-Awards) in der südkoreanischen Hauptstadt Seoul wurde die
gut 24.000 Einwohner zählende oberbayerische Kreisstadt mit
Gold prämiert und darf sich künftig „lebenswerteste Stadt der
Welt“ nennen. Das australische Mandura und das tschechische
Jihlava wurden auf die Plätze zwei und drei verwiesen. Insge-
samt hatten sich 376 Städte, Gemeinden, Landkreise und Regio-
nen beworben.

Nicht nur gegen 15 weitere Fi-
nalisten in der Gruppe B (Städte
zwischen 20.000 und 75.000 Ein-
wohner) hat sich die Kreisstadt
durchgesetzt, sondern auch mit
einem Sonderpreis gegen alle 77
Kommunen und Städte, die sich
weltweit für das Finale des in-
ternationalen Städtewettbewerbs
qualifiziert hatten: In der Katego-
rie „Environmental Best Prac-
tice“ (zu deutsch etwa: „vorbild-
lich in Umweltbelangen“) haben
die Pfaffenhofener durch ihr
Bemühen um Umwelt und Le-
bensbedingungen als Gesamtsie-
ger den ersten Platz geholt. Da-
mit hat die Delegation mit Bür-
germeister Thomas Herker an
der Spitze zwei Pokale aus Seoul
mit nach Hause gebracht. Pfaf-
fenhofen war der einzige deut-
sche Vertreter im Finale des
Wettbewerbs. 2004 hatte bereits
Münster die begehrte Goldme-
daille geholt.

Schwerpunkte
der Präsentation

Pfaffenhofen ist überregional

vor allem bekannt als Sitz des Ba-
bynahrungsherstellers Hipp. In
seiner Präsentation hatte Bürger-
meister Herker in Südkorea die
Vorzüge der Stadt dargestellt. Er
wies auf die landschaftlichen
Reize der Gegend genauso hin
wie auf die Vorzüge des erneu-
erten Hauptplatzes und die gu-
ten Möglichkeiten für Investo-
ren in der verkehrstechnisch
günstig gelegenen Kommune.
Die Präsentation drehte sich un-
ter anderem um die Schwer-
punkte Stadtplanung, Kultur-
und Brauchtumspflege, Natur-
schutz, Bürgerbeteiligung und
Förderung sozial benachteilig-
ter Bürger.

Große Chance
für die Außendarstellung

Nach der Zeremonie sprach der
Rathauschef von einem „Double-
gewinn“ und einer „großen Chan-
ce für die Außendarstellung“ der
Stadt. Der Preis sei aber auch ein
„Auftrag für die Zukunft“. Laut
Herker „arbeiten wir ambitioniert
daran, dass Pfaffenhofen noch le-

benswerter wird. In diesem Zu-
sammenhang versprechen wir
uns sehr viel von ‘Natur in der
Stadt’, der ‘kleinen Landesgar-
tenschau’, die 2017 in Pfaffenh-
ofen stattfinden wird.“

Live-Schaltung ins Rathaus

Im Rathaus der Stadt verfolg-
ten rund 150 Menschen die Ent-
scheidung per Live-Schaltung.
Als schließlich der Sieg verkün-
det wurde, brach ein „Jubel wie
bei einer Fußball-Weltmeister-
schaft“ aus, berichtete ein Mit-
arbeiter der Stadt.

Die „LivCom Awards“ werden
seit 1997 von der Internationalen
Vereinigung der Gartenbauamts-
leiter ausgeschrieben. Der Preis
wird vom Umweltprogramm der
Vereinten Nationen (UNEP) be-
fürwortet und bewertet unter an-
derem, wie die Kommunen mit
Umwelt und Landschaft umge-
hen und wie sie ihre Zukunftspla-
nung gestalten.

Fünf Kategorien

Der Wettbewerb „Internationa-
le Awards for Liveable Commu-
nities“ ist weltweit der einzige,
der das Umweltmanagement der
Gemeinden und ihre Bemühun-
gen um eine lebenswerte Ort wür-
digt. Der Preis wird gestaffelt
nach Stadtgrößen in fünf Kate-
gorien verliehen. DK
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Sportgeräte

Tel. 07195 / 69 05-0 · Fax: 0 71 95 /69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de
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Abfallbehälter

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Kindergarteneinrichtungen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

JWS Nusser GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-113
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Energie- und Klimaschutzkonzepte für Kommunen
und Regionen • bürgernah • handlungsorientiert

Ein Gewinn für Ihre Kommune und Region!

Tel. 089/89066890 • www.klima-kommune.de
Peter.Keller@greencity-energy.de

Parkbänke

PARKBÄNKE
Zum Moos 1a
87772 Pfa f fenhausen
Te l . : 08265 / 730512
parkbank@max-zinder.de
www.max-zinder.de

Weihnachtsbeleuchtung

Bepflanzungssysteme und
Stadtmobiliar

Vorschau auf GZ 22
In unserer Ausgabe Nr. 22, die am 24. November erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung Energiesparmaßnahmen
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
Schulungen für Kommunalpolitiker
und kommunale Angestellte
Sicherheitstechnik, Kontroll- und Überwachungsanlagen
Brand- und Katastrophenschutz
Fremdenverkehr in Bayern

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt
eine Beilage des Bayerischen Bauindustrieverbands bei.
Wir bitten um freundliche Beachtung.

LBS Bayern jagt von
Rekord zu Rekord

Dr. Franz Wirnhier: „Heuer knacken wir die acht Milliarden-Euro-Marke“
Regensburg. (osr) Die LBS Bayern jagt von Rekord zu Rekord. Im
vergangenen Jahr hat sie mit 7,95 Milliarden Euro das stärkste
Neugeschäft ihrer gut 80-jährigen Geschichte erzielt. Dr. Franz
Wirnhier, Sprecher der Geschäftsleitung, am Donnerstag im Re-
gensburger PresseClub: „Heuer knacken wir die acht Milliarden-
Euro-Marke, denn Wohnimmobilien sind so begehrt wie selten zu-
vor.“ Einerseits genieße das eigene Zuhause („Betongold“) eine
enorme Wertschätzung, andererseits entschieden sich Investoren
vermehrt für ein Engagement in Wohneigentum.

Im Vergleich zum Vorjahr habe
die Nachfrage nach Wohnimmo-
bilien zugenommen, zugleich ha-
be sich das Angebot verknappt.
Wirnhier: „Vielfach konnte die
enorme Nachfrage nicht gedeckt
werden.“ Das große Interesse an
Wohneigentum habe das Geschäft
der Sparkassen-Immobilien-Ver-
mittlungs-Gesellschaft, der Mak-
lerorganisation von LBS und
Sparkassen, beflügelt.

Nach Wirnhiers Aussagen er-
zielte die Sparkassen-Immo im
vergangenen Jahr das beste Ergeb-
nis in ihrer 40-jährigen Geschich-
te. Heuer könnte dieses Ergebnis
noch einmal übertroffen werden.
In der Oberpfalz wurden in den er-
sten neun Monaten 695 Objekte
vermittelt, ein Plus von 15,1 Pro-
zent, nach Objektwert von 88 Mil-
lionen Euro ist sogar ein Anstieg
um 22,8 Prozent zu verzeichnen.

Die Preise für neu gebaute Häu-
ser sind um vier Prozent gestiegen,
gebrauchte Häuser und Eigen-

tumswohnungen zogen 2010 im
Landesdurchschnitt um jeweils
neun Prozent an. Im Raum Re-
gensburg, so Wirnhier, kosteten
neue Doppel- und Reihenhäuser
zwischen 200.000 und 500.000
Euro, neue Drei-Zimmer-Eigen-
tumswohnungen zwischen 2.000
und 4.000 Euro pro Quadratmeter.
Gebrauchte Ein- und Zweifamili-
enhäuser seien zwischen 80.000
und 900.000 Euro zu haben, Drei-
Zimmer-Wohnungen für 800 bis
3.300 Euro pro Quadratmeter.

„Insgesamt ist das Interesse am
Bausparen enorm hoch“, sagte
Wirnhier, „LBS-Bausparen gilt als
sicherer Hafen, als planbarer und
günstiger Weg zu Immobilien.“
Um sich gegen steigende Zinsen
abzusichern, bauten viele Bau-
herrn und Immobilienkäufer einen
Bausparvertrag in ihre Finanzie-
rung ein, der feste Zinsen bis zum
Laufzeitende ermöglicht. In der
Oberpfalz wurde der bayerische
Durchschnitt beim Neugeschäft

mit 23,3 Prozent (20 014 Verträge)
heuer in den ersten drei Quartalen
deutlich übertroffen und im Volu-
men mit 626,5 Millionen Euro um
11,8 Prozent. Auch im Raum Re-
gensburg, der im vergangenen
Jahr besonders stark zugelegt hat-
te, konnte nach Winhiers Zahlen
das Bauspargeschäft nochmals
ausgeweitet werden.

Den Jugendmarkt sieht der
LBS-Chef als einen wesentlichen
Faktor für dieses Wachstum. Für
unter 16-jährige habe sein Unter-
nehmen einen Juniorbonus einge-
führt, der bis zu 300 Euro aus-
macht. Täglich würden über 160
neue Bausparverträge in dieserAl-
tersgruppe abgeschlossen. Auch
das Riester-Bausparen, vom Ge-
setzgeber erst vor gut zwei Jahren
ermöglicht, erweise sich als Voll-
treffer. Die LBS Bayern hat bis
Ende September bereits 91 000
Wohn-Riester-Verträge im Be-
stand, fast jeder zehnte davon aus
der Oberpfalz.

Aufwärtstrend beim Neubau

Das positive Umfeld habe im
vergangenen Jahr auch den Neu-
bau stimuliert. „Endlich, muss
man sagen.“ Erstmals seit Jahren
gab es nach LBS-Darstellung
2010 in Bayern wieder einen Zu-
wachs. Diese Entwicklung habe
sich auch heuer fortgesetzt. In der
Oberpfalz betrug der Zuwachs an
Baugenehmigungen 31,1 Prozent,
in der Stadt Regensburg (889)
wurden 26,8 Prozent mehr neue
Wohneinheiten genehmigt und im
Landkreis (608) 27,7 Prozent.

Eine Studie des Forschungsin-
stituts Empirica zufolge werden in
Bayern pro Jahr 42 000 neueWoh-
nungen benötigt. Trotz des aktuel-
len Aufwärtstrends, so Wirnhier,

liege die Zahl der Fertigstellungen
aber noch deutlich unter dem Be-
darf. Für den Landkreis Regens-
burg hat Empirica einen Bedarf
von 850 Einheiten pro Jahr ermit-
telt. Nach den ersten acht Mona-
ten dürfte dieses Niveau heuer er-
reicht werden. In der Stadt liege
die Zahl sogar über dem errech-
neten Bedarf von 560 Wohnein-
heiten. „Allerdings darf dabei
nicht vergessen werden, dass dies
in den vergangenen Jahren nicht
der Fall war und noch entspre-
chender Nachholbedarf besteht“,
betonte Wirnhier.

Eine zunehmende Bedeutung
komme der energetischen Opti-
mierung des Wohnungsbestandes
zu. Deshalb ist es aus Sicht der
LBS zu begrüßen, dass Mittel für
das Gebäudesanierungsprogramm
des Bundes auf 1,5 Milliarden Eu-
ro aufgestockt wurden. Die steuer-
liche Förderung von energetischen
Sanierungsmaßnahmen an Wohn-
gebäuden habe allerdings der Bun-
desrat gekippt. „Wir hoffen nun,
dass schnell eine konsensfähige
und attraktive Lösung gefunden
wird“, appellierte Wirnhier. Denn
solange keine Klarheit über die
zukünftige Förderpolitik bestehe,
hielten Hausbesitzer ihre Investi-
tionen zurück. Und: „Für uns steht
fest: Direkte Vorteile in Form von
Zuschüssen für Modernisierungs-
maßnahmen, die klare energeti-
sche Optimierungsziele erreichen,
sind am wirkungsvollsten.“

Die LBS sieht sich selbst als
Energiesparmotor und gewährt ei-
nen Zinsnachlass, wenn mit einer
Modernisierungsmaßnahme die
Energiebilanz einerWohnimmobi-
lie verbessert wird. Und ein Aus-
blick: Pro Woche verzeichnet die
LBS derzeit bayernweit rund
3.000 neue Immobileninteressen-
ten. Auch wer darüber nachdenkt,
eine Immobilie zu verkaufen, sollte
die hervorragende Marktlage nut-
zen, rät Wirnhier. Auffallend sei,
dass gerade Regensburg als Kapi-
talanlage in Immobilien gesucht
werde. So zahlen manche Studen-
ten derzeit 380 Euro im Monat für
ein Matratzenlager im Keller.

Dr. Franz Wirnhier (links) und sein Pressesprecher Joachim
Klein gaben einen Einblick in den bayerischen, oberpfälzi-
schen und Regensburger Immobilienmarkt. Foto: osr

Fachdialog Jugend im
JUKUZAschaffenburg

Am Samstag, den 19. November 2011 veranstaltet die Kommuna-
le Jugendarbeit des Landkreises Aschaffenburg in Kooperation
mit den Jugendarbeiten und Jugendringen der Region 1 ein ge-
meinsames Fachgespräch. Eingeladen sind Haupt- und Ehren-
amtliche aus Jugendarbeit und Schule sowie politisch Verant-
wortliche. Tagungsort von 9 bis 13 Uhr ist das JUKUZAschaffen-
burg, Kirchhofweg 1.

Die Tagung beschäftigt sich mit
den aktuellen Fragestellungen der
Jugendarbeit:WelcheVeränderun-
gen ergeben sich für die offene
und verbandliche Jugendarbeit?
Sind die aktuellen Angebote noch
zeitgemäß? Muss sich Jugendar-
beit neu positionieren? Welche
Möglichkeiten und Grenzen der
Zusammenarbeit gibt es? Welche
Chancen bieten sich dabei für die
Schulen?

Arbeitsgruppen

Kurze Impulsreferate skizzieren

die verschiedenen Bereiche. InAr-
beitsgruppen werden die Fra-
gestellungen konkretisiert und Lö-
sungsansätze entwickelt. Ein Ple-
num bietet die Gelegenheit zum
gegenseitigenAustausch.

Als Referent und Moderator
konnte Winfried Pletzer, Fachrefe-
rent beim Bayerischen Jugend-
ring, gewonnen werden. Für Ge-
tränke und einen kleinen Imbiss ist
gesorgt. Kosten entstehen keine.
Um Anmeldung wird gebeten bei
Kreisjugendpfleger Klaus H. Spit-
zer, Tel. 06021/394-374 oder Ju-
gendpfleger@Lra-ab.bayern.de

http://www.messe-vertrieb.de
http://www.gartenbank.de
http://www.gartenbank.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.deko-jochum.de


PPPPublic Private  
Partnership  
bei Schulen

PPP – weit mehr als bloße 
 Wirtschaftlichkeit
PPP hat aber auch über die bau-
lichen Veränderungen hinaus auf 
den Schulalltag und das Lernen 
selbst positive Auswirkungen, wie 
die Betroffenen attestieren. So 
verbesserte sich laut der befragten 
Schulleiter die Arbeitsatmosphäre 
und -zufriedenheit im Kollegenkreis 
deutlich und die Schüler zeigten 
sich maßgeblich motivierter. Auch 
der Vandalismus an den neu errich-
teten oder sanierten Schulen ging 
deutlich zurück.

PPP wirkt nachhaltig:  
Erfahrungen aus dem  
Leuchtturmprojekt PPP-Schulen 
Landkreis Offenbach
Dass PPP bei Schulprojekten 
einen positiven pädagogischen 
und psychologischen Einfluss auf 
die Nutzer hat, wurde schon früh 
erkannt. Eine Studie an den PPP-
Schulen im Landkreis Offenbach**, 
veröffentlicht von der Technischen 
Universität Darmstadt im Sommer 
2009, prüfte diesen Ansatz über 
mehrere Jahre hinweg. Dabei zeigt 
sich, dass die guten Erfahrungen 
der Nutzer mit PPP auch nach meh-
reren Jahren der Nutzung anhalten 
und gerade Arbeitszufriedenheit 
und Lernatmosphäre nachhaltig 
profitieren. Als besonders vorteil-
haft wurde dabei auch die Mög-
lichkeit erachtet, dass die späteren 
Nutzer von Anfang an mit ihren 
Bedürfnissen in die Planungen der 
Sanierungs- und Baumaßnahmen 
mit einbezogen werden konnten.

„Für unsere Entscheidung 
zugunsten von PPP gab der Ge-
danke des Lebenszyklusansatzes 
den Ausschlag. Unsere Überle-
gung war, einfach ausgedrückt, 
die: Wenn der Betreiber der 
Schule schon bei der Planung 
mit am Tisch sitzt, wird die Schu-
le intelligenter und wirtschaftli-
cher gebaut.“ 
Thomas Loderer, Vorsitzender des Zweckver-
bandes Staatliche weiterführende Schulen im 
Südosten des Landkreises München, über 
das PPP-Projekt Gymnasium Höhenkirchen-
Siegertsbrunn 

Gymnasium Höhenkirchen-Siegerts-
brunn, Landkreis München

**) Die Schulen im Landkreis Offenbach 
sind das erste große PPP-Schulprojekt in 
Deutschland

Bayerischer Bauindustrieverband e. V.
80331 München  Oberanger 32
Postfach 10 03 61  80077 München
Telefon +49 89 235003-0  Fax -71
info@bauindustrie-bayern.de
www.bauindustrie-bayern.de

PPP ist L Inno vation 
L Partner schaft
L Zeit gewinn

L Ideen vielfalt
L Qualität
L Effizienz

Größte Vorteile von PPP  
im Bildungsbereich:
L Partnerschaftliche 

Abwicklung
L Langfristige Leistungs- und 

Planungssicherheit
L Schnellere Realisierung
L Höhere Effizienz
L Leistungen aus einer Hand
L Synergieeffekte
L Wirtschaftlichkeit 

des Projektes



PPP ist …
… Public Private Partnership 
(oder auch ÖPP, öffentlich private 
Partnerschaft) – die langfristige 
partnerschaftliche Zusammenarbeit 
von öffentlicher Hand und Privat-
unternehmen zur Realisierung von 
Infrastruktureinrichtungen, z.B. 
Verwaltungsgebäude, Sportanla-
gen, Kindergärten, Feuerwehrhäu-
ser, Krankenhäuser, Kultureinrich-
tungen, Kläranlagen, Wasser- und 
Abwassernetze, Straßen oder 
besonders auch Schulen. 

Bei einer Schule bedeutet dies 
beispielsweise, Bauweise und 
 Materialien so zu wählen, dass 
sie für die Beanspruchung durch 
Jugendliche und den Schulbetrieb 
tauglich und gleichzeitig gut zu 
reinigen und zu erhalten sind, da 
so u.a. die hohen Hausmeister- und 
Reinigungskosten gering gehalten 
werden können. 

Die Vertragslaufzeit kann – je nach 
Projekt – beispielsweise  
10, 20 oder 30 Jahre betragen.

Da zügiges Bauen Kosten spart, 
können Projekte zudem durch den 
privaten Partner meist günstiger 
und schneller umgesetzt werden 
als bei herkömmlicher Realisierung 
durch den öffentlichen Auftrag-
geber. 

„Der Neubau des Gymnasiums 
sowie einer 2-Feld-Sporthalle in 
Kirchseeon ist nachweislich die 
wirtschaftlichste Variante. […] 
Vorteilhaft ist vor allem auch die 
schnelle Realisierbarkeit der 
Vorhaben.“ 
Georg Preuß, Landratsamt Ebersberg, über 
das PPP-Projekt Gymnasium Kirchseeon

ren – wobei dies nicht zwingend 
ist – sowie ggf. das abschließende 
Verwerten nach Vertragsende 
gebündelt an einen Auftragnehmer 
vergeben werden. Denn so kann 
das private Unternehmen – z.B. 
durch besondere Ideen und Inno-
vationen sowie eine hochwertige 
Bauweise – schon in der Pla nungs- 
und Bauphase die Folgekosten 
für Bewirtschaftung und Instand-
haltung eines Projektes minimie-
ren. Da durchschnittlich 80 % der 
Kosten eines Projektes über den 
gesamten Lebenszyklus hinweg 
gesehen auf Unterhalt und Betrieb 
entfallen, steigert es die Gesamtef-
fizienz enorm, diese Faktoren von 
vornherein in die ganzheitliche 
Betrachtung mit einzubeziehen.  

Dabei bleibt die öffentliche Hand 
die ganze Zeit über Eigentümerin 
der Infrastruktureinrichtung (sog. 
Inhabermodell). Sie zahlt dem 
beauftragten Privatunternehmen 
über die Vertragslaufzeit hinweg für 
die geleistete Investition, den 
Unterhalt und Betrieb ein laufendes 
Entgelt. Im Gegensatz zur öffent-
lichen Hand ist der private Partner 
vertraglich zur regelmäßigen 
Instandhaltung verpflichtet. Nach 
Ablauf der Vertragslaufzeit über-
nimmt die öffentliche Hand die 
Einrichtung in einem zuvor definier-
ten – oft nahezu neuwertigen – 
 Zustand wieder in Eigenregie.

Bis Anfang 2011  wurden in 
Deutschland insge samt 159 
Projekte im öffentlichen Hoch- 
 bau umgesetzt. Der Effizienz-
vorteil für den öffentlichen 
Auftrag geber betrug dabei im 
Durch schnitt rund 15 %.

        

PPP macht Schule!
Zu den häufigsten und beliebtesten 
Anwendungsbereichen von PPP 
zählen ganz klar Bildungseinrich-
tungen, v.a. Schulen. Dies ist nicht 
verwunderlich, betrachtet man 
doch die bisherige – inzwischen 
auch wissenschaftlich belegbare – 
Erfolgsbilanz solcher PPP-Schulpro-
jekte. Bislang stand – gerade mit 
Blick auf die wachsenden Haus-
haltsdefizite der Kommunen – hier 
weitestgehend das finanzwirt-
schaftliche Pro und Contra im Vor der- 
grund. Die Sichtweise der „Betrof-
fenen“ rückt jedoch nun mehr und 
mehr ins Blickfeld, denn PPP bietet 
hier noch weit größere Vorteile. 

Public Private Partnership bei Schulen

PPP –  
Öffentliche Hand und Privatwirtschaft 
schaffen gemeinsam Mehr-Wert

Ist doch logisch ...
... in einer schönen Schule
lernt sich’s besser!

PPP – Public Private Partnership:
Die Partnerschaft, in der Partner mehr schaffen.

Schulen mit PPP – Gute und neue Ideen 
schnell und günstig umgesetzt!

www.bauindustrie-bayern.de
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Gymnasium Kirchseeon, Landkreis 
Ebersberg

Realschule in Helmbrechts,  
Landkreis Hof

Auftraggeber sehen fast  
aus schließlich Vorteile bei einer 
Zusammen arbeit mit einem  
privaten Partner

Die Zusammenarbeit mit  
einem privaten Partner bringt für 
die eigene Stadt/Gemeinde

10 %

90 %

weder Vor-  
noch Nachteile

eher Vorteile

eher Nachteile – weniger als 0,5 % 

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 5293 

Auftraggeber von ÖPP-Projekten im 
 Bildungsbereich

*) „ÖPP-Projekte im Schulbereich“ (März 
2011), Institut für Demoskopie Allensbach; 
Befragt wurden im Herbst 2010 insgesamt  
39 Kommunalvertreter/Auftraggeber, 
103 Schulleiter und 31 Elternvertreter von 
Schulen und anderen Bildungseinrichtungen, 
die Teil eines PPP-Projektes sind.

PPP-Schulen:
Große Zufriedenheit bei  
Auftraggebern und Nutzern
Bezeichnend ist, dass gerade auch
die Auftraggeberseite sowie die
Nutzer der Bildungseinrichtungen
selbst von PPP überzeugt sind.
Wie eine Studie des Instituts für
Demoskopie Allensbach* zeigt,
sehen 90% der Auftraggeber von
PPP-Projekten im Schulbereich die
Zusammenarbeit mit einem privat-
wirtschaftlichen Partner als positiv.
Auch 62% der befragten Schulleiter
und etwa ebenso viele Elternver-
treter beurteilen PPP als vorteilhaft.
Dabei wurden besonders die hohe
Qualität der erbrachten Leistung,
der geringe Verwaltungsaufwand
sowie das gute Beschwerdema-
nagement hervorgehoben. Die
Mehrheit der Auftraggeber und
Nutzer ist davon überzeugt, dass
der private Anbieter höhere Leis-
tungen erbringt als dies bei einer
herkömmlichen Umsetzung zu 
erwarten gewesen wäre.

„Unsere Erwartungen an das 
PPP-Modell zur Errichtung und 
zum Betrieb des Gymnasiums 
Kirchseeon wurden bisher voll 
erfüllt. Der Landkreis Ebersberg 
hat daher auch den Neubau der 
Realschule Poing als Passivhaus 
an einen privaten Partner als 
PPP-Modell vergeben.“
Herbert Jungwirth, Landratsamt Ebersberg, 
über das zweite PPP-Schulprojekt des Ebers-
berger Landkreises

„Die PPP-Schulen des Land-
kreises Hof freuen sich auf eine 
Vorreiterrolle bei der technischen 
Ausstattung der Klassenräume.“ 
Studiendirektor Gerd Koppitz, Schulleiter des 
Gymnasiums Münchberg, über das PPP-
Schulprojekt des Landkreises Hof

Kopernikus-Schule, Stadt Nürnberg

 Wie funktioniert PPP?
Die öffentliche Hand beauftragt im 
Rahmen eines Vergabeverfahrens 
ein Pri vatunter nehmen oder eine 
Arbeits gemeinschaft aus mehreren 
Privatunternehmen mit der Um- 
setzung aller Leistungsphasen 
eines Projektes.
Grundgedanke ist der Lebens-
zyklusansatz eines Projektes, d.h. 
dass das Planen, Bauen, Unterhal-
ten und Betreiben, das Finanzie-
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